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We oft wurde in der „Geopolitik“ der Mangel entschiedenen 
ußenpolitischen Wollens im deutschen Volk beklagt! Wie standen 
je Meinungen über Ziel und Weg feindlich gegeneinander! 


© ist es uns eine besondere Freude, daß einer der führenden 
ängeren Gewerkschaftler, daß F. ]. Furtwängler unserer 
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FRANZ JOSEF FURTWÄNGLER: 
Nem! Nem! Soha! 


Vor einem Jahr versprachen wir, unsern Lesern eine Übersicht über die deutsche 
Außenpolitik aus allen Lagern zu geben. 

Zum Abschluß des Jahrganges bringen wir nun die temperamentvolle Äußerung 
eines führenden Mitglieds der deutschen Gewerkschaftsbewegung — eines Sozial- 
demokraten, der den Balkan bereiste und nun mit entschiedener Deutlichkeit am 
Beispiel Ungarns zeigt, daß man sich innenpolitisch die Köpfe einhauen und 
doch außenpolitisch mit ganzem Herzen in einer Front kämpfen kann. 

Wir erhoffen diese gemeinsame Froni auch für uns Deutsche. Noch bleiben — 
ganz abgesehen von den innerpolitischen Fragen — viele Meinungsverschieden- 
heiten über Art und Tempo des Vorgehens. Aber viele junge Köpfe sind in 
letzter Zeit schon in die außenpolitische Front eingesprungen; mit den nach- 
folgenden Äußerungen Furtwänglers gewinnt sie — vor allem mit Bezug auf 
innenpolitische Fragen — eine Breite, die Hoffnung gibt für die großen und 
schweren Aufgaben der Zukunft. 

Der Herausgeber für den Leitaufsatz: Kurt Vowinckel. 


Wie sieht es in Europa aus? 


Der Gedanke einer Einigung oder Zusammen- 
arbeit der Staaten Europas ist nicht tot. Er ist im 
Gegenteil lebendiger und notwendiger denn je, seit 
im Sommer dieses Jahres jener „Pan-Europa“-Pro- 
paganda ein schlichtes Begräbnis zuteil wurde, 
welche französische Regierungsstellen mit Eifer be- 
trieben und deren Ziel das Gegenteil von Einigung 
und Zusammenarbeit der Völker war, nämlich die 
Erhaltung der Versailler Gewaltordnung und deren 
Verkrustung in ein Koalitionssystem von Nutz- 
nießern des Versailles-Friedens gegen die Unter- 
drückten und „Schlechtweggekommenen “ und gegen 
jeden Versuch der letzteren, auf eine Änderung des 
herrschenden Systems hinzuwirken. Diesem Ziele 
einer Sicherung des französischen Hegemonie- und 
Bündnissystems über Europa, das man mit dem 


noralischeren Namen „Sicherheit“ zu verschleiern suchte, sollten alle Bedürfnisse 
wirtschaftlicher Zusammenarbeit untergeordnet werden — was in dem „Briand- 
Viemorandum“ selbst ganz deutlich ausgesprochen ist: 
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„Da jede Fortschrittsmöglichkeit auf dem Wege der wirtschaftlichen Einigung streng durch 
die Sicherheitsfrage bestimmt wird und diese Frage selbst eng mit der des erreichbaren Fort- 
schritts auf dem Wege der politischen Einigung zusammenhängt, müßte die Aufbaubestrebung, 
die Europa seine organische Struktur geben soll, zunächst auf dem politischen Gebiete einsetzen. 
Auf dieser Grundlage müßte dann auch die Wirtschaftspolitik in ihren großen Zügen sowie die 
Zollpolitik jedes europäischen Staates im besonderen aufgebaut werden.“ 

Noch deutlicher geht es dann weiter: 

„Die umgekehrte Reihenfolge wäre nicht nur vergeblich (!), sie würde auch den schwächeren 
Nationen geeignet erscheinen, sie ohne Bürgschaften und Ausgleiche der Gefahr einer politischen 
Beherrschung auszusetzen, die sich aus einer industriellen Herrschaft (!) der stärker organi- 
sierten Staaten ergeben könnte.“ 


Um Absicht und Tragweite dieser Sätze, in denen der ganze Sinn des franzö- 
sischen „Pan“-Europa-Ideals enthalten ist, ganz zu durchschauen, muß man die 
völlige hilflose Abhängigkeit kennen und erlebt haben, in der sich Jugoslawien 
und gar erst Rumänien von der französischen Finanz befinden; man muß wissen, 
wie die letztere ihre Geldinvestierungen und Stabilisierungsanleihen in diesen 
Ländern zu einem bis zur Diktatur gehenden Drucke ausnützt. In Rumänien wie 
in Serbien vermag der auf die Finanzmacht gestützte Einspruch des französischen 
Botschafters wirtschaftliche Aufträge an Deutschland zu verhindern und hat sie 
mehr als einmal verhindert — zuletzt einen großen rumänischen Auftrag von 
ı30 Mill. RM. auf Eisenbahnmaterial. Wie viele Arbeitslose in Deutschland mögen 
heute wohl wissen, daß auf diese Weise die Blockade der deutschen Wirtschaft mit 
unseren eigenen Reparationsmilliarden finanziert wird? 

Der Wunsch, unter Mißachtung aller wirtschaftlichen Zweckmäßigkeiten diese 
politische Vorherrschaft zu konservieren, und das ganze groteske Mißverhältnis 
zwischen der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit der einzelnen Staaten Europas 
und der politisch-militärischen Rolle, die ihnen die „Friedensverträge“ zuwiesen, 
zu erhalten, liegt dem französischen Paneuropaplane zugrunde. Während das fran- 
zösische Memorandum Besorgnisse äußert über eine politische Beherrschung kleiner 
Staaten, die sich „aus einer industriellen Herrschaft ergeben könnte“, wird die 
Finanz- und Börsenherrschaft Frankreichs über seine Verbündeten im Osten und 
Südosten Europas stillschweigend als selbstverständlich erachtet. 

Die Abfuhr, welche der Denkschrift über diesen Plan von allen nicht gänzlich 
an Frankreich geketteten Staaten sowie von dem Minderheitenkongreß in Genf 
zuteil wurde, war allerdings gründlich genug. England, Irland, Holland, Deutsch- 
land, Österreich, Ungarn lehnten ihn ab oder äußerten schroffe Bedenken. Und 
eine Regierung stellt dem französischen Plane sogar eine Reihe ganz anders lauten- 
der Forderungen gegenüber: 

Schutz der Rechte der kleineren Staaten / Beseitigung der letzten Trennungs- 
linien zwischen Siegerstaaten und Besiegten / Begründung eines Verhältnisses 
völliger Gleichheit zwischen allen Staaten / Einladung der Sowjetregierung 
und der türkischen Regierung zur Mitwirkung an dem Plane / Reine Teilung 
Europas in entgegengesetzte Gruppen und Systeme / Beschränkung der 
Rüstungen statt Bündnissysteme usf. 


Tann: FURTWÄNGLER: NEM! NEM! SOHA! 907 
'- Man nenne es Ironie des Schicksals oder babylonische Sprachverwirrung im 
Zeichen des Versailler Systems: diese Forderungen, die, ohne Kenntnis des Ur- 
hebers gelesen, von jedem auf das Konto einer internationalen Friedensgesellschaft 
oder einer sozialistischen Internationale gesetzt würden, stammen — von der Re- 
gierung Italiens. 
f Deutschlands soziale Belagerung 

Dem Deutschen, sollte man meinen, werden die verheerenden Folgen des Ver- 
sailler Friedens im eigenen Lande hinreichend vor Augen geführt. Wer indessen 
dazu neigt, sich die Erkenntnis dieser traurigen und faustdicken Tatsachen durch 
Erwägungen über die „überall gleich auftretende allgemeine Wirtschaftskrise* 
wegtheoretisieren zu lassen, der sollte, um den ganzen Jammer des Pariser Friedens- 
systems zu überschauen, sich einmal das Verwüstungsgebiet des Trianonvertrages 
ansehen. Im Verheerungsbezirke von Versailles hat die Zerreißung des schlesischen 
Industriegebietes und die Schaffung des Korridors ganze Industriereviere und Städte — 
wie etwa Stettin und Breslau — im weiten Umkreis mit einer Arbeitslosigkeit be- 
schert, die die Arbeitsmarktkatastrophe im übrigen Reich um vieles überbietet 
und das abgetrennte Ostpreußen zur bankrotten landwirtschaftlichen Subsidien- 
provinz macht. Die Industriearbeiter der annektierten Gebiete sind auf einen 
Lebensstandard herabgesunken, der sich aus der Konkurrenz mit dem Agrarprole- 
tariat des neuen Staates ergibt und noch tiefer zu sinken droht. Im lothringischen 
‚Industriegebiet sind Gewerkschaften, Lohntarife, Arbeitszeitregelung weggefegt, und 
in Frankreich selbst arbeitet der (im Zeichen der „allgemeinen Wirtschaftskrise“) 
‘blühende Reparationskapitalismus mit einem Heer von 3 Millionen billigster Tage- 
löhner, die in Polen, Spanien, Italien, Rumänien, Galizien zusammengeworben 
und herdenweise herangeschleppt werden; er begründet mit diesen Objekten der 
Ausbeutung und einer Anzahl von Negermischlingen seiner Kolonialbevölkerung 
eine soziale Reaktion, wie sie das westliche Europa noch nicht erlebt hat. Nimmt 
man dazu noch die in einem gewissen Umfange neugeschaffenen Dumpingindu- 
strien der Tschechei, so kann man, um einmal allein aus der Sphäre des Lohn- 
arbeiterinteresses zu sprechen, konstatieren, daß der Versailles-Vertrag um Deutsch- 
land einen ganzen Gürtel sozialer Belagerung zog. Ein in irgendeine Amtswürde 
gekletterter Senegalneger, der auf der diesjährigen Genfer Konferenz des Inter- 
nationalen Arbeitsamtes im Namen Frankreichs (das dort eine führende Rolle 
spielt) und unter dem Beifall französischer Arbeitgeber weißer Couleur das System 
der Zwangsarbeit verteidigte, ist in mehr als einer Beziehung das traurig-treffliche 
Symbol der Hegemonie Negro-Galliens über das neue Europa. 


Wir und der Vertrag von Trianon 
Im gleichen Sinne, wenn auch auf andere Weise, wirkt der Trianon-Vertrag, 
der von Ungarn zwei Drittel seines Bodens und seiner Bevölkerung wegriß; er 
stellte sie unter die Herrschaft von Staaten, die bis an und in die achtziger Jahre 
des vergangenen Jahrhunderts türkische Paschaprovinzen waren und deren Kultur 
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und Wirtschaft noch alle Kennzeichen dieser Vergangenheit tragen. Einhundert- 
undviertausend Quadratkilometer ungarischen Landes (ein Stück also so groß wie 
Bayern, Württemberg und Baden zusammen) fielen allein an Rumänien, und 
nicht viel kleiner ist das Gebiet, das Ungarn und Österreich genommen und dem 
neuen Großserbien zugeschlagen wurde. Kam an Rumänien die umfangreiche 
Eisenindustrie und der Kohlenbergbau, so erhielt Jugoslawien das reiche land- 
wirtschaftliche Überschußgebiet der Woiwodina, während man der Tschechei den 
Wald- und Holzreichtum Ungarns zusprach. 

In Transsylvanien, dem heute rumänischen Teil Ungarns, steht der ungarische 
Landwirt in wirtschaftlichem Wettbewerb mit altrumänischen, wallachischen 
Bauern, die weder Schuhe noch zivile Kleidung kennen, in kläglichen Lehm- 
hütten wohnen und mit ihrer Bedürfnislosigkeit jeden Konkurrenten zugrunde 
richten; aus den Industriewerken wird der ungarische und der deutsche Arbeiter 
unter dem Druck des Nationalitätenkampfes in erster Linie entlassen, und die 
„Agrarreform“ ist in Rumänien ebenso wie in Jugoslawien nicht selten der er- 
wünschte Vorwand zur Enteignung und Ruinierung der nationalen Minderheit. 
In einem einst blühenden ungarischen Dorf Transsylvaniens fragte ich den Geist- 
lichen: „Von was leben Ihre Leute?“ Worauf ich die Antwort erhielt: „Vom 
Stehlen!“ Auf die Bemerkung, wie er als Seelsorger dies so kaltblütig konstatieren 
könne, erwiderte er: „Was sollen sie anders tun, um nicht zu verhungern? Der 
Wald, von dem sie ehdem lebten, ist der Gemeinde einfach weggenommen worden.“ 
In der zu Jugoslawien geschlagenen Woiwodina wirkte sich die „Agrarreform 
im Zeichen des Nationalitätenkampfes in der Schaffung eines 150 000 köpfigen, 
meist ungarischen und deutschen, besitz- und arbeitslosen Landproletariats aus 
(bei einer Gesamtbevölkerung von ı,3 Mill. Einwohnern!), und unter den 
25000 Verarmten, die in den Jahren 1921— 1927 zur Auswanderung gezwungen 
waren, befanden sich nicht weniger als 21 000 Ungarn und Deutsche. 

Diese Feststellungen besagen keineswegs, daß etwa die „Herrenvölker“, Serben 
und Rumänen, in ihrer Masse durch den territorialen Gewinn aus den „Friedens- 
verträgen“ (von einigen bevorzugten Nutznießern abgesehen) reicher geworden 
wären. Denn die Verträge haben ihnen nicht nur große neue Bevölkerungsmassen 
und wirtschaftlich ertragreiche Gebiete zugeschanzt (deren Nutzbarmachung ihre 
eigene Wirtschafts- und Verkehrsorganisation einstweilen nicht gewachsen ist). 
Gleichzeitig hat ihnen das Bedürfnis der berühmten „Sicherheit“ und der Bän- 
digung der neuen „Untertanen“, die sich (man denke an Kroatien!) keineswegs 
immer „befreit“ vorkommen, einen Militarismus und Imperialismus aufgewungen, 
unter dessen Last das ganze Volk seufzt und der seine Grenzen nur an der äußer- 
sten Inanspruchnahme dieser Völker findet. Wo also des alten Ungarns Reichtum 
hingekommen ist, hat er auf diese Weise nur neue Armut geschaffen. 

Über 500 Jahre lang (seit 1391) hat Ungarn neben Österreich die geschicht- 
liche Mission erfüllt, in schweren Kämpfen, gleichsam in einem dauernden Be- 
lagerungszustand die Türkenscharen fernzuhalten von Europa und von Ländern, 
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Bir. jetzt der Friede von Trianon in einer Tiefe von einer Viertelmillion Quadrat- 
_ kilometern erneut einer Paschaherrschaft mit wirtschaftlicher Desorganisation, 
T. Rechtlosigkeit und Backschischwirtschaft ausgeliefert hat. Türkenherrschaft von 
' der einen, gallisch-afrikanische Expansion von der anderen Seite umkrallen das 
_ Herz unseres Erdteils und berühren sich in Militärbündnissen zum Zwecke der 
„Sicherheit“. -— Das ist das Ergebnis der Friedensschlüsse nach dem „letzten aller 
Kriege für Zivilisation, Demokratie und Gerechtigkeit“. Wann endlich wird dies 
in Europa und in Amerika allgemeine Erkenntnis? 


= 


Ungarn im Innern 


Niemand wird behaupten wollen, daß Ungarn selbst ein Paradies der Wohlfahrt 
und Gerechtigkeit sei oder jemals war. Seine schwere jahrhundertelange Kampf- 
stellung gegen die Türkenhorden, mit der es sich an allen anderen Völkern der 
europäischen Gesamtkultur ein schwer zu überschätzendes Verdienst erwarb, trägt 
die Schuld daran, daß manche Elemente des kulturellen und sozialen Fort- 
schrittes im Inneren vor der dauernden äußeren Gefahr in den Hintergrund 
treten mußten. Sind aber nicht schon Versuche der Würdigung eines Landes, in 
dem eine der berüchtigten Diktaturen herrscht, verdächtig? - 

Als im November ıgıg die ungarische Diktatur kam, war sie die Nachwirkung 
auf die Folgen des frivolen politischen Experiments des Gesinnungsvandalen Bela 
Kun, der es den Serben und Rumänen erst möglich machte, die Banatländer 
von Ungarn abzureißen, und den niemand leidenschaftlicher verurteilt und ver- 
flucht als die Arbeiter — und zwar im Banat nicht minder als in Ungarn selbst. 
Heute sieht die ungarische Diktatur im Wesen wie folgt aus: Ein modernes Wahl- 
recht gibt es nicht. In den Landgemeinden ist die Wahl öffentlich, was natürlich 
praktisch bedeutet, daß sie nur den Willen der Feudalherren zum Ausdruck bringt. 
In den größeren Städten existiert — als Konzession an die Industriearbeiter — eine 
geheime Wahl, die aber von gleichem Wahlrecht weit entfernt ist, da die Bezirks- 
einteilung einer kleinen Zahl wohlhabender Leute effektiv die gleiche Stimmkraft 
bewilligt wie den stark bevölkerten Bezirken des Proletariats. Das Ergebnis ist, 
daß die Einheitspartei von Admiral Horthy und Graf Bethlen ı80 von ins- 
gesamt 246 Abgeordneten zählt. Die Christlichsozialen zählen 28, die Sozial- 
demokraten 20, und verschiedene Splitterparteien die restlichen 18 Abgeordneten. 
Während in Jugoslawien sämtliche Parteien unter der Diktatur verboten wurden, 
ist in Ungarn auch die sozialistische Partei nicht verboten. Seltsamerweise haben 
sogar die Gewerkschaften die Befugnis — die ihnen in England das Gewerkschafts- 
gesetz der Baldwinregierung von 1927 nahm —, Beiträge an die Partei für ihre 
Mitglieder zu entrichten. Gerechtigkeit gebietet außerdem zu sagen, daß die un- 
garische Diktatur nach allgemeinem Zeugnis hüben wie drüben um vieles erträg- 
licher ist als die jugoslawische oder das nur dem äußeren Anschein nach von 
dieser verschiedene Willkürregiment in Rumänien, das man füglich als eine Art 
von konstitutionellem Bolschewismus charakterisieren kann. 
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Damit soll für die ungarische Diktatur -Horthy keine Beschönigung ausge- 
sprochen sein, sondern eher das Gegenteil — weil sie nach meiner Meinung 
heute der größte Anachronismus Europas ist. Diktaturen kommen nach allen bis- 
herigen Erfahrungen der Geschichte (nicht weil ein Volk soundso viele Prozent 
Analphabeten hat, sondern): wenn eine Nation sich in Zeiten der inneren Gefahr 
auseinänderschwätzt oder (mit noch größerer Sicherheit) wenn ein Volk sich in 
ernsten Zeiten unfähig erweist, in Lebensfragen einen geschlossenen Willen gegen- 
über der Umwelt zu bilden*). 

In einem Lande wie Ungarn aber, wo Sozialdemokraten einem sagen, ihre 
schärfste Anklage gegen die Diktatur sei, daß die Propaganda der Gegner Un- 
garns mit dem Schlagwort „Horthy-Regiment“ ihnen, den Arbeitern, den Kampf 
gegen den Trianonvertrag erschwere, ist eine Diktatur so überflüssig wie ein 
Kropf. Dies ist auch die Meinung von ungarischen Politikern, die nichts weniger 
als Sozialisten sind. Ein sehr prominenter Abgeordneter, der selbst zur Partei 
Horthys gehört, sagte mir: „Da haben Ihre sozialdemokratischen Freunde gar 
nicht so unrecht. Den Feinden Ungarns konnten wir kaum einen größeren Ge- 
fallen tun, als die Form der Diktatur herauszukehren, aber die verdanken wir 
nun einmal dem bolschewistischen Experiment des Bela Kun.“ Trotzdem wird 
es mir immer unverständlich bleiben, daß man in einem Volk mit dem feinen 
politischen Instinkt der Ungarn und mit dessen Gemeinsinn in allen Schicksals- 
fragen, zwölf Jahre lang die Diktaturform beibehält, ohne aus der erkannten 
nachteiligen Wirkung auf den Lebenskampf der Nation die Konsequenz zu ziehen. 

Der klassenmäßige Träger der Regierung Horthy-Bethlen ist die Gentry, d. h. 
die historische Klasse, die in dem agrarischen Ungarn das Bürgertum, die „Bour- 
geoisie“ ersetzt: der kleine Adel, der den Kleingrundbesitz, Regierungsämter und 
Komitatsverwaltungen innehat. 

Jedes Dorf hat seine Gentry, die durch Erhebung in diesen Stand, namentlich auf 
Grund kriegerischer Verdienste, entstanden ist. Die Gewandtheit und gewinnende 
Geschmeidigkeit dieser Schicht ist ein wertvoller imponderabler Faktor ungarischer 
Politik und trägt sicherlich viel zu den Erfolgen des ungarischen Rampfes und 
der Propaganda gegen den Trianonfrieden bei. Entscheidend ist aber, daß dieser 
Kampf sich nicht auf eine Oberschicht oder Partei beschränkt, sondern über alle 
Partei- und Gesellschaftsschranken hinweg getragen wird von einem einzigartig 
machtvollen Willen des Gesamtvolkes. Wie sollte es auch anders sein? Jeder fühlt 
am eigenen Leibe die Armut, in die das Land durch seine unerhörte Verstümmelung, 
die Abtrennung aller ergiebigeren Erwerbsquellen und die wirtschaftliche Ein- 
kreisung durch seine mit Frankreich verbündeten Nachbarn hineingestürzt wurde. 
Kaum einer, der nicht jenseits der Willkürgrenzen Verwandte oder Bekannte wohnen 
hat und dem jeder Besuch im „besetzten Gebiet“ (so nennt man in Ungarn aller- 
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*) Beide Voraussetzungen gelten z. B. nicht für das Serbenvolk, das sogar einen sehr starken 
nationalen Willen hat — aber auch die jugoslawische Diktatur gilt ihm nicht, sondern den 


RER anderen Minderheiten, die nur durch Terror bei dem eroberten Imperium zu 
ıalten sSınd. 
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wärts die annektierten Territorien) von neuem vor Augen führt, wie die Grenzen 
; ‚von Trianon in zynischer Weise mitten durch die Ebene der Pußta in launigen 
Tickzacklinien verlaufen und der Hirt mit dem Passport in der Hand das Vieh 
" weiden muß, um nicht bei der ersten Gelegenheit vom jenseitigen Grenzposten 
festgenommen oder angeschossen zu werden — aus Gründen der „Sicherheit“. 
‚Jeder Dritte im Lande mag irgendeinen Erwerb verloren haben infolge der „Neu- 
regelung Europas“, deren Opfer Ungarn in so starkem Maße geworden ist. 

Ungarns landwirtschaftlicher Boden, die hauptsächliche Ernährungsbasis dieses 
Volkes, war nach der Inflation zunächst schuldenfrei geworden, ist aber jetzt 
wieder in gleicher Weise verschuldet wie vor dem Kriege. Nur betragen heute die 
Zinsen 15—ı8°/,, während die Bodenrente beim Großgrundbesitz und im Durch- 
schnitt der Kleinbauernwirtschaft 2—3°/, beträgt. Im heutigen Ungarn sind 

4,2 Mill. Menschen Landwirte und deren Angehörige, 1,6 Millionen davon sind 
Familienvorstände. Unter diesen sind (trotz einer Agrarreform der Nachkriegszeit, 
die immerhin 400000 Menschen mit Bodenbesitz bedachte) 50°/, Besitzlose und 
36°/, mit kleinem Parzellenbesitz. Und diese 86°), des gesamten Landvolkes bilden 
das ungarische Agrarproblem. Zur Zeit gibt es in dem Lande mit seinen 8 Mill. 
Einwohnern allein in der Landwirtschaft eine Viertelmillion Erwerbslose. 

Unter den Arbeitern in der Industrie, deren Zahl sich nach der Statistik der 
Krankenkassen auf etwa 3/, Million beläuft, lebt nur eine kleine Schicht von Ge- 
lernten mit einer gewissen Industrietradition unter leidlich erträglichen Arbeits- 

" verhältnissen. Sehr schlechte Lohnverhältnisse und eine Arbeitszeit von ıo und 
‚selbst ı2 Stunden dominieren bei der Masse der Ungelernten und besonders den 
weiblichen Arbeitern der Textilindustrie. Die Rückflut ungarischer Volksgenossen 
von jenseits der Grenze, die dort wegen des Bekenntnisses zu ihrer Nationalität 
verfolgt oder auch enteignet wurden und fast ausschließlich den landwirtschaft- 
lichen Beruf haben, vergrößert das Arbeitsangebot und trägt neben anderen Wir- 
kungen des Trianonvertrages zu den traurigen sozialen Verhältnissen bei. So wird 
der Kampf gegen diesen Vertrag in besonderem Maße zu einem sozialen Kampf. 


Wie ein Mann gegen Trianon! 


Ob man mit Bauern, Kellnern, Fabrikarbeitern spricht: ihre Rede wendet sich 
sofort gegen die Unterdrückung und die Sträflingsrolle ihres Landes unter dem 
Trianonvertrag. Was G. Bernhard Shaw einmal von dem früheren Irland sagte: 
ein unterdrücktes Volk gleiche einem Menschen, der an Krebs leidet, da es nur 
noch an sein Leiden denke; bei einem solchen Volke werde jedes Gericht zur 
Volkstribüne, jede Schule zur Rekrutenanstalt und jede Straßenecke zum Werbe- 
platz: das trifft, als wär’s dafür geschrieben, auf das heutige Ungarn zu. An 
Pforten, Hauseingängen, Bürotüren ist das kleine Metallschild genagelt, auf dem 
die Karte Rumpfungarns steht und die abgerissenen Gebiete, die eine bluttriefende 
Dornenkrone umschließt. Und eine Aufschrift fragt den Beschauer: „Maradhat ez 
igy? (soll das so bleiben?) und antwortet selbst: „Nem! Nem! Soha!“ (Nein, nein, 
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niemals). In der rauchigen Arbeiterschenke hängt, wie im vornehmen Hotel, das 
große rote Plakat, das den Raum Ungarns und seiner abgebrochenen Stücke 
plastisch wie das Bild einer zertrümmerten Eisplatte zeigt: 

„Nem! Nem! Soha!*“ 
Und wo sich der Fremde mit dem Einheimischen unterhält, entblößt dieser — auch 
ungewollt — die große Wunde: Trianon! 

Des einen Bruder lebt in Jugoslawien und ist verhaftet. Der andere muß seinem 
Sohne helfen, der ausgewiesen wurde, mal ein gutes Geschäft hatte, aber’ alles 
dabei verlor. Eine Frau fährt zu ihrem Sohn nach Temeschwar. Heut ist es rumä- 
nisch — „leider“ —. Es sei immer so beschwerlich hinüberzukommen, es werden 
einem so viele Schwierigkeiten gemacht. Einer darf drüben seine Mutter nicht 
besuchen, während sie das Land nicht verlassen darf. Und spricht man mit den 
politisch Beschlageneren und fragt man sie über ihre Meinung betreffend „Pan- 
europa“, so erhält man einstimmig den durch keinerlei Theorie und staatsmän- 
nisches Getue verwässerten Bescheid: „Die Einigung Europas beginnt mit der Re- 
vision der Verträge. Ohne diese Revision ist sie unmöglich und jeder Versuch dazu 
unehrlich oder schlecht beraten. Man hat das verstümmelte Ungarn, ebenso wie 
Österreich, zu einer sogenannten Unabhängigkeit gezwungen, die jeden Anschluß 
an ein anderes Land und dessen Wirtschaft verbietet, und dies im schärfsten 
Widerspruch zum Selbstbestimmungsrecht der Völker. Erst mache man das Völ- 


kerrecht für alle gleich — das ist die erste Voraussetzung für eine Einigung 
Europas.“ Immer ist der Grundton der gleiche, ohne laut und aufdringlich zu 
sein — ein Klageton dieses vornehmen, reinlichen, ritterlichen, gastfreundlichen 


Volkes, der einen bis an die Landesgrenze begleitet und um so tiefer ergreift, je 
verhaltener er klingt. Und lange noch, nachdem die tausend herzzerreißenden 
Einzelklagen in dieser schnellebigen Zeit verklungen sind, tönt in der Erinnerung 
die unablässige kategorische Frage: „Soll das so bleiben?“ Und die Antwort eines 
großen Willens: „Nem! nem! Soha!“ Ein Volk, das solchen Willen demonstriert, 
weiß, und auch die Welt weiß, daß es so nicht bleibt. Pfarrer, Hoteldiener, be- 
tagte Arbeiterfrauen kennen alle Stacheln und Schlingen des Vertrages, der ihr 
Volk drückt. (Wie viele Hoteldiener in Deutschland wissen von den deutsch-pol- 
nischen Transportbestimmungen des Versailles-Vertrages, oder dem Hafen, den 
die Tschechoslowakei auf Grund desselben Vertrages in Hamburg hat? Was ge- 
schieht, um es sie wissen zu lassen?) Jeder zweite Erwachsene in Ungarn ist Mit- 
glied der 1927 begründeten „Revisionsliga“, die nicht Parteisache ist, sondern 
Volkssache und die in aller Welt bis hinüber nach Amerika für die Revision des 
Trianonvertrages und den Schutz der ungarischen Minderheiten in andern Län- 
dern mit erstaunlicher Rührigkeit und heiligem Eifer wirkt. „Würden wir Ungarn 
sechzig Millionen zählen“, sagte mir einer, „dann würde die Welt wochenlang nur 
von uns reden.“ 

Der Erfolg? — Daß Ungarn keine „Reparationen“ mehr bezahlt, ist bekannt. 
Und seine Grenzen, die Trianongrenzen, sind heute keine Mauern mehr, sondern 
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_ von der Flut der unwiderstehlichen Volksbewegung aufgeweichte „mud-walls“ — 
 Lehmhügel, von denen nicht zu sagen ist, wann und wo sie zuerst weggespült 


werden. Welche Macht wird die transsylvanischen Länder am Rückanschluß an 


_ Ungarn hindern, wenn eines Tages der latente Bolschewismus Bessarabiens zum 


Ausbruch kommt, auf Moldau und Walachei übergreift und der rumänische Teil 


_ der transsylvanischen Bourgeoisie selbst, vor die Wahl zwischen Bolschewismus und 


Rückkehr gestellt, zumindest passiv bleibt, wenn nicht gar aus Bolschewistenangst 
die Rückkehr des Landes zu Ungarn fördert? Könnte oder würde Frankreich, 
Großserbien, der Völkerbund den territorialen Bestand eines bolschewistischen 


Großrumäniens garantieren? Und welche im Schoß der Zukunft liegenden Er- 


eignisse mögen einst zu Änderungen der jugoslawischen Grenze führen — man 
denke auch hier an Kroatien und den höchst lebendigen Geist des toten Raditsch! 
Solche Ereignisse bringt „die Zeit“ — aber sie zu nützen, muß ein Wille da sein. 
Und Ungarn hat ihn. Allerdings ist es in jenem Lande auch nicht möglich, daß 
schleichender Landesverrat unter der Maske objektiver Tatsachenwürdigung dem 
eigenen Volke in Not und Kampf in den Rücken fällt. Den möchte ich sehen, 
der im Volke der Magyaren Äußerungen tun oder gar drucken lassen dürfte, die 
gegen das eigene Volk und dessen Interesse ausschlagen oder den Kampf um die 
Rechte der abgetrennten Minderheiten verdächtig machen oder „relativisieren“! 

Darum habe ich eine tiefe Überzeugung, daß Ungarn sich einst einen würdigen 
Platz schaffen wird: in seinem Innern und unter den Völkern. Darum glaube ich 


"fest, daß seine Diktatur, wie immer sie aussehe, keine dauernde Regierung sein 
‚ wird, noch sein kann. Denn wenn irgendein Volk des europäischen Festlandes „reif“ 


ist zur Handhabung seines eigenen Geschickes, so ist es das ungarische. Große 
soziale Kämpfe werden und brauchen ihm nicht erspart zu bleiben. Die Massen des 
Volkes werden den Oberschichten und Feudalherren Stück um Stück an Rechten 
und sozialen Bedingungen abringen ınüssen; keine Diktatur kann diese sozialen 
Auseinandersetzungen verhindern, noch soll sie sie verhindern. 

Noch einmal: ein Volk ist reif zur Demokratie, wenn es in harter Zeit einen 
Gemeinsinn zeigt nach außen und einen geschlossenen Willen bildet in Lebens- 
fragen der Nation. Das ungarische Volk hat diese Kraft in böchstem Maße be- 
wiesen und dergestalt die Diktatur „widerlegt“ — besser als durch tausend „Auf- 
klärungsbroschüren“. 

Die junge Generation des arbeitenden und republikanischen Deutschlands aber 
„widerlegt“ ebenfalls nur auf solche Art die Diktatur: wenn sie die republikanische 
Staatsform, die den notwendigen sozialen Auseinandersetzungen einen freien und 
würdigen Boden bietet, auch rechtfertigt durch die stärkste Abwehr des Versailler 
Systems der sozialen Belagerung, die sich gegen Deutschland richtet. Hier begegnet 
sich unser Wollen mit dem des jungen Ungarn. So wenig wie Trianon darf Ver- 


sailles bestehen — —. 
„Nem! Nem! Soha!“ 
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EricH OBst: 
Berichterstattung aus Euroba und Afrika 


DEUTSCHLAND: Revision des Diktatfriedens. — Die Abrüstungsverhandlungen. — Das Märchen 

vom deutsch-russischen Rachekrieg. — Volkstumsfreiheit und Kulturautonomie für die Minder- 

heiten! — ENGLAND: Panbritische Reichskonferenz. — Die Problematik der britischen Wirt- 

schaftskrisis. — Die entscheidende Wichtigkeit der panbritischen Wirtschaftspolitik für Europa. — 

RUSSLAND: Widersacher im Parteilager Stalins. — AFRIKA: Kaiserkrönung von Adis Abeba. — 
General Hertzogs Rede zur Negerfrage. 


Das allseitig wach werdende Begehren des deutschen Volkes nach Revi- 
sion des Diktatfriedens von Versailles beherrscht auch weiterhin die poli- 
tische Gesamtlage in Europa. Die diesbezüglichen Reden von Brüning und Cur- 
tius in Berlin, von Braun in Königsberg wirkten wahrhaft erlösend und zeigen, 
daß die Reichs- und Staatsregierung endlich der Stimme des Volkes die längst 
wünschenswerte Beachtung zu schenken bereit ist. Leider treten vereinzelt im eigenen 
Lager Stimmen hervor, die eine Inanspruchnahme des Artikels 19 der Völkerbunds- 
satzung ablehnen bzw. dahin abzielende Bestrebungen mißdeuten. Dem Ausland 
gegenüber kann nicht oft genug darauf hingewiesen werden, daß die große Masse 
des deutschen Volkes ehrlich und wahrhaftig die Revision von Versailles lediglich 
auf friedlichem Wege erstrebt und daß damit dem Frieden in Deutschland 
und in Europa zugleich gedient werden soll. Wir denken nicht daran, mit dem 
Säbel zu rasseln, denn wir wissen zu genau, daß ein solches Unterfangen kindisch 
sein würde in einer Zeit, wo Europa als Ganzes und in allen seinen Teilen nur 
durch friedliches Schaffen die schweren Wunden des Weltkrieges heilen lassen 
kann und wo das zwangsweise abgerüstete Deutschland, gemessen an der gigan- 
tischen Wehr der umgebenden Staaten, bloß über einen Kinderspielzeugsäbel ver- 
fügt. Was wir wollen, kann kurz so ausgedrückt werden: durch Beseitigung 
desGewaltfriedens zueinem wahrhaften Frieden, derauch für Deutsch- 
land die Wahrung von Ehre, Recht und Freiheit verbürgt. Wer dem 
Frieden dienen will, der schütze das Recht! Weil uns in Versailles maßloses Un- 
recht geschehen, kann und wird Deutschland nicht nachlassen, mit allen völker- 
rechtlich und sittlich erlaubten Mitteln die Revision von Versailles anzubahnen 
und damit die endgültige und dauernde Befriedigung Europas zu erstreben. 

Wie schwer und dornenvoll dieser Weg ist, wissen wir zur Genüge. Die Ab- 
rüstungsverhandlungen, bei denen Graf Bernstorff Wortführer des ganzen 
deutschen Volkes ist, zeigen auf der Gegenseite eine Geistesverfassung, die für die 
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Takunfı unseres Erdteils nichts Gutes erwarten läßt. Nur ganz wenige europäische 
Staaten teilen offen den deutschen Standpunkt, daß die über Deutschland ver- 
hängte Zwangsabrüstung lediglich Rechtskraft besitzt, wenn und soweit alle Staaten 
freiwillig den Weg entsprechender Abrüstung beschreiten. Es wird und muß der 
Tag kommen, wo aus sittlich-kulturellen und aus ökonomischen Gründen die zur 
Sicherung des Staatbestandes erforderliche Rüstung allenthalben auf das denk- 
barste Minimum eingeschränkt wird. Niemand ersehnt diesen Zeitpunkt heißeren 
‚Herzens als wir. Aber man kann und darf deswegen doch nicht Prinzipienreiterei 
treiben, die alleinige Wehrlosigkeit Deutschlands als ethische Leistung fordern 
und verlangen, daß die Zwangsabrüstung unseres im Herzen des Kontinents ge- 
legenen, von waffenstarrenden Nachbarn umgebenen Vaterlandes als Dauerzustand 
hingenommen werde. Gar leicht könnte ein solches Experiment mit der Erkenntnis 
‚enden: Operation gelungen, Patient gestorben. Gleiches Recht für alle, ist ein 
Elementargrundsatz für eine den Frieden ehrlich bejahende Staatengruppe. Die 
Sicherheit, die Frankreich, Polen u.a. m. als berechtigt zuerkannt wird, muß 
man billigerweise auch uns zugestehen. Eine einseitige Zwangsabrüstung jedenfalls 
führt am Ende naturnotwendig zu einer Verzweiflungspolitik, mit der uns nicht 
geholfen und Europa nicht gedient ist. Die einstigen alliierten und assoziierten 
Regierungen haben es in der Hand, durch Beseitigung der Rüstungsungleichheit 
möglichst in der Form eines allgemeinen Rüstungsabbaus das Aufkommen solcher 
Abenteurer- und Verzweiflungspolitik zu unterbinden. 

Hier und da taucht in der europäischen Presse die Verdächtigung auf, Deutsch- 
‚land wolle im Bunde mit der Sowjetunion durch ein kriegerisches Abenteuer die 
politische Landkarte von Europa von Grund auf ändern. Es ist leider in den 
gegenwärtigen Zeitläuften nichts so töricht, daß es nicht geglaubt würde. Jeder, 
der für militärische Kräfteverhältnisse auch nur das mindeste Verständnis besitzt und 
mit geopolitischem Blick die jetzige Staatenkarte Europas betrachtet, muß zu der 
Einsicht gelangen, daß das Märchen vom deutsch-russischen Rachekrieg in 
ernsthaften Auseinandersetzungen keinen Platz finden darf. Eine aktive deutsche 
Außenpolitik wird den Faktor „Rußland“ selbstverständlich in Rechnung stellen; 
unser Ziel aber ist und bleibt der friedliche Ausbau Europas, vor allem die auf 
wahrhaften Volkstumsfrieden gegründete wirtschaftliche Zusammen- 
arbeit zwischen den industriellen Staaten Mitteleuropas und den im 
Osten angrenzenden Agrarstaaten. Was Friedrich Naumann einst erträumte, 
kann und wird in zeitgemäßer Abwandlung zur Tatsache werden. Ein von den 
Staaten und den Völkern ehrlich bejahtes Mitteleuropa kann dann zu einem Eck- 
stein für das werden, was in organischer Fortentwicklung zu einem gesunden 
Paneuropa zu führen imstande ist. 

Voraussetzung hierfür ist jedoch neben allem anderen, daß die Regierungen 
der in Frage kommenden Staatengruppe die Forderung nach unbedingter Volks- 
tumsfreiheit und Kulturautonomie ihrer Minderheiten anerkennen und 
ihr durch entsprechende Taten gerecht werden. Das Beispiel von Belgien, wo der 
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Kampf zwischen Vlamen und Wallonen gegenwärtig wieder ‚heftiger denn? 
je tobt, sollte doch allen Führern der Staaten von Versailles Gnaden die Augen dafür | 
öffnen, daß die unglückselige Assimilationstheorie in heutiger Zeit jedweden Sinn 
verloren hat und am Ende den Staat als solchen ernsthaft gefährdet. Wann werden 
die Staatslenker einsehen, daß namentlich in Zwischen- und Osteuropa auf Grund 
der geschichtlichen Entwicklung nun einmal kein Raum ist für Nationalstaaten, 
sondern daß statt dessen mit der Tatsache typischer Nationalitätenstaaten unbe- 
dingt zu rechnen ist? Wann wird die Zeit kommen, wo solch sch ändliche Abe 
schreitungen gegen Staatsbürger deutscher Nationalität, wie wir sıe 
blutenden Herzens jetzt wieder anläßlich der Wahlen in Polen, vor allem in 
Oberschlesien, erleben müssen, als Relikte. mittelalterlicher Brutalität allent- 
halben verpönt sind? Wer regiert, bestimmt die Religion, so lautete einst die Parole 
in Europa; aber die Gewalt erwieß sich als unzureichendes Mittel, und Religions- 
freiheit siegt trotz und alledem. Wer regiert, bestimmt das Volkstum, so meinen 
jetzt in Zwischeneuropa alle die, die augenblicklich die Macht in Händen halten. 
Man verkrampft sich geradezu dagegen, aus der Geschichte hinzuzulernen, und 
duldet z. B. in Polnisch-Oberschlesien jene Grausamkeiten gegen Staatsbürger 
deutscher Nationalität, ohne zu begreifen, daß auch in diesem Falle die Gewalt- 
methoden ebenso unmenschlich wie letzten Endes erfolglos sind. Volkstumsfreiheit 
wird und muß sich in unserem Jahrhundert gerade so durchsetzen wie Religions- 
freiheit in vergangener Epoche. 

Während Festland-Europa noch immer von schweren Versaillesfiebern geschüttelt 
wird, glaubte man in London auf der panbritischen Reichskonferenz die 
Weltkrise lediglich durch die Brille der Empirepolitik betrachten und lediglich 
mit den Mitteln der Empirepolitik lösen zu können. Der Versuch ist, um das Er- 
gebnis vorweg zu nehmen, gescheitert, und auch die Notlösung einer für 1931 in 
Ottawa vorgesehenen außerordentlichen Reichskonferenz wird nicht zum Ziele 
führen, sofern nicht grundsätzlich andere Wege beschritten werden. Treffend kenn- 
zeichnet der „Economist“ ganz im Sinne unserer eigenen früheren Darlegungen 
(England, Europa und die Welt, Berlin 1927) die Problematik der britischen Wirt- 
schaftskrisis durch die folgende Angabe: 

Zwischen 1913 und 1928 sank der englische Anteil an der Gesamteinfuhr 
Kontinentaleuropas um 8°/,, an der Gesamteinfuhr Asiens und Nordamerikas da- 
gegen um 40°/,, an der Gesamteinfuhr Südamerikas um 30°/, und an der von 
Australien und Ozeanien um ı5°/,. Die wirtschaftliche Verflechtung mit dem fest- 
ländischen Europa hat also am besten standgehalten; schwere Einbuße hat die 
englische Ausfuhr jedoch nach Übersee, vor allem nach Asien und Amerika, er- 
litten. Die Industrialisierung dieser Erdteile ist nicht die Hauptursache dafür; die 
Verhältniszahlen beweisen vielmehr, daß im Bereich dieser Märkte der englische 
Importanteil an dritte Länder abgetreten wurde. Soll nun das Empire die ver- 
lorenen Weltmärkte ersetzen, so müßten die Dominions entweder auf die im Gange 
befindliche Eigenindustrialisierung verzichten oder sich dazu entschließen, die 
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billigeren außerenglischen Angebote abzulehnen, um statt dessen die etwas teureren 
englischen Waren zu kaufen. Die erste Möglichkeit begegnet überall scharfer Ab- 
lehnung; selbst der australische Erstminister Scullin hat darauf hingewiesen, „daß 
die Dominions nicht damit einverstanden sein würden, wie früher ihre Rohstoffe 
billig nach England zu senden, um sie von dort als teure Fabrikate zurück- 
zukaufen“. Die zweite Möglichkeit setzt Gegenseitigkeit voraus: verstärkte Zoll- 
erleichterung bei der Einfuhr britischer Fertigwaren nach den Dominions, Zoll- 
schutz für die von den Dominions nach England zu liefernden Nahrungsmittel 
und Rohstoffe. Die kanadische Delegation unter Führung Bennetts hat einen 
konkreten Vorschlag unterbreitet, der vielleicht einmal historische Bedeutsamkeit 
erlangen wird: „Ich biete dem Mutterland sowie allen anderen Reichsgliedern 
eine Vorzugsstellung auf dem kanadischen Markte an, im Austausch für eine 
gleichwertige Vorzugsstellung Kanadas auf ihren Märkten, auf der Grundlage 
einer Erhöhung ihrer allgemeinen Zolltarife um 10°/, einschließlich der noch zu 
schaffendeu Zollsätze. Die Einfuhr aus den Empireländern soll von diesem Zu- 
schlag von ı0°/, ausgenommen sein. Die von mir erwähnte Rate von 100), ist 
kein Normalsatz. Die Grundlage unseres Vorschlages ist der angemessene Schutz 
der bestehenden und noch zu schaffenden Industrien. Daher beanspruchen wir 
eine gewisse Beweglichkeit der Vorzugsbehandlung, auch mit Rücksicht auf jetzt 
bereits bestehende höhere Vorzugsrabatte.“ Auf dieses Angebot hat die Labour- 
Party-Regierung Englands unter der geistigen Führung Snowdens grundsätzlich 
ablehnend geantwortet und damit eigentlich das Scheitern der Reichskonferenz 
bewirkt. Lebensmittelzölle seien, so wurde englischerseits erwidert, für Groß- 
britannien schlechterdings untragbar. Gesundung der englischen Wirtschaft und 
Beibehaltung des Freihandels hingen untrennbar zusammen. Eher würde man 
die überdies nur befristet zugelassenen Safeguardingszölle abschaffen als Lebens- 
mittelzölle einführen! Mit Recht drückt E. Bandmann in seiner vorzüglichen Zu- 
sammenfassung („Wirtschaftsdienst“ Heft 46, vom ı4. November) sein Erstaunen 
über die Starrheit der augenblicklichen englischen Regierung aus. Kann es aus- 
bleiben, daß die Dominions unter diesen Umständen eine Neuorientierung ihrer 
Handelspolitik in Erwägung ziehen, eine Umstellung, die nach Lage der Sache 
nur eine Abwendung von dem Gedanken der panbritischen Wirtschaftsunion be- 
deuten muß? 

Die englische Regierung hat schließlich, um nicht ganz ergebnislos auseinander- 
zugehen, einen anderen Plan zur Diskussion gestellt: Das sogenannte Quoten- 
projekt, d. h. Kontigentierung des gegenseitigen Warenaustausches nach vertrag- 
lich festgesetzten Quoten unter der Kontrolle staatlicher Einfuhrämter. Die zur 
Beratung dieses Projektes eingesetzten Unterausschüsse sind sich einig darüber, 
daß eine Kontigentierung durch Quoten ohne Regulierung des Außenhandels nicht 
möglich sei, und daß die Kontigentierung nötigenfalls bis zu Einfuhrverboten 
gegenüber niehtbritischen Ländern führen könne. Damit ist der Punkt erreicht, 
wo die panbritische Wirtschaftspolitik von entscheidender Wichtigkeit für Europa 
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und namentlich für Deutschland wird. Ein System von Quoten und Einfuhrver- 
boten muß naturgemäß den deutschen Außenhandel aufs schwerste treffen. Was 
sollte z. B. Südafrika als Gegenleistung für eine Obstquote anderes bieten als eine 
Maschinenquote, die das Ende der deutschen Lokomotivlieferungen nach Südafrika 
bedeuten würde. Entsprechende schwere Schädigungen hätten die chemische In- 
dustrie,.die Textilindustrie u. a. m. bei Annahme des Quotenprojektes zu erwarten. 
Wer könnte im Ernst dann noch von der Möglichkeit deutscher Reparations- 
zahlungen reden, wenn uns, anstatt, der deutschen Industrie neue Absatzgebiete 
zuzuweisen, sehr wichtige Märkte so gut wie völlig verschlossen werden sollten? 
Noch ist auch britischerseits das letzte Wort über das Quotenprojekt nicht ge- 
sprochen. Aber Europa und hier vor allem Deutschland werden die Entwicklung 
im British Empire mit äußerster Wachsamkeit im Auge behalten müssen, um von 
den unabsehbaren Folgen einer derartigen Handelspolitik nicht etwa überrascht 
zu werden. 

Was in Rußland vorgeht, entzieht sich infolge strenger Zensurmaßnahmen 
im Augenblick jeglicher Beurteilung. Daß die überstürzte Industrialisierung und 
namentlich die Hals über Kopf durchgeführte Kollektivierung der bäuerlichen 
Betriebe zu wirtschaftlichen Krisen und im Gefolge davon zu politischen Unruhen 
führen würden, wurde bereits in den vorausgegangenen Berichten als sehr wahr- 
scheinlich hingestellt. Inzwischen scheinen dem Diktator Stalin selbst im Lager 
der eigenen Parteigenossen arge Widersacher erstanden zu sein. Rykow soll seines 
Amtes enthoben, eine größere Anzahl bolschewistischer Heerführer abgesetzt worden 
sein, dazu erheblich gesteigerte Massenverhaftungen usw. Im ganzen Lande von 
Sichel und Hammer hat sich eine Nervosität bedrohlicher Art ausgebreitet, und 
es scheint, daß die für ganz Zwischen- und Osteuropa bezeichnende Auseinander- 
setzung zwischen Stadt und Land, Berufspolitiker und Bauer, in Rußland in ein 
neues und beängstigend revolutionäres Stadium getreten ist. Wir erwarten für die 
Wintermonate sehr ernste und bedeutsame Vorgänge in der Sowjetunion. 

Die am 2. November vollzogene Raiserkrönung von Adis Abeba hat für 
kurze Zeit die Augen der ganzen Welt auf den letzten „unabhängigen“ Staat auf 
afrikanischem Boden gelenkt. Morgenland und Abendland gaben sich im Nord- 
ostwinkel Afrikas ein seltsames Stelldichein, orientalischer Prachtrausch und euro- 
päisch-amerikanische Zivilisation feierten eine merkwürdigeSymbiose, alsRas Tafari — 
nunmehr Haile Selassie I. — in aller Form den Kaiserthron bestieg. Jeder der mo- 
dernen Großstaaten hat seine eigenen Interessen in Abessinien: England wegen 
der Wasserwirtschaft und der Ausbreitung der Baumwollkultur im angrenzenden 
Sudan; Amerika wegen der Mineralschätze des Landes; Italien, weil Abessinien 
das „Hinterland“ seiner nordostafrikanischen Kolonien bildet, usw. Sehr bezeich- 
nend ist auch hier wieder das Zusammengehen der weltlichen und kirchlichen 
Machthaber von Rom. Den Lenkern der italienischen Staatspolitik dürfte es gewiß 
nicht unangenehm sein, daß der Vatikan die „Zurückführung“ der koptischen 
Eigenkirche in den Schoß der römischen Kirche mit aller Inbrunst erstrebt. Und 


2 e 
4 


Be. 


fe OBST: BERICHTERSTATTUNG AUS EUROPA UND AFRIKA 919 


4 


2 
Rom arbeitet zielbewußt wie stets selbst im entlegenen Abessinien: Gründung des 
abessinischen Seminars in Rom zur Ausbildung einheimischer Priester, Ernennung 
der ersten katholischen Geistlichen in Abessinien zum Bischof u. a. m. 

In Südafrika hat eine neue Rede General Hertzogs (1. November) abermals 
Aufsehen erregt. Der Erstminister der Südafrikanischen Union hat gegen den von 
England propagierten Grundsatz, nach dem in Afrika die Interessen der Ein- 
geborenen in erster Linie zu stehen haben, energisch Front gemacht und stark 
‚unterstrichen, daß in Südafrika unter allen Umständen die Weißen zuerst kämen. 
Hertzog spielt natürlich auf die englische Eingeborenenpolitik in dem werdenden 
Dominion of East Africa an und befürchtet mit Recht, daß die Eingeborenen Süd- 
afrikas von der Haltung Englands in Ostafrika maßgeblich beeinflußt werden 
könnten. Ein schwerwiegendes Problem, wie hier ein Ausgleich geschaffen werden 
soll, ohne die Stellung der weißen Minderheit in der Südafrikanischen Union 
(1,5 Mill. Weiße gegenüber rund 5 Mill. Bantunegern, Hottentotten usw.) erheb- 
lich zu schwächen. (Abgeschlossen am 25. November 1930.) 


K. HAusHOrFER: 
Bericht über den indopazifischen Raum 


Betrachtungen und Tatsachen zur Britischen Reichs- und zur Indienkonferenz. — Richtige 
Einschätzung der chinesischen Nationalbewegung! — Einfluß sowjetrussischer Literatur in 
China. — Folgen der Revolution auf den chinesischen Handel. — Nervosität über Französisch- 
i Indochina. — Kurznotizen. 


Wie einfach wäre es, geopolitische Berichte über die stärker bewegten Groß- 
räume der Erde zu schreiben, wenn die darin beteiligten, auch nach dem Welt- 
krieg noch groß gebliebenen Mächte dieselbe Gewohnheit angenommen hätten, 
wie die gefallenen Mächte nach dem Fall — Alles und Jedes in Akten zu hinter- 
legen und harmlos zu drucken — unbekümmert darum, ob sie damit ihre künf- 
tige Kreditfähigkeit auf dem Machtmarkte untergraben. 

Aber die großen Kolonialmächte: USA., Britenreich, Frankreich, Japan, Sowjets 
folgen Mitteleuropa nur zögernd und mit Auswahl auf diesem Wege; zudem steht 
bei ihnen das Wichtigste eben nicht in den Akten, sondern geht von Mund zu 
Mund, wird bestenfalls in einem indiskreten Tagebuch festgehalten oder fährt 
wohl einmal in einem Kamingespräch oder einer Tischrede heraus. 

So muß man für die Vorgeschichte der Indienkonferenz im November 
(12. ı1.—?) auf Edwin Montagus, (des berühmten oder berüchtigten Indien- 
Staatssekretärs des Montagu-Chelmsford-Reformplanes) Tagebuch während seiner 
Indienreise 1917/18 „An Indian Diary“ zurückgreifen; auf verärgerte Worte der 
klugen Israeliten Reading und Simon, neben ihren abgeglichenen Staatsakten; 
auf Prozeßakten, die oft solche „Rleinigkeiten“ enthalten, wie Gandhis Rede im 
Stil einer politischen Bergpredigt, oder die Tatsachen von Amritsar (O. Dwyer); 


920 GEOPOLITISCHE BERICHTERSTATTUNGEN HEFT ı2 


und endlich auf die Parlamentsverhandlungen v. 31. 7. 3o und die Simla-Rede 
Lord Irwins v. 29. 9. 30 in seiner Antwort auf Sir Jogendra Singh, um ein 
wenig hinter den wirklichen Gang der indischen Emanzipationsbewegung der 
letzten 15 Jahre zu kommen. Er ist ein wenig anders, als er sich in einem histo- 
rischen Aktenwerk seinerzeit malen wird. 

Aber-Montagu war der Staatssekretär von 1917 bis 1922, der — (wie nebenan 
in Insulinde Graf Limburg-Stirum) — zu verhindern hatte, daß der Weltbrand 
auf die indischen und malaiischen Millionen übergriff, und deshalb die so bitter 
gescholtenen Reformen — im Grunde gegen die anglo-indische Bürokratie, nicht 
mit dem Vizekönig Chelmsford durchsetzte. Lord Reading war der Mann, der 
das in den Tiefen aufgewühlte Gebiet von 5 Mill. qkm mit fast 320 Mill. E. (1919) 
erst wieder in einen Zustand bringen mußte, daß man überhaupt mit seinen 
Führern verhandeln, von Reformen sprechen konnte, was ihm mit glänzender 
Diplomatenkunst gelang, wo die „wahrhaft britischen Leute“ hintereinander ver- 
sagt hatten. Simon hatte die angenehme Pflicht, die Grundlagen für eine bessere 
Einsicht der britischen Volksvertretung zu schaffen, und wurde dafür von Macdo- 
nald und Irwin verleugnet, während sich Lloyd George und Chamberlain in 
schönem Bekennermut zu ihm gesellten. Lord Irwin darf praktisch den ganzen 
Konflikt — (zwischen oppositioneller Redefreiheit der Labourführer von einst und 
Verantwortung des Labourkabinetts, von „Mugwump“-Philanthropie und Cotton- 
Imperialismus) — in einer „Landmarke des Fortschritts in der Geschichte dieses 
Landes“, Indiens nämlich, ausbaden. Das gibt seiner Sprache etwas von der ge- 
salzenen Ironie eines Mannes, der weiß, daß er es der Gegenwart und der Historie 
doch nicht recht machen kann, und daß er bei den Angelsachsen wie Indern 
irgendwie einmal zu Pontius Pilatus in ein böses nationales oder internationales 
Kredo rutschen könnte. 

Darum empfehlen wir den Wortlaut der Rede Lord Irwins (am ı. ıo. 30 
u.a. in d. „Times“ erschienen) vor der Vertretung des stärksten und vitalsten 
indischen Schicksalslandes, des Punjab. Sie ist die großartigste uns bekannte 
Feststellung des hoffnungslosen Aneinander-vorbei-Schießens der Vertreter einer 
evolutionären Lösung an denen einer seit Neujahr 1930 kaum widerruflich revo- 
lutionären Richtung. Das ist in Wahrheit die große tragische Wendung des in- 
dischen, damit vielleicht überhaupt des indopazifischen Schicksals. Darum 
haben wir diese geopolitische Tatsache in dem letzten Bericht des Jahres 1930 
noch einmal an die Spitze gestellt und mit Anschauungen bestunterrichteter Zeugen 
belegt. Wenn Macdonald und Lord Irwin, Lloyd George und Chamberlain im 
Grunde mit Gandhi und Jawaharlal Nehru zu einer ähnlichen Auffassung der 
geopolitischen Lage am Schlußstein des Machtbaues am Indischen Ozean 
kommen, wiegt wahrscheinlich das Meinungsgewirr des zwischen ihnen hin und 
her trimmenden Herdengewimmels federleicht. 

Einstweilen ist aber dieser Opportunistenherde und den darin einen willen- 
starken Block bildenden Mohammedanern in der Rundtischkonferenz, dieam ı2. ır. 
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in London an die britische Reichskonferenz anschloß, ein Auspuff geschaffen, 
der mit unvergleichlicher völkerpsychologischer Kunst unter eine abkühlende, 
‚ausgleichende Atmosphäre im Londoner Novembernebel gestellt ist: fern von jedem 
Echo der indischen Straße und sonnenlos; im schweren Schatten eines wesens- 
fremden Kulturmilieus. 

Unter welchen geopolitischen Sternen steht diese Versammlung in einem Saal, 
von dessen Wänden die Bilder der Könige und Führer des werdenden Imperiums 
aus seinen großen Tagen drohend auf 55 männliche und 2 weibliche indische 
Delegierte, 16 indische Fürsten und deren Vertreter und ı3 britische P. M. herab- 
schauen, unter denen aber fast alle die fehlen, zu denen Indien selbst Vertrauen 
hätte? Die britische Presse begleitet die staatskluge Eröffnungsvorbereitung mit 
einsichtsvollen Aufsätzen: Föderal oder unitaristisch? als Leitlinie, Islam-Hypo- 
'thek als Vorbelastung erkennend und abwägend — nur meist an den indischen 
Wünschen vorbeiredend. 

Können diese „Inder unter Druck“ für Indien kongeniale Lösungen heim- 
bringen? 

Der Premierminister glaubte, Reichskonferenz und Indientagung mit den Worten 
aneinanderschließen zu müssen: „Mit Indiens bevollmächtigten Vertretern und 
seinen Fürsten werden wir in derselben Arbeit zur Verbreiterung der Freiheit ver- 
bunden sein, so daß wir mit ihnen auf demselben Boden stehen, sich des Domi- 
nium-Self-Gouvernements zu erfreuen, das für nationale Selbstachtung und Be- 

"friedigung wesentlich ist.“ 

Diese denkwürdigen Worte waren in das Ende der Abschiedsrede für die Reichs- 
konferenz gefügt (die keine kleine Belastung für die reichsverantwortlichen Nerven 
war!). Ihr folgte eine Anklage: 

„Ich muß in einem Satze sagen, was meine Stellung klären muß. Es ist sehr 
bedauerlich, daß ein Versuch gemacht werden sollte, dies Ziel nicht durch Zu- 
sammenkunft und Erwägung, sondern durch Störung der Ordnung zu erreichen. 
Diese Dinge wecken Feindseligkeit, verursachen Verlust und Leiden, und werfen 
Hindernisse in den Weg derer, die ihr Recht verlangen, und derer, die es mit 
ganzem Herzen zu gewähren wünschen. Die, welche hierhergekommen sind, um 
zu erwägen und zu verhandeln, verdienen den vollsten Anteil an Dank von In- 
dien und Britannien.“ Ob sie ihn ernten werden, ist zweifelhaft. Aber säßen sie 
überhaupt in St. James — ohne die Andern? — — — 

Wenn eine, bei der Eröffnung gefallene Äußerung richtig ist, so die des Maha- 
raja von Kaschmir, daß ein Fehlschlag der Konferenz für das britische Reich, 
wie Indien untragbar wäre. Aber das bedeutet möglicherweise eine sehr lange 
Sitzung! Über ihrer Eingangspforte steht als Warnung der Geopolitik, als Quint- 
essenz der Einsicht der britischen Presse von Rechts und Links deutlich ge- 
schrieben, daß ein unitaristisches, mit dem Verantwortüngsschwerpunkt im fest- 
ländischen Indien regiertes eigenwehrhaftes Dominium Indien nicht im Rahmen 
des Imperiums zu halten ist, sondern höchstens ein kunstvoller, aus gegenein- 
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anderstrebenden Kräften ins Gleichgewicht auf Zeit gerückter föderalistischer Bau, 
über dem ein repräsentatives Flickenkleid statt einer Rüstung hängt. 

Indien dagegen möchte eben vor allem möglichst bald die Rüstung haben. Im 
Geiste der Verbindungsrede Macdonalds zwischen Reichs- und Indientagung ließe 
sich nun wohl ein Ausgleich auf eine Reihe von Jahren, vielleicht ein Menschen- 
alter finden — wenn nicht längst Leidenschaft den Blick für diesen sehr schmalen 
Weg getrübt hätte, soweit Indien in Frage kommt, und ein beständiges „Zu spät!“ 
über allen reichsbritischen Ausgleichshandlungen stünde; hauptsächlich wohl, 
weil sich die Masse des Parlaments nicht zur Höhe der geopolitischen Einsicht 
z. B. Macdonalds, wie Lord Irwins aufschwingen konnte, die den um ı!/, Jahre 
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verspäteten Simon-Bericht schon am 31. 7. 1930 als Verhandlungsgrundlage preis- 
gegeben und zu „schätzbarem Material“ herabgesetzt hatten. In dem Willkomm 
für Aga Khan und die anderen hieß es: 

„Wir werden tagen mit Männern und Frauen als Vertreter eines Volkes, mıt 
dem wir in Kontakt, und zwar engster Fühlung gebracht worden sind — 
(? — das trifft wohl nur für Labour-Leute zu) —, auf Jahrhunderte; deren Ge- 
schichte wir geformt haben, deren Schicksalswege wir geändert haben, deren 
Geisteshaltung wir beeinflußten.“ Darin liegt Größe, Schicksalswillen und Schuld. 
So fällt der Schatten der Clive und Warren Hastings, der Pitt und Canning, 
der Dalhousie und Gurzon, der Disraeli und Lloyd George riesengroß über Mac- 
donalds Schulter, wie der des Eroberers und Karls I. über die schmächtigeren 
seines Königs, wenn er die von dem schottischen Arbeiter verfaßte Thronrede ver- 
ließt. Von Indien, wie China blicken Jahrtausende majestätisch auf sie nieder, 
fragend: Was tut ihr mit unserm Erbe an Raum und Schuld? — wie die jüngeren 
Bilder der Tatmenschen in St. James. 
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Die andere Schaukellage der Monsunländer, die der chinesischen Zentral- 
regierung zwischen der Wehrmacht des jungen Marschalls von Mukden im Nor- 

_ den und der lauernden „Roten Gefahr“ im Süden wird durch die oben einge- 

_ fügte Zierleiste zweier Spottbilder des genialsten politischen Zeichners des Fernen 
Ostens in Shanghai besser veranschaulicht, als durch viele Worte. 

Auch Konstantin d. Gr. hat sich ja doch nicht in den sichersten Tagen seines 
Imperiums zum Christen gewandelt, sondern in einer gewissen Notlage; obwohl 
wir feststellen müssen, daß sich Chiang-Kai-Shek längst in einem Kreise ver- 
christlichter und verwestlichter Jungchinesen bewegte, dem schon Sun-Yat-Sen 
nahestand, dem seine einflußreiche Frau Mayling Sung, die Schwester des Finanz- 
ministers T. V.Sung und des Präsidenten der Whangpoo-Flußerhaltung, T. L. Sung 
angehört, wie auch der Verkehrsminister Dr. H. H. Kung. Chiangs Laufbahn von 
dem, durch Sowjet-Geld und Geschütze 1925 in die Front gebrachten Komman- 
deur der Revolutionsanwärterkriegsschule zum gesalbten chinesischen Konstantin 
und Yen-, Dollar- und Pfund-verstützten Ordnungswahrer mit 44 Jahren ist nicht 
ganz ohne Kontrastreize (die aber ja auch den Aufstieg Napoleons begleiteten — 
(„pourvu que ca dure“). 

Die beigefügten Spottbilder und alle Schilderungen einer Notlage, die sich nach 
und nach eben doch auf die ungeheure Leidens- und Erneuerungskraft des chine- 
sischen Volksbodens lähmend zu legen anfängt, machen selbst dem gewiß nicht 
auf Rosen gebetteten Mitteleuropäer den Druck nur im Reflex klar, der zerrend 

“auf den Seelen der jungchinesischen Führer lastet. Es muß deshalb — im An- 
‚„schluß an Gustav Amanns offenen Brief an E. v. Salzmann irn „Berliner 
Tageblatt“ (vom 30. ı0. 30) — wirklich davor gewarnt werden, in eine wunde 
Volksseele auch noch Essig zu spritzen, wie Salzmann es leider in seinem sonst 
viel wertvolle Erfahrung bringenden Buch „China siegt“ getan hat. „Propaganda 
ist die Seele des chinesischen Buttergeschäfts“ sollte man doch nicht über eine 
Bewegung schreiben, die so viele wirkliche Märtyrer aufzuweisen hat! Es ist be- 
stimmt nicht wahr, „daß für den Asiaten sich alles auf Erden, geistig und kör- 
perlich, in Geld ausdrückt“ — sonst säßen viele indische und malaiische Ver- 
bannte und Gefängnisinsassen heute behaglich in ihrem Geld zu Hause; und Mar- 
schal Wu-Pei-Fu wäre als Privatier in Japan, statt unstet in Szechuan umherzu- 
ziehen. Und schließlich sind doch Buddha und Christus Asiaten gewesen... ganz 
abgesehen davon, daß leider vieles Böse, das Herr v. Salzmann noch über China 
zu sagen weiß, wörtlich von Asiaten auf Mitteleuropa und USA. nicht nur umge- 
kehrt angewendet werden kann, sondern leider wird. Gewiß wird die Opium- 
konferenz der großen Völkergifterzeugungsländer: Großbritannien, Vereinigte 
Staaten, Frankreich, Italien, Deutschland, Japan, Holland, Schweiz, Indien, Tür- 
kei und Sowjetbund schmerzliche Tatsachen genug über den Rauschgiftverbrauch 
des Mittleren und Fernen Ostens vorzubringen haben; und ebensoviel enthüllten 
jüngst z. B. die Berichte des statistischen Sekretariats der Chinesenzölle über 
den Rückgang der nordchinesischen Häfen (North China Herald v. 9. 9. 1930, 
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S. 267), oder der Charbin-Brief (ebenda $. 386), der Abbruch der Verhandlungen . 


in Moskau über die Ostchinesische Bahn (Ch. E. R.). 

Lin-Yu-Tangs Äußerungen über den enormen Einfluß der russischen 
Literatur auf Neu-China (Peping; Nippon-Dempo Unit. Press; 22. 9. 30) 
sprachen Bände über das Fortschreiten kommunistischer Ideen in China. „Der 
literarische Bolschewismus hat mit einer gigantischen Woge seit zwei Jahren China 
überschwemmt. 70°/, der chinesischen Übersetzungsarbeit ist russischen, marxisti- 
schen Schriften gewidmet. Rußland erobert China!“ — „Ognyovs Tagebuch eines 
kommunistischen Schuljungen läuft in drei verschiedenen Übersetzungen um und 
Frau Kollontays ‚Rote Liebe‘ in zweien!“ — „ Jung-China hat das Bestehende 
gründlich satt und will Änderung um jeden Preis.“ — „Dieser Ekel kann nicht 
durch Kugeln und Gefängniszellen gebannt werden, geschweige denn durch 
fromme Bekenntnisse, hypokritischen Cant und blumenreiche Manifeste.* — 
„Banditentum, dauernde Wirren und offizieller Obskurantismus müssen schließ- 
lich China auf die breite Straße (royal road) nach Rußland führen. * 

Schließlich gilt Lin als einer der führenden Literaten Neu-Chinas! Auch 
H.D.Hilliard wird nicht als Phantast abgewertet werden dürfen. Seinem See- 
zoll-Geschäftsbericht für das letzte Jahr entnehmen wir die Tatsachen der ge- 
steigerten Verkehrshemmungen durch Straßenverfall, Piraterie und Raub; trotz- 
dem die Steigerung der Handelsanteilsleistung von Shanghai von 40,880/, (1928) 
des Chinahandels auf 45,44 °/, (1929), also eine Steigerung der Kontingentierung, 
Konzentration mit steigender geopolitischer Unsicherheit auf die günstigsten Ein- 
falltore, so daß augenblicklich über 50°/, des ganzen Chinahandels durch den 
Yangtse-Einlaß gehen (Shanghai 45,44°/,; Hankau 5,41°/,), fast 15°/, durch die 
Südmandschurei; ı0°/, durch Tientsin; 4°/, durch Canton; 3°/, durch Fukien; 
4!/,°/, durch Shantung. In diesen Umlagerungen spricht sich doch die langsame 
Verwüstung des Südens, der Schutz der Yangtse- und Mandschureipforten und 
die Flucht dahin aus. Wir halten hier also ein ausgesprochen geopolitisches Ver- 
lagerungsmotiv der Arbeitsrichtung des wirtschaftenden Menschen, mit Händen 
zu greifen! 

In diesem Fall hat die Weltwirtschaft und Weltpolitik sehr schnell nachträglich 
gelernt, sich in die materiellen Folgen geistiger Bewegungen zu fügen, die sie zu- 
erst verlacht hatte, wie sie Sun-Yat-Sen und Gandhi verlachte. Auch fast jede 
Panbewegung ist bei ihrem Entstehen verlacht worden, besonders die panasia- 
tische Arbeiterbewegung durch die Kolonialpresse. Immerhin bringt bereits der 
„Transpacific“ einen Protest der Panasiatenliga von Tokio aus gegen die Verhaf- 
tungen indischer Freiheitskämpfer durch anglo-indische Behörden auf französischem 
Boden in Chandernagore, der bekannten französischen Reststellung im Gangestal, 
33 km nördlich von Kalkutta. 

Hier begegnet also dem Zusammenwirken der kolonialen Westmächte über das 
bißchen Völkerrecht hinweg das gegenstrebige der Panasiaten, verkörpert durch 
4, Japaner, 2 Inder und einen Chinesen der Tokio-Ortsgruppe; es wirft die inter- 
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nationale Frage auf, ob sich ein so gefährlich liegender Stützpunkt für politische 
Flüchtlinge, wie Chandernagore, seiner französischen Souveränität und seines Zu- 
fluchtrechts zugunsten der Solidarität der Kolonialpolizei vorübergehend entäußern 
kann. Hier kann ein bedenklicher Präzedenzfall nicht nur geschaffen werden, 
sondern auch ganz von selbst entstehen. 

Es richtet sich zunächst gegen das Doppelgesicht des französischen Kolonial- 


imperialismus zwischen Ausbeutungsmonopol und „Liberte, Egalite, Fraternite*. 


Aufschlußreichere Einblicke in das koloniale Denken der Franzosen im 
indopazifischen Bereich, als ihr in der Regel klug abgestimmtes Schrifttum, 
eröffnete eine koloniale Nummernreihe des „Temps“ (16.9.5 21.9.5 23. 9.; 30. 9.; 
14. 10.; 21. 10.); darunter scheint uns besonders fein ein Brief aus Cambodja 
„Nuages au ciel politique“ (Wolken am politischen Himmel), und ein Aufsatz 


_ von Maurice Reclus: — (für alle mitteleuropäischen Kolonialgegner lehrreich) — 


“ 


„De l’etat imperial“, sowie der im gleichen Blatt stehende: „Le mouvement Pan- 
Noir“, eine vortreffliche Übersicht! „Ein unbestreitbares Mißvergnügen herrscht 
in gewissen Kreisen“ so ruhig das Land (Cambodja) scheint — „Das Land der 
Khmerer ist ein Land der Überraschungen ....“ so sehr es ein solches der Apathie 
und liebenswürdigen Resignation vortäuscht. „Regieren heißt vorausschauen“. 
„Der Generalgouverneur kennt wohl die asiatische Seele; er weiß, daß gerade in 
diesem Land die heftigsten Stürme ganz überraschend und plötzlich ausbrechen: 


kaum, daß sie durch kleine Wölkchen angekündigt werden“. — Man ist nervös 
geworden! Man weiß — und wenn man es nicht wüßte, sagt es Maurice Re- 
clus — was man zu verlieren hat, und daß man es verlieren kann und mit Ge- 


walt nicht zu halten vermag. 

„Moskau hatte Geld, die Technik (der Revolutionierung!), den Willen, zu schaden: 
nur fehlte ihm das Wesentliche: das Vertrauen der eingeborenen Massen.“ Diese 
Krise sei seit 1928 überwunden worden, meint Ferdinand Hure. Y. M. Goblet 
findet die politische Geographie in Frankreich vernachlässigt. Was hätten dann 
wir erst zu sagen? — Aber freilich hatte man in Mitteleuropa weder im Guten 
noch im Bösen jemals die rein imperialistische Auffassung der Bedeutung über- 
seeischen Besitzes, „der hundert französisch sprechenden Millionen“, wie sie in 
Paris selbstverständlich ist, wie sie Maurice Reclus neuerdings klassisch schildert, 
und wie sie auch Graf Komura für die hundert japanischen 190g schon pro- 
klamierte, während Mitteleuropa — im Gegensatz zu Frankreich und Japan — 
seine hundert Millionen deutsch sprechender oder doch verstehender Menschen 
rasch zu verkleinern strebt! — „Sein Wille macht den Menschen groß und klein“ — 
die Völker auch! 

Einige Kurznotizen: „Bei wahrem Kaiserwetter nahm der Kaiser von Japan 
am 26. ı0. 30 die Parade von ı65 Kriegsschiffen mit einer Gesamttonnage von 
700000 Tonnen ab, alle in Japan gebaut“ („China-Expr. & Tel.“ 30. ı0. 30 
Spplt.). Es waren aber längst nicht alle; 1929 waren es 800 000 gewesen. Nach 
dem Flottenabkommen dürfte Japan nur 315000 Tonnen Großkampftonnage 
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haben; und das nicht abgeglichene Rleinzeug darf logischerweise schwerlich mehr 
Tonnengehalt haben als für die großen Schiffe erlaubt ist. Es handelt sich also 
um ein freundliches Wunder im Stil der Hochzeit von Kana — nur daß im 
Fernen Osten doppelt so viel Kriegsschiffe in der Wirklichkeit einer Flottenparade 
vorhanden sind, als auf dem Papier — eine für das Inselreich im Ernstfall tröst- 
liche Tatsache! 

Vgl. Admiral Hollwegs vorzügliche Schilderung in DAZ. v. 12. ı1. 30! 

Dem Glaubensbotenerfolg der Taufe Chiang-Kai-Sheks steht in China als 
Durchschnittslösegeld, „Taxe“ für von Kommunisten gefangene Missionäre die 
Summe von 1—200000 $ gegenüber; der katholische Bischof Mignani und sein 
Begleiter Degenlis, beide Opfer des Kommunistenhandstreichs in Kianfu, wurden 
dagegen zuerst auf 1000000 $, dann auf 600000 $ veranschlagt; für die ge- 
töteten weiblichen Missionäre ist bis jetzt überhaupt keine Entschädigung genannt. 
Früher war für zwei Missionäre bereits ein Kriegshafen im Mindestwert von 
60 Millionen fällig. Darin gibt sich ein Prestigewandel und eine Verminderung 
der Wertschätzung weißer Glaubensboten kund, für den selbst das doppelte Christen- 
tum Chiangs und Fengs kaum als Ersatz genügt. 

Auch Japan — nicht nur Mitteleuropa — verschifft fortwährend Gold nach 
den USA.; Ende Oktober allein für 25 Mill. RM. 

Zwischen Taonan und Bodune (Mandschurei) stößt die Tarboganpest vor; 
und die 8000 km Grenze der Mandschurei überflutet allerwärts die kommu- 
nistische Propaganda; sie gesellt sich fördernd dem alteinheimischen Räuberwesen 
hinzu. In Shensi ist es mehr die Hungersnot, die das von Feng bis zum Weiß- 
bluten ausgesogene Land dezimiert; zwischen beiden hat Yen seine Wahl; sein 
Ruf als Mustergouverneur hat gelitten. 

Außer Wei-hai-wei und dem schon früher übergebenen Fremdenanteil von 
Hankau ist nun auch der von Amoy (Fukien), unweit der Mordstätte der zwei 
britischen Missionärinnen, an die Chinesen zurückgegeben worden; Außenminister 
Wang hat trotzdem die Verantwortung für die Sicherheit exponierter Missionäre 
abgelehnt. 

Man kann verstehen, warum das Sicherheitsgefühl der weißen Rasse (früher 
ein so wesentlicher stiller Teilhaber oder verschwiegener Rückhalt der britischen 
Weltgeltung) im indopazifischen Bereich abnimmt — was übrigens auch 
E. v. Salzmann bestätigt — und keinen ausreichenden Ersatz in dem egozentri- 
schen USAmerika findet. 

Kein Wunder, daß Australien und Kanada, diesen Zukunftsdruck vorausfühlend, 
auf der Reichskonferenz eigentlich die handsamsten Partner des Mutterlandes und 
seiner Sorgen waren. 

Die „Geopolitik“ wird eines der ersten Hefte 1931 den Fragen der Unter- 
wanderung, Rassenverschiebung, des Wanderdrucks widmen. Dabei 
wird Gelegenheit sein, die enorme Wanderwucht der Monsunländer einmal 
wieder zusammenfassend zu berühren. So aufmerksam die Verschiebungen im 
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einzelnen in diesen Blättern verfolgt und verzeichnet wurden: es lohnt sich, sie 
einmal auf diese Verlagerungsvorgänge hin nach rückwärts durchzublättern! 
‚Diese Wanderwucht richtet sich natürlich auch gegen Rassenverwandte, wie die 
‚chinesische in Indochina, Siam und Malaya, die indische gegen Ceylon und Burma, 
‚die japanische — mit furchtbarer Schwere zuweilen — gegen Koreaner und dau- 
ernd gegen die Lebensbedingungen der Eingeborenen in Formosa (Taiwan), die 
schon vorher von den Chinesen an die Wand gedrückt worden waren, d.h. in 
das zentrale Gebirge und an die Ostküste. Nun hat ein Gegenausbruch die Ja- 
paner schwere Opfer gekostet. Alle Schuld wird den Eingeborenen aufgeladen, 
denn „sie haben ja keine Kabel und Rundfunkeinrichtungen“, wie die Frkf. Ztg. 
treffend sagte. Tatsache scheint aber doch, daß die — mit 45 Mill. Yen von 
J. P. Morgan — bauende Wasserkraftunternehmung der „Michigetsutan“ durch 
 rücksichtlos angedrohten Landraub die Abwehrbewegung ausgelöst hatte: also in- 
direkter usamerikanischer Druck, durch direkten japanischen verstärkt, zusam- 
men eine böse und schwer zu ertragende Doppelbelastung. 

Usamerikanische Geldmachtausnützung ist ein schlechter Berater bei der Ge- 
winnung panasiatischer Sympathie; und auch Japan wird erfahren, daß man 
nicht Gott und dem Mammon zugleich dienen kann. Formosa gibt ihm einen 
Vorgeschmack davon; der Komparativ heißt Korea, der Superlativ China; und 
der Einsatz beim Ganzen ist die panasiatische Führerzukunft! Moskau lacht. 


(Abgeschlossen am 20. ıı. 30.) 


OTTo MAULL: 


Berichterstattung aus der amerikanischen Welt 


Revolution in Brasilien. — Argentinien. — Britisch-Guayana. — Nicaragua. — Mexiko. — Kuba. — 

Vereinigte Staaten (Ersatzwahlen zum Kongreß. — Prohibition. — Wirtschaftsdepression, Arbeits- 

losenfrage und Kommunismus. — Moratorium der interalliierten Schulden? — Volkszählung vom 

1. April 1930. — Flottenfrage und Flottenbauprogramm. — Diskussion mit Vizeadmiral a. D. Hollweg 

über die Londoner Flottenkonterenz bzw. den Abgleichungsprozeß England-Amerika. — Erwerbung 
der Souveränität über die Sverdrupinsel durch Kanada). 


Die Revolution in Brasilien hat genau das Ende gefunden, das im letzten 
Bericht mit einiger Sicherheit vorauszusehen war: Getulio Vargas, der Staatspräsident 
von Rio Grande do Sul, hat die Regierungsgeschäfte übernommen. Allerdings hat 
es bis zum Abschluß dieser letzten Phase nicht an Unerfreulichem und an Zwischen- 
spielen gefehlt. Zum ersten Kapitel gehören ebenso die Plünderungen und Brände 
in Rio de Janeiro wie der böse Granatschuß des Forts von Copacabana auf den aus dem 
Hafen von Rıo de Janeiro ausfahrenden Hapagdampfer „Baden“. Auch neue Kämpfe 
haben das gewonnene Bild eine Zeitlang verschleiert. Eine gegenrevolutionäre Be- 
wegung, gestützt auf die Militärpolizei und, wie es heißt, auch auf die Flotte, ist 
in Rio de Janeiro ausgebrochen. Doch scheint bald die normale Lage wiederher- 
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gestellt worden zu sein. Am 31. Oktober sind die Südtruppen in Rio de Janeiro 
eingezogen, am ı. November ist ihnen der provisorische Präsident Getulio Vargas 
gefolgt. Er setzte sich in einer Rede im Regierungspalast für ein liberales Regime, 
für die Bestrafung der an den Mißbräuchen Schuldigen, für eine Steuerreform und 
ein Beamtenstatut und tür die Unterbindung des Treibens der Berufspolitiker ein. 
Sofort nach der Auflösung des Kongresses sollen Neuwahlen ausgeschrieben werden. 
Eine wirkliche Stabilisierung der Verhältnisse ist abzuwarten. Naturgemäß hat die 
Revolution zu einem empfindlichen Kurssturz des Milreis geführt. Ebenso ist die 
Hamburger Kaffeenotierung zurückgegangen. Die neuen Männer werden einer nach 
wie vor recht bedenklichen wirtschaftlichen Zwangslage gegenüberstehen, aus der 
nur sehr schwer ein Ausweg zu finden ist. 

Argentinien, das auf sehr viel günstigeren wirtschaftlichen Grundlagen ruht, 
hat infolge seiner Pufferstellung zwischen der nordamerikanischen und britischen 
Wirtschaftsmacht rasch seine politische Anerkennung erhalten, und von englischen 
und amerikanischen Banken sind der Regierung Kredite zur Verfügung gestellt 
worden. Max Biehl bietet in Heft 42 des „Wirtschaftsdienstes“ eine wirtschaftlich- 
finanzielle Überschau über den derzeitigen Zustand des Staates, die Angaben über 
den Viehzensus und die Anbauschätzung enthält. Den wirtschaftlichen Verhältnissen 
Argentiniens ist auch das Oktoberheft der Zeitschrift „Ibero-Amerika (A)“ ge- 
widmet. Gegen Irigoyen und mehrere seiner Minister wird die Anklage erhoben, 
daß er große Summen ohne parlamentarische Genehmigung ausgegeben habe. 

In Peru ist es zu Streikunruhen, Zusammenstößen zwischen Bergarbeitern und 
der Polizei gekommen, die auf Konflikte zwischen den ausländischen, vornehmlich 
amerikanischen und englischen, Grubenbesitzern und den eingeborenen Arbeitern 
zurückzuführen sind. Der Generalstreik greift auf die Baumwoll- und Zuckerzone 
über. Die Bewegung ist entschieden eine Reaktion gegen die Überfremdung der 
peruanischen Wirtschaft. Die Militärregierung ist zurückgetreten. 

Im Gesetzgebenden Rat von Britisch-Guayana wurde der Trennung der 
Kolonie von England zwecks Besserung der wirtschaftlichen Verhältnisse das Wort 
geredet. England erdrossele mit dem Verbot, die Öl- und Bauxitlager auszubeuten, 
das wirtschaftliche Leben Guayanas. Die Kolonie könne unter diesen Umständen 
ohne finanzielle Unterstützung Englands nicht leben. 

In Nicaragua werden im November die Präsidentschaftswahlen unter vereins- 
staatlicher Wahlaufsicht erfolgen. Auch die amerikanische Besatzung ist durch 
300 Marinesoldaten verstärkt worden. In Mexiko ist es wieder einmal im Staate 
Chiapas zu Unruhen gekommen, Auch auf Kuba ist es zu schweren Ausschreitungen 
und Plünderungen gekommen. Der Belagerungszustand ist darum verhängt worden, 
und dem Präsidenten Machado wurde diktatorische Vollmacht eingeräumt. | 

In den Vereinigten Staaten geht es nach wie vor um das Zollproblem, die 
Arbeitslosigkeit, die Agrarnot und die Prohibitionsfrage, und da die derzeitige 
Regierung keinerlei Lösung irgendeines der Probleme zu finden vermochte, hat sich, 
wie zu erwarten war, bei den Ersatzwahlen zum Kongreß ein bedeutender 
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Stimmungsumschwung vollzogen. Der Ausfall der Wahlen, bei denen 43 ı Mitglieder 
‚des Repräsentantenhauses, 34 Senatoren und 32 Gouverneure der Einzelstaaten zu 
‚wählen waren, ist auf die allgemeine Unzufriedenheit und Unruhe zurückzuführen, 
‚die die Welt beherrscht, die in Südamerika die Welle der Revolutionen ausgelöst 
und sich in Nordamerika in verfassungsmäßigeren Bahnen abgespielt hat. Die 
"Wahlen bedeuten eine empfindliche Absage an die Republikanische Partei zugunsten 
‚der Demokraten. Sehr klar ist bei den Wahlen die Abneigung gegen die Prohibition 
zum Ausdruck gekommen. Aber noch mehr zeugen sie von der weitgehenden Un- 
zufriedenheit mit der derzeitigen Regierung und dem Präsidenten. Man hat den 
letzteren in der Zeit schönster Prosperität gewählt und hat von ihm mit der 
Naivität der Volkspsyche verlangt, daß er das wirtschaftliche Wohlsein nur noch 
steigere. Es ist aber der tiefe Sturz zur wirtschaftlichen Depression eingetreten. Mit 
‚der bekannten Einfalt der Masse macht das Volk natürlich bis zum letzten den 
Präsidenten und seine republikanischen Anhänger dafür verantwortlich. Das kat 
sich in den Wahlen ausgesprochen, die freilich noch keinen glatten Sieg der 
demokratischen Partei gegenüber der republikanischen gezeigt haben, aber eine 
ungemein starke Tendenz ankünden, die zur Zeit es sehr schwer macht, mit diesem 
Kongreß zu regieren, und die leicht die Oberhand bei der Präsidentenwahl von 
1932 bekommen könnte. Die Schlußergebnisse haben eine Zusammensetzung des 
Senats aus 48 Republikanern, 47 Demokraten und ı Farmer gebracht. Bei den 
Abstimmungen wird es sich darum handeln, wie der letztere und die unabhängigen 
Republikaner, die schon erklärt haben, bei einer allgemeinen Revision des Zoll- 
tarifs mit den Demokraten zu gehen, sich verhalten werden. Im Repräsentantenhaus 
stehen sich die Republikaner und die Demokraten mit je 217 Sitzen gegenüber, 
während die Farmerpartei ebenfalls einen Vertreter hat. Das wirkliche Stärkever- 
hältnis wird damit in den nächsten dreizehn Monaten durch die Nachzählung der 
abgegebenen Stimmen, durch den Rücktritt oder eventuellen Tod einzelner Ab- 
geordneter bestimmt werden. Immerhin liegen die Bedingungen für die künftige 
politische Entwicklung weit günstiger, als diese Zahlen erwarten lassen. Denn die 
demokratische Partei hat erklärt, daß sie nicht Oppositionspartei sein, sondern 
mit dem Präsidenten in allen Dingen zusammenarbeiten wolle, die die Wohlfahrt 
des Landes beträfen. Die Wirtschaftskrise müsse durch das gemeinsame Vorgehen 
aller Parteien bekämpft werden. Diese Erklärung hat sehr wesentlich zur Beruhigung 
der Öffentlichkeit beigetragen, und sie deckt sich mit Hoovers Aufforderung, das 
Land habe die Aufgabe, seine Aufmerksamkeit auf Maßnahmen der Zusammen- 
arbeit im Interesse der wirtschaftlichen Erholung zu konzentrieren. Freilich wird 
das Parteigefüge eine solche Zusammenarbeit nicht reibungslos vonstatten gehen 
lassen. Es ist kaum anzunehmen, daß der allgemeine Wille zum Zusammengehen 
auch die Direktive in allen wichtigen Einzelfragen sein wird. 

Schon die Frage der Prohibition wird die Gegensätze auslösen. Die Entwick- 
lung zeigt entschieden die nasse Tendenz. Man hat errechnet, daß im Senat 
mindestens ı8, im Repräsentantenhaus wenigstens ı35 „nasse“ Vertreter sitzen 
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werden. Es heißt auch, daß Hoover und die Republikaner eine Abänderung des 
Prohibitionsgesetzes vorbereiten, wozu sie aus wirtschaftlichen Überlegungen ver- 
anlaßt worden wären. Im Zentrum der gesamten vereinsstaatlichen Problematik 
steht natürlich die Wirtschaftsdepression und die eng damit verbundene 
Arbeitslosenfrage. Den Umfang der Arbeitslosigkeit hat man in der letzten Zeit 
durch die phantastische Zahl von 8 Millionen ausdrücken wollen. Auf Grund der 
letzten Volkszählung schätzt dagegen das Zensusbüro die Arbeitslosen nur auf 
>1/, Millionen, wobei allerdings diejenigen nicht mitgerechnet werden, die nur vor- 
übergehend „arbeitslos“ sind. Sicher ist die Zahl der Regierung ein Wert, der ab- 
sichtlich verschleiern will. Vor dem New Yorker Rathaus und auch in anderen Städten 
haben kommunistische Demonstrationen als Protestkundgebung gegen die Arbeits- 
losigkeit stattgefunden. Ende des Monats ist es zu Straßenkämpfen zwischen Kom- 
- munisten und der Polizei gekommen. Das sind beachtenswerte Warnungen für die 
Vereinigten Staaten, die in ihrer bisherigen Entwicklung zur Prosperität den Kom- 
munismusalseinen ernsthaft zunehmenden Faktor eigentlich nicht gekannt haben, 
ebenso wie in ihrem Boden die sozıale Bewegung keine kräftigen Wurzeln fassen konnte. 
Hungernde Arbeitermassen sind aber äußerst empfänglich für die Aufnahme kommu- 
nistischer Ideen, und was sich bei den Wahlen gleichsam in einem höheren Niveau 
sozialer Schichtung, in gewissem Grade noch geregelt durch die Gebundenheit der 
traditionellen Parteigliederung, gezeigt hat, könnte sich leicht im tieferen Niveau in 
kommunistischer Fassung bei der Fortdauer der Wirtschaftsdepression wiederholen. 
Die Regierung leugnet zwar nach wie vor den Kommunismus. Aber er ist da. Und 
während den Arbeitslosen noch eine offizielle Unterstützung verweigert wird, hatman 
doch inoffiziell mit der bisherigen Einstellung, es jedem einzelnen zu überlassen, 
für die Zeit der Arbeitslosigkeit und Arbeitsunfähigkeit Sorge zu tragen, gebrochen. 
Einem Aufruf Hoovers folgend, haben sich die New Yorker Großbanken, die großen 
Städte und zahlreiche andere Kommunen bereit erklärt, sich zu einer Hilfsaktion 
zugunsten der Arbeitslosen zu vereinigen. Nach einem Überblick über die wirt- 
schaftliche Lage im Oktober ist die Konjunktursenkung noch nicht zum Stillstand 
gekommen. Am Schlusse der ersten Novemberwoche war ein neuer Schwarzer Tag 
an der New Yorker Börse. In der zweiten Novemberhälfte haben sich Bankzu- 
sammenbrüche dazugesellt. Im laufenden Jahr sollen nicht weniger als 600 Banken 
zusammengebrochen sein. Die landwirtschaftliche Produktion ist im vergangenen 
Jahre, das mit dem 30. Juni endet, im Vergleich mit dem Vorjahr um ı9 Prozent 
gesunken. Der Tiefstand der wirtschaftlichen Entfaltung äußert sich in dem Rück- 
gang der Steuereinnahmen im ersten Drittel des Finanzjahres (um 621/, Millionen 
Dollar geringer als in der entsprechenden Periode des Vorjahres). Die Einwirkung 
des amerikanischen Zolltarifs wird illustriert durch das Sinken der deutschen Aus- 
fuhr nach Amerika, die in den ersten acht Monaten des Jahres 1930 um 29 Prozent 
geringer war als in dem entsprechenden Zeitraum des Vorjahres. Durch den Bau 
von Staatsstraßen und durch eine weitere Drosselung der Einwanderung will man 
versuchen, die Arbeitslosigkeit zu mildern. 
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ir In den Nachrichten über die internationalen Verknüpfungen der Vereinigten 
Staaten spielte Ende Oktober die Frage eines Moratoriums der interalliierten 
Schulden eine Rolle, mit der Besprechungen des früheren deutschen Reichsbank- 
präsidenten Schacht in Zusammenhang gebracht worden sind. Die vereinsstaatliche 
Regierung hat jedoch diese Gerüchte scharf dementiert. Es sei völlig den Tat- 
sachen widersprechend, daß an die Gewährung eines Moratoriums an Kriegs- 
schuldner gedacht werde. Besprechungen haben aber tatsächlich stattgefunden, 
wobei sich ein Gegensatz zwischen der liberalen Auffassung der Finanzkreise und 
der Unnachgiebigkeit Washingtons herausgestellt hat, die sich anscheinend be- 
sonders in einer Besprechung des deutschen Botschafters von Prittwitz und dem 
Staatssekretär Stimson kundtat. Bestimmt ist aber damit die Diskussion nicht ab- 
geschlossen. 
Die oben erwähnte Volkszählung in den Vereinigten Staaten vom ı. April 
1930 hat folgende vorläufige Resultate gezeitigt: 122 775046 Menschen sind ge- 
zählt worden. Das sind 16,1°/, mehr als bei der Zählung von ı920. Die durch- 
schnittliche Wachstumsgeschwindigkeit ist sogar größer als in der Periode ıgıo 
bis 1920, in der die Zunahme 15,4°/, betrug. Da der Einwanderungsüberschuß 
in der letzten Periode abgenommen hat, so kommt diese Zunahme auf den Ge- 
burtenüberschuß, der sich selbst wieder aus der starken Abnahme der Todesfälle 
erklärt. Die Zählung hat auch eine ganz bedeutsame innerstaatliche Wanderung 
ergeben, die sich besonders als Zuzug zu den Städten auswirkt. Die Zahl der Groß- 
städte ist im letzten Jahrzehnt von 68 auf 96 gewachsen. Die Zahl der mittel- 
großen Städte (von 250000—10000 Einwohner) zeigt ein Ansteigen von ı92 auf 
auf 270. New Yorks Bevölkerung ist von 5,62 auf 6,98 Millionen, d. h. um 24,20), 
gewachsen. Chicagos Wachstum beträgt 24,9°/g. 3,375 Millionen ist seine Be- 
völkerungszahl. Dem Wachstum der Städte entspricht die beständige Abnahme 
der ländlichen Bevölkerung (nach „Wirtschafisdienst“, Heft 44). Auch Neu- 
gründungen sind in der jüngsten Zeit vorgenommen worden. Die Steubengesell- 
schaft hat den Platz der seit ı2 Jahren gänzlich verlassenen Holzfällerstadt Win- 
cester an der Nordgrenze des Staates Wisconsin zur Gründung der Stadt Steuben- 
City ausersehen. Die alten Holzbaracken wurden niedergerissen und etwa 200 
kleinere und größere Einfamilienhäuser gebaut. Die Straßen und Plätze sind nach 
bekannten Deutsch-Amerikanern und berühmten Deutschen des Mutterlandes ge- 
nannt. Auch die Namen Hindenburg und Ebert sind schon vertreten. Die Stadt 
ist als Erholungsort für die Deutsch-Amerikaner und eingewanderte Deutsche ge- 
dacht. Ihre Bauten bleiben im Besitz der Steubengesellschaft, um der Spekulation 
keinen Raum zu geben. Ebenso soll am Hemmenway in Washington eine neue 
Stadt, Boulder City, entstehen, die den Erbauern des Boulderdamms, ‚einer groß- 
artigen Talsperre, die zu Bewässerungszwecken errichtet wird, eine Heimat 
geben soll. ) 
Ende Oktober ist auch der Londoner Flottenvertrag ratifiziert worden. Damit 
ıst für die nächste Zeit eine bestimmte Richtlinie in den Flottenrüstungen erreicht, 
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und die Flottenfrage der größten Seemächte hat dadurch für diese Phase ihre 
Beantwortung erfahren. Das neue amerikanische Flottenbauprogramm auf 
Grund des Londoner Abkommens umfaßt eine Bauperiode von ı5 Jahren und 
sieht eine Ausgabe von rund einer Milliarde Dollar vor. Drei Schlachtschiffe sollen 
zunächst modernisiert und der Neubau eines Kreuzers, den das Programm von 
1929-schon vorgesehen hatte, soll sofort in Angriff genommen werden. Von 1933 
ab soll jährlich ein weiterer Kreuzer auf Kiel gelegt werden, bis der volle Stand 
der Amerika zugestandenen Kreuzerstärke erreicht ist. Das Beiseitestehen von 
Frankreich und Italien und die Differenzen, die zwischen den beiden Staaten in 
der Flottenfrage bestehen, bedeuten eine Lücke in der Abgleichung der Seemächte. 
Amerikas Interesse an dem Ausgleich dieses Problems zeigt sich in der Vermitt- 
lungsaktion Gibsons, des amerikanischen Botschafters in Brüssel, zwischen Frank- 
reich und Italien, über deren Erfolg noch nichts Weiteres bekannt geworden ist. 

Wir haben im Bericht des Oktoberheftes in Bezug auf den Präsidenten Hoover 
geschrieben: „Er hat sich in dem Abgleichungsprozeß England-Amerika 
vollkommen von MacDonald in das Schlepptau nehmen lassen.“ Vizeadmiral a. D. 
Hollweg hat dem Referenten daraufhin geschrieben: „In bezug auf letztere Be- 
merkung bin ich durchaus gegenteiliger Ansicht und meine, daß die Amerikaner, 
in ziemlich robuster Weise, mit Zuckerbrot und Peitsche arbeitend, auf der Lon- 
doner Flottenkonferenz erhebliche Erfolge erzielt haben. England gab, was manchem 
heute noch unfaßbar erscheint, seine Vormachtstellung zur See für immer auf. 
Es garantierte den Amerikanern eine Schonzeit zur Herstellung der Flottenparität 
mit etwas amerikanischer Kreuzerüberlegenheit. In der ganzen Rüstungsgeschichte 
hat solches Vorgehen wohl kaum einen Vorgang. Bei nomineller Flottenparität 
halte ich die amerikanische Seemachtstellung allgemein für stärker als die eng- 
lische. Wozu allerdings Voraussetzung ist, daß der Panamakanalverkehr nicht ge- 
stört wird. Die Amerikaner sind heftig dabei, die Schwäche, die in dem Panama- 
kanal liegt, in absehbarer Zeit durch den Nicaraguakanal zu beseitigen. Schiff- 
bautechnisch und waffentechnisch stehen die Amerikaner möglicherweise den 
Engländern voran. Jedenfalls haben die Amerikaner das Denkbarste getan, um 
ihre Flottenwaffe zu vervollkommnen. Ein „Efficiency-Ingenieur“ von Ruf, den ich 
ı924 in New York sprach, hat alle Geschütze, Schnelladevorrichtungen usw. auf 
höchste Leistungsfähigkeit durchprobiert. Von den Offizieren abgesehen, mögen 
die Engländer den Amerikanern personell voranstehen. Der Mannschaftsmangel 
in den Vereinigten Staaten ist oft so groß, und die Herren Matrosen der ameri- 
kanischen Marine sind ziemlich verwöhnt. Die großen Konzessionen MacDonalds 
an die Amerikaner sind erklärlich nur aus der pazifistischen Weltanschauung der 
Labourregierung, aus der englischen Finanznot und aus der englischen Hoffnung — 
die ich aber für trügerisch halte —, neben der politischen auch die wirtschaftliche 
Freundschaft Amerikas zu erringen, und schließlich aus der englischen Erkenntnis, 
daß angesichts der veränderten wirtschaftlichen Verhältnisse in der Welt (absolute 
Abhängigkeit der englischen Inseln von den Rohstoffdiktaten der amerikanischen 
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Machthaber) und angesichts der waffentechnischen Fortschritte (U-Boote und 
Klieger) die Seemacht als solche ihre frühere Bedeutung verloren hat. Daneben 
st der Wikingergeist in England im Absterben. Man will erhalten, was man hat, 
man will aber nicht erobern und kämpfen. Dieser entsagenden englischen Men- 
jabilität steht die robuste Wirtschaftsoffensive der Amerikaner gegenüber, deren 
Bäume freilich, wie die Arbeitslosigkeit zeigt, auch nicht in den Himmel zu 
wachsen scheinen. Für mich kommt die amerikanische Überheblichkeit am frech- 
sten in dem Buche Ludwell Dennys ‚Amerika schlägt England‘ zum Ausdruck. 
An der Stelle in Deutschland, wo die Dinge auf Grund des zusammenfließenden 
Nachrichtenmaterials am besten übersehen werden können, denkt man über die 
Ergebnisse der Londoner Konferenz etwa so: Die beschleunigte Abrüstung von 
Schlachtschiffen bei den drei Hauptseemächten ändert an ihrem Stärkeverhältnis 
nichts, sondern stellt nur einen Rationalisierungsprozeß dar, denn offenbar kann 
man sich mit je 15 Schlachtschiffen zu je 100 Mill. RM. ebensogut das Leben 
sauer machen, wie mit ı8 Schlachtschiffen zu je 150 Mill. RM. Die Regelung 
der Kreuzerfrage dagegen schlägt gegen England zu Buch. Von einer Mindest- 
forderung von 70 Kreuzern ist die Labour-Admiralität auf 50 zurückgewichen. 
Das vermindert dementsprechend die bisherige leidliche Sicherheit des englischen 
Seeverkehrs bei (nach Lord Beatty) 80 000 Seemeilen Fahrtrouten, auch wenn eine 
entsprechende Anzahl von Hilfskreuzern aufgestellt und der Wert der Stützpunkte 
veranschlagt wird. Von den letzteren sind zudem die in amerikanischen Gewässern 
liegenden, wie Esquimault, Halifax, Bermuda, Jamaica, Trinidad, dem politischen 
Untergang geweiht, wie ein Blick in die Senatsverhandlungen (Senatoren Hale 
and Swanson 1929) lehrt. Neben diesen schweren Benachteiligungen gegenüber 
den USA., die England jeglichen Widerstand gegen deren wohlbekannte merkanti- 
istische Offensive fast unmöglich machen, steht die Bedrohung durch die wachsende 
französische Macht. Einen solchen gefährlichen Nachbarn haben die Vereinigten 
Staaten nicht. Nach dem Washingtonvertrag fiel Frankreich für die großen Schiffs- 
klassen die Quote 5: 1,755 = 35 v. H. zu. In seinen Forderungen für Kreuzer und 
Zerstörer steigert sich Frankreich auf 65 v. H., mit seinem U-Boot-Programm geht 
:s auf 200 v. H. der englischen Stärke. Nun hat die U-Boot-Waffe in zwei so 
rerschiedenen Lagern natürlich verschiedene Bedeutung. Denn trotz aller Huma- 
nisierungsschwüre ist sie die Waffe des Handelskriegs, demnach diejenige der 
‚chwächeren Seemacht gegen die stärkere Handelsmacht. Das Stärkeverhältnis 
Frankreich-England ist demnach nicht in U-Booten, sondern in U-Booten gegen 
D-Boot-Abwehr, d. h. Zerstörern usw. zu messen. Hier gibt die englische Zerstörer- 
juote von 150000 t gegen 100000 t keineswegs das Gefühl der Sicherheit, wie 
ler Krieg gezeigt, wo das U-Boot sicher unter unendlich schwierigeren Verhältnissen 
ıls z. B. von der französischen Küste aus zu operieren hatte und mehr als die 
loppelte Menge von Zerstörern voll beschäftigte. Demnach stellt das französische 
Plottenprogramm bei zielbewußter Durchführung, wie sie dem willensstarken Regime 
ler Dritten Republik wohl zuzutrauen ist, eine weitere schwere Belastung der eng- 


934 GEOPOLITISCHE BERICHTERSTATTUNGEN HEFT \ 


lischen Stellung dar, die nur durch die Revisionsklausel erträglich wirkt.“ Wir 
haben diese Darlegungen Vizeadmiral Hollwegs in voller Ausführlichkeit wieder- 
gegeben, weil sie uns von so vorzüglicher Orientierung getragen zu sein scheinen, 
daß sie unseren kurzen Satz des Oktoberheftes am besten zurechtzurücken ver- 
mögen. Wir geben durchaus zu, daß er in seiner lapidaren Kürze leicht auch 
weiterhin zu Mißverständnissen Anlaß geben könnte. Wir haben aber an jener 
Stelle gar nicht eine Bewertung der englischen und amerikanischen Seestreitkräfte 
vorgenommen und wären nicht in der Lage gewesen, es in so ungemein sach- 
kundiger Weise zu tun, wie Vizeadmirel Hollweg, für dessen Ergänzungen der 
Berichterstatter darum besonders dankbar sein muß. Wir haben darum auch nicht 
von der Londoner Konferenz gesprochen, sondern von dem „Abgleichungsprozeß 
England-Amerika“, in dem allerdings die Londoner Konferenz eine Etappe ist, 
von einem geopolitisch auch auf anderem, z. B. dem territorialen Gebiet, bei den 
Vereinigten Staaten verfolgbaren Prozeß. Im Sinne der „Ab“gleichung liegt es, 
daß ein Staat sein Ziel „herab“steckt im Bewußtsein der Macht. Denn in unserer 
Vorstellung stehen die Vereinigten Staaten vor uns in ihrem unbeirrbaren Welt- 
machtstreben — und, wie Vizeadmiral Hollweg so treffend darlegt, haben sie auch 
in ihren Seestreitkräften die günstigsten Grundlagen dazu. Wenn nun diese Ver- 
einigten Staaten, bis auf eine gewisse Spitzenstellung, wie Hollweg ausführt, sich 
in der Höhenentfaltung ihrer Seestreitkräfte dem Maß fügen, das England angibt, 
dann ist das eine „Ab“gleichung, die zunächst einmal, auch aus einer bestimmten 
Ideensetzung, die sich mit der englischen der Labourregierung berührt hat, das 
unbedingte Streben zur Vormacht aufgegeben hat. Daß diese Abgleichung, dieses 
Zurückstecken der Ziele, auch in Amerika so empfunden worden ist, hat ja wohl 
die amerikanische Admiralität gezeigt, die bestimmt nicht restlos von dem Lon- 
doner Abkommen befriedigt war. Frankreichs Flottenentwicklung, auf die Hollweg 
hinweist, bedeutet ja doch auch nicht nur eine Gefahr für England, sondern, im 
eventuellen Zusammengehen mit England, in gleichem Maße für Amerika. An die 
Stelle des französischen Faktors kann aber auch der japanische eingesetzt werden. 
All das zeigt, daß das Streben zu einer von den anderen Seemächten unerreich- 
baren Spitzenentwicklung, für die ja bestimmt eine Zeitlang in den Vereinigten 
Staaten viel sprach, zunächst durch diesen „Ab“gleichungsprozeß unterbrochen 
worden ist. Das war gemeint, als der Referent schrieb, Hoover habe sich von 
MacDonald ins Schlepptau nehmen lassen. Diese Bemerkungen haben nun durch 
die ausgezeichneten Ausführungen Hollwegs ihren gut fundierten Unterbau er- 
halten. 

In Verhandlungen mit Norwegen hat Kanada die Souveränität der von Kapitän 
Sverdrup auf der zweiten Framexpedition 1899 entdeckten Sverdrupinsel, eines 
etwa 300000 qkm westlich von Grönland liegenden großen Eilandes, erworben. 
Kanada hat Sverdrup eine Abfindungssumme von 30000 Dollar gezahlt. Die 
kommunistischen Arbeitslosenkrawalle haben in den Vereinigten Staaten auch 
nach Kanada übergegriffen. (Abgeschlossen am 28. ı1. 30.) 


FRANZ KRUCKENBERG: 
Weltdersonenverkehr 


Dr. Kruckenberg ist Geschäftsführer der Gesellschaft für Verkehrstechnik, 
Hannover, und mit seinen Mitarbeitern Schöpfer des Propellerwagens, dessen 
erste Versuchsfahrten kürzlich so erfolgreich verliefen. Seine Ausführungen geben 
einen Einblick in die phantastischen Möglichkeiten, welche die Technik uns zur 
Überwindung des Raumes heute bietet. Die Schriftleitung. 

_ Allgemein neigen heute die kritischen Betrachter der Verkehrstechnik dazu, 

chienenverkehrsmittel als unzeitgemäß abzutun und dagegen der Entwicklung 
Mes Kraftwagen- und Flugzeugverkehrs eine große Zukunft zu geben. Man spricht 
geringschätzig von der Eisenbahn als dem Verkehrsmittel des vorigen Jahrhunderts 
und bezeichnet sie als primitiv, weil sie nur eindimensıonal sei. Kraftwagen und 
Wasserfahrzeug schätzt man als in der Fläche, also zweidimensional beweglich, 
höher ein und erwartet vom Luftfahrzeug als dem auch der Höhe nach, also drei- 
dimensional, beweglichen die Lösung der letzten Verkehrsprobleme. Dabei vergißt 
man, daß ein Verkehrsmittel in richtiger Erfüllung seiner Aufgabe, Nutzlasten von 
einem Halteort zum andern zu bringen, tunlichst die grade Linie als die kürzeste 
‚Verbindung dieser Halteorte wählen muß und daß alle Ausflüge in die beiden an- 
deren Dimensionen an sich Umwege bedeuten. Auch übersieht man, daß, um eine 
Tonne zu transportieren, im Flugzeug etwa 100 kg, im Kraftwagen auf allerbesten 
Straßen etwa 15 kg, im Schienenfahrzeug aber höchstens 3 kg Zugkraft erforderlich 
sind. Hält man den bei steigender Geschwindigkeit sehr stark anwachsenden Luft- 
'widerstand durch richtige Formgebung der Fahrzeuge klein, so muß also, auch 
wenn dies bei allen drei Fahrzeugarten in gleich guter Weise geschehen könnte, das 
Schienenfahrzeug das am wirtschaftlichsten zu bewegende Schnellverkehrsmittel 
und auf Grund der bisherigen Erfahrungen mit Eisenbahn, Kraftwagen und Luft- 
fahrzeug auch an sich das wirtschaftlichste sein, sobald große Verkehrsdichte er- 
forderlich ist. So wird, nachdem die fortschrittliche Entwicklung der Schnellbahn 
im Sinne eines Fernverkehrsmittels von etwa doppelter Eisenbahngeschwindigkeit 
ein Vierteljahrhundert geruht hat, die nächste Zeit wieder ein Vortreiben dieses 
Zweiges der Verkehrstechnik bringen. Da es versuchsmäßig bereits 1903 gelang, 
214 km Stundengeschwindigkeit mit Elektrotriebwagen auf einem Sondergleis mit 
Zwangsschienen zu fahren, kann heute unter Benutzung aller im Kraftwagen- und 
Luftfahrzeugbau gewonnenen Erkenntnis erreicht werden, daß derartige Geschwin- 
digkeiten auch praktisch und wirtschaftlich auf Schienenwegen gefahren werden 
können. Damit wäre die Überlegenheit des Flugzeuges in der Geschwindigkeit aus- 
geschaltet, und es läge keine Notwendigkeit vor, über Land z.B. für Strecken wie 
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_ dehnen sich Meere, die mit Gleisen nich rückt werden können. Noch ko 
für die » Durchquerung nur das Schnellschiffin Betracht. Es kann mit 50 km Stunden- 
geschwindigkeit solche Fahrgäste, die an Land in FD-Zügen und Schlafwagen fahren, i 
zu einem Preise von etwa 20 Pfennig je km befördern. Doch wird aller Voraus- 
sicht nach das Luftfahrzeug in absehbarer Zeit für den Überseeverkehr in Weis 
bewerb treten. 
Es stehen also nach dem morgigen Stand der Technik für den interkons a 
talen Personen-Schnell-Weltverkehr zur Verfügung: 
die Schnellbahn: 200 km Stundengeschw., Fahrpreis etwa 10 Rpf./km; 
das Luftfahrzeug: ı50o km Stundengeschw., Fahrpreis etwa 100 Rpf./km; 
das Schnellschiff: 50o km Stundengeschw., Fahrpreis etwa 20 Rpf./km. 
Es folgt aus der Betrachtung dieser kleinen Übersicht zunächst der noch in weite. 
Zukunft hinein gültige Satz, daß Umwege über Land schneller und billiger zum 
Ziele führen als direkte Wege über das Wasser. 
Ein Blick auf die beigefügte Weltkarte schafft ferner die Erkenntnis des Grund- 
satzes, daß die grade Luftlinie an sich nicht der richtige Weg zu sein braucht. 
Die Linie von Berlin nach New York oder von San Francisco nach Yokohama führt 
das Luftfahrzeug mitten durch die Zyklone, das Wasserfahrzeug durch Nebel und. 
Eisbergdrift. Nicht.der grade Weg ist also auf der Erdoberfläche der richtige, son- 
dern der Weg geringsten Widerstandes. 
‚Schließlich muß man sich bei Beurteilung der Weltverkehrsfrage darüber im 
klaren sein, daß Fahrzeuge, die ganz oder teilweise im Wasser schwimmen, lc 
die allseitig von Luft umgeben sind, ein für allemal in der Erreichung hoher Fahr- 
geschwindigkeiten unterlegen sind, daß also das Luftfahrzeug da, wo sich die Fahr- 
bahn auf der Erdoberfläche nicht anlegen läßt, bei gewöhnlichen atmosphärischen 
Verhältnissen das ungleich schnellere und diesbezüglich konkurrenzlose Verkehrs- 
mittel ist. Man muß sich andrerseits aber auch dessen bewußt sein, daß unvorher- 
gesehene Zwischenlandungen nie vermeidbar sein werden und daß es auch zukünftig. 
unmöglich sein wird, Luftfahrzeuge so stark zu bauen, daß sie dauernd dem Wasser- 
schlag einer schweren See gewachsen sind. Man wird froh sein müssen, wenn ein 
havariertes Flugzeug einige Stunden durchhält, und muß dafür Sorge tragen, daß 
innerhalb kurzer Zeit Hilfe zur Stelle ist. Das heißt: Alle dem Schnellpersonenverkehr 
dienenden interkontinentalen Verkehrsmittel sollten die Weltmeere auf imaginären 
Straßen durchqueren, deren!Endpunkte so an den gegenüberliegenden Küsten gelegen 
sind, daß die gemeinsame Schiffs- und Luftfahrzeugroute der Weg geringsten Wider- 
standes ist. Dabei müssen die Straßen über Stützpunkte mitten im Ozean gelegt 
sein, weil die Luftfahrzeuge solcher auch in absehbarer Zukunft bedürfen werden. 
Die bisher gegebenen Leitsätze seien an Hand der Weltkarte an dem Beispiel 
Europa-Nordamerika erläutert. Weil der nordamerikanische Kontinent so gut wie 
unter einer Flagge liegt, hat sich New York zu dem konkurrenzlosen Ein- und 
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Ausfalltor nach der Atlantik herausbilden können. An der europäischen West- 
küste machen sich zur Zeit noch fast ein Dutzend Häfen gegenseitig den Rang 
streitig. Dabei führt der Weg zu ihnen durch Gegenden, die schon für die See- 
fahrt ungünstig, für eine regelmäßig betriebene Luftfahrt aber die unmöglichsten 
der ganzen Erde sind, soweit sie kultiviert besiedelt ist. Ganz einfache, sozusagen 
naturkundliche Betrachtung führt also zu dem Schluß, daß der Weg für den 
Personenschnellverkehr zwischen Europa und Nordamerika von Lissabon über 
die Azoren, vielleicht über Bermudas nach New York geht. Länger als die 4000 km 
zwischen den Azoren und New York darf eine Seeflugstrecke nicht sein. Sie läßt 
sich allenfalls noch in 24 Stunden bewältigen, also innerhalb einer Zeit, deren 
meteorologische Verhältnisse sich im voraus beurteilen lassen. Denn darüber muß 
man sich auch klar sein, daß die Überlegenheit des Luftfahrzeuges von 100 kmj/st 
Mehrgeschwindigkeit gelegentlich dadurch ausgeglichen wird, daß ein stürmischer 
Gegenwind von 30 m/see weht. Auch bei aller Vervollkommnung der Luftfahr- 
zeuge wird auch künftig die Verantwortung der Weltwirtschaft gegenüber das 
Wasserfahrzeug zu tragen haben. Denn es wird bei richtiger Wahl der inter- 
kontinentalen Straßen kaum je der Fall eintreten, daß es nicht seinen Weg 
machen kann, während es Tage im Jahr immer geben wird, an denen die Be- 
nutzung von Luftfahrzeugen sinnlos wäre. Auch aus diesem Grunde ist es nötig, 
die Routen der Wasser- und Luftfahrzeuge auf genau die gleichen Linien zu 
legen. Kommt der Reisende mittels der wetterunempfindlichen Schnellbahn an 
-der Weltverkehrs-Küstenstation an, muß es ihm freistehen, je nach der Wetter- 
"vorhersage das Luft- oder Wasserfahrzeug zu wählen. So ist es auch notwendig, 
“die Startpunkte genau an den gleichen Ort zu legen und Verkehrshäuser größten 
Stiles zu schaffen, unter deren Schutz der Übergang zwischen Schnellbahn, Wasser- 
fahrzeug und Luftfahrzeug vor sich gehen kann. 

In der beigefügten Weltkarte ist versucht worden, den hier geäußerten Ge- 
danken Gestalt zu geben und die Straßen des Welt-Personen-Schnellverkehrs 
aufzuzeigen, die die bestehenden oder in Bildung begriffenen Kulturgegenden der 
Erde, das sind Europa, Ost- und Südostasien, Nordamerika, Südamerika, Australien 
und Südafrika miteinander verbinden. Dabei sind jedoch klimatische Studien 
nicht gemacht worden, so daß die angegebenen interkontinentalen Wege durch- 
aus keinen Anspruch darauf machen können, die endgültig richtigen Wege ge- 
ringsten Widerstandes zu sein. Vielleicht ist es auch nötig, Sommer- und Winter- 
wege zu unterscheiden. 


Die an manchen Stellen vermerkte Anzahl Tage bedeuten die Reisezeit von 
Berlin aus unter der Voraussetzung der Luftfahrzeugbenutzung bei Meeresüber- 
querung. Die Reisezeiten sind rein theoretisch durch Division der Geschwindig- 
keit in die Entfernung gewonnen. Zeitverluste durch Fahrzeugwechsel, Gebirgs- 
überwindung, Aufenthalt usw. sind nicht berücksichtigt. Auch nicht bei der 
folgenden Zusammenstellung, die den Unterschied zwischen den drei Fahrzeug- 
arten in den Beförderungszeiten zeigen soll. 
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Hierzu kommen natürlich die obengenannten nicht unerheblichen Zuschläge. 
-  Treibt man den Grundgedanken, in erster Linie den Landweg zu benutzen, 
so weit wie möglich, so ergeben sich interessante Perspektiven für eine Verbindung 
der Erdteile Asien und Amerika. Wie wahrscheinlich einst Urmenschenstämme 
den Weg über Alaska nahmen, um von Asien aus Amerika zu bevölkern, so 
könnte in Zukunft wieder dieser Weg von der Schnellbahn eingeschlagen werden. 
Er ist nicht länger als der Wasserweg, kann aber mit der Schnellbahn in 
21/, Tagen zurückgelegt werden. Hierbei ist vorausgesetzt, daß man mit nicht 
mehr als 200 km Stundengeschwindigkeit rechnet. Doch besteht, soweit sich der- 
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keit bis 300 km zu steigern und damit zu Fahrzeiten zwischen San Francisco 
und Peking von etwa ı!/, Tagen zu kommen. Die in vorgeschichtlicher Zeit vor- 
handene Landbrücke zwischen Asıen und Amerika ist inzwischen abgesunken und 
von der etwa 80 km breiten Beringstraße durchbrochen. Den Gedanken einer 
Untertunnelung muß man wohl vorläufig beiseiteschieben, da es bisher nicht 
einmal gelungen ist, so störende Wassergräben wie den englischen Kanal (32 km 
breit) und die Straße von Gibraltar (14 km breit) zu unterfahren. Wie an andern 
Stellen müßte also das trennende Wasser durch kombinierte Tätigkeit der Schnell- 
schiffe und Luftfahrzeuge überwunden werden. Erschwerend kommt in hohen. 
Breiten hierbei die Eisgefahr in Betracht. Doch braucht man sie nicht als un- 
überwindlich anzusehen. 

Während nämlich der Mensch das Flugtier, das nie über 8 m Spannweite hin- 
auskam, mit ca. 50o m Spannweite überflügelt hat, hat er die Vollkommenbheit der 
Wale bei der Ausbildung seiner Wasserfahrzeuge bei weitem noch nicht erreicht. 
Das liegt wahrscheinlich daran, daß der Stand der Kraftmaschinentechnik noch 
nicht ausreicht. Die Steigerung des Warmblüterherzens zum Verbrennungsmotor, 
der bei höchsten Temperaturen große Mengen von Brennstoff und Sauerstoff ver- 
arbeitet und bei geringstem Eigengewicht sehr große Leistungen vollbringt, hat 
erst die Gestaltung unserer großen Vögel, der Flugzeuge, ermöglicht. Die für das 
Tauchboot nötige Energiespeicherung ist noch zu schwerfällig, und von der Er- | 
zeugung genügender Leistungen ohne Kohlenstoffverbrennung in Sauerstoff sind 
wir noch zu weit entfernt. Vorläufig sind wir also noch auf die oben offenen, 
halben Hohlkörper der üblichen Boots- und Schiffsform angewiesen. Doch sollte 
nicht nur der Gedanke an arktische Seefahrt es den Ingenieuren nahelegen, 
bei der Gestaltung der Seefahrzeuge mehr den Seetieren nachzueifern. Daß Del- 
phine scheinbar mit Leichtigkeit die Schiffe der Menschen umspielen, muß nach- 
denklich machen. Damit der Topf nicht vollschlägt und das Deck trocken bleibt, 


nie höher Benni Damit es von der open Wass = 
bewegt: werden kann, haben wir die Größe des Seeschiffes z 
Maßen gesteigert. Jetzt pressen wir haushohe Gebilde gegen Orkane 
vom wirklichen Schnellverkehr, der darin besteht, daß wir nicht nur 
sondern auch oft fahren, über See noch weit endet. Was würde man = 
wenn ein Transport über Land sich erst dann in Bewegung setzen würde, 
sich nach’ tagelangem Warten Tausende von Fahrgästen zusammengefunden 
. Es gibt also noch viel zu tun in der Wasserfahrzeug-Bautechnik. 

er Luftfahrzeugbau, von dessen Erfolg wir für die Überquerung der Meere, 
wir sahen, viel zu erwarten haben, hat überall in der Welt größte Beachtung 
d Förderung gefunden. Wenn wir aber zu den Weltverkehrsmöglichkeiten ge- 
en wollen, wie wir sie in diesen Zeilen aufzeigten, bedarf es vor allem der 
derung des Schnellbahngedankens, die sich unbedingt fruchtbar gestaltet, weil 
Stand der Technik jetzt so fortgeschritten ist, daß die Schnellbahn geschaffen 
rden kann. 


£ RICHARD WICHTERICH: 

A Großbritannien am Wendepunkt 
Durchblicke durch die Britische Reichskonferenz 

4 


> Die Britische Reichskonferenz, die im vierjährigen Turnus stattfindende 
Fagung des Commonwealth of Nations, ist vorüber. Mehr als sieben Wochen waren 
lie Regierungsvertreter der Dominions und des Mutterlandes in London zu Be- 
atungen vereinigt. Es war eine Art Vollsitzung eines großen Staatenbundes, wo 
leichberechtigte Partner über Fragen der Bundesverfassung und wirtschaftlicher 
Lusammenarbeit debattierten. Seit der denkwürdigen Reichskonferenz von 1926, 
lie jede verfassungsmäßige Abhängigkeit der Dominions vom Vereinigten Rönig- 
eich löste, hat das Bewußtsein rechtlicher Ebenbürtigkeit ein bewunderungs- 
vürdiges Verantwortungsgefühl für das gemeinsame Schicksal der acht Länder 
les Commonwealth geschaffen. Die Verhandlungen legen hiervon Zeugnis ab; 
jesonders die nur scheinbar andern Beratungsgegenständen nebengeordnete wirt- 
chaftliche Aussprache erbrachte durch ihren Verlauf den Beweis, daß bei 
lien egoistischen Sonderbestrebungen der Mitglieder des Empire doch die Sorge 
ım den wirtschaftlichen Zusammenhalt des Britischen Weltreiches überwog. 


Der Wunderglaube an die Reichskonferenz 


Mit hochgespannten Erwartungen sah das britische Volk den wirtschaftspoliti- 
chen Ergebnissen der Reichskonferenz entgegen. Ja, man darf sagen: Das 
ritische Volk! Denn die Erkenntnis von der wirtschaftlichen Dauerdepression 
ler Nachkriegsjahre und von der Unentrinnbarkeit ihrer Folgeerscheinungen — 
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Rückgang des Ausfuhrhandels, Überhandnehmen des industriellen Wettbewerb: 
nicht nur in den Dominions, sondern auch in den frühern Domänen des eng 
lischen Handels in Europa und Amerika, Durchbrechung des Londoner Finanz. 
monopols, unheimlich anwachsende Arbeitslosigkeit — hat alle Kreise des Volke: 
erfaßt. Aber sonderbar: Die sonst so nüchternen, an wirtschaftliches Denken ge. 
wöhnten Engländer hielten sich nicht lange bei den Ursachen der Dauerkrise auf 
sie forschten nicht nach den Gründen dafür, daß etwa die Vereinigten Staater 
ihre Ausfuhr nach England gegen .die Vorkriegsjahre gewaltig steigern konnter 
oder daß die deutsche Fertigwarenausfuhr nach dem Vereinigten Königreich vor 
795,4 Mill. RM. 1925 auf 1053,5 Mill. RM. ı929 gestiegen war. Der Gedanke 
daß sich in diesen Zahlen die technische und organisatorische Unterlegenheit 
der englischen Industrie ausdrückt, schien ihnen gar nicht zu kommen. In 
den im Jahre 1930 in symptomatischer Folge von der Industrie und den Gewerk- 
schaften, vom Handel und von dem Bankertum herausgegebenen Denkschriften 
sucht man vergebens nach einem deutlichen Hinweis auf den technischen und 
kommerziellen Rückschritt der englischen Wirtschaft in der Nachkriegszeit *). Stati 
dessen argumentierte der Durchschnittsengländer, mit dem Blick nur auf da: 
Empire gerichtet — und diese Gedankengänge klingen bei den genannten Denk: 
schriften an — etwa wie folgt: Großbritannien nutzt den ungeheuern Markt, den 
das Weltreich bietet, nicht hinreichend aus. Der Markt des Empire, der mit seiner 
450 Mill. Einwohnern ein Viertel der Gesamtbevölkerung der Erde beherbergt 
wäre bei zweckentsprechender Organisation in der Lage, fast die gesamte Fertig: 
warenerzeugung des Mutterlandes aufzunehmen; dagegen könnte das Übersee. 
Empire fast den ganzen Nahrungs- und Rohstoffbedarf des Königreiches decken 
England verfügt auch über die Finanzkraft, um in Übersee wie daheim neue Pro: 
duktionsquellen zu erschließen und den Gesamtreichtum des Empire zu steigern 
Endlich steht ein gewaltiges Menschenreservoir bereit, das bei richtiger Verteilung 
über das Weltreich die unermeßlichen produktiven Kräfte heben und damit auch 
nutzbringende Beschäftigung finden könnte. 

In diesen Ideengängen ist der Empire-Gedanke in Verbindung mit fast rest. 
loser Autarkie bis zur letzten Konsequenz theoretisch durchgeführt. Aus diese: 
Mentalität entspringt die Frage: Warum soll Britannien diese riesenhafte Chance 
zur Verwirklichung der „Empire-Cooperation“ und zur endgültigen Behebung deı 
Wirtschaftsnot nicht nützen? Und daran anschließend die Schlußfolgerung: Die 
eben in London tagende Reichskonferenz, die im Zeichen wirtschaftlicher Depres: 
sion aller Glieder des Britischen Weltreiches steht und welche die Geneigthei 
aller Regierungsvertreter erkennen läßt, zu einer wirtschaftlichen „Cooperation 
zu gelangen, ist berufen, diese Aufgaben anzufassen und einer Lösung näherzu 
bringen. 


*) Grundlegende Betrachtungen zu den Aufgaben der Britischen Reichskonferenz finden sich 
im Oktoberheft 1930 der Zeitschrift für Geopolitik. Vgl. die Beiträge: Karl Megerle 
Wirtschaftsreich British-Empire? — Fritz v. Reiche: Geopolitische Funktioner 
der British-Empire Presse. — I. G. Luria: Schutzzoll-Renaissance in England. 
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Be - Enttäuschungen und Hemmungen 

Was geschah nun in Wirklichkeit? 30.7, 
Nach der Meinung des überwiegenden Teils der englischen Presse ging die 
Labourregierung unvorbereitet, ohne klares Programm, in die Beratungen der 
Reichskonferenz. Hatte man es ihr schon verübelt, daß auf der Tagesordnung die 
wirtschaftlichen Fragen im Hintergrund standen, so verdachte man es ihr erst 
recht, daß sie bei den Verhandlungen nicht kräftiger die Führung im Sinne 
solidarischer Zusammenarbeit zwischen Mutterland und Dominions an sich riß. 
Widerspruchsvoll schien ja ohnehin die Haltung des Labourkabinetts, das im Gegen- 
satz zur Einstellung der Trade Unions eine ausgesprochen freihändlerische Politik 
vertrat, wenn auch MacDonald in seiner Rede im Kristallpalast Mitte dieses Jahres 
erklärt hatte, daß seine Regierung Wirtschaftsverträge mit den Dominions an- 
strebe, die für England von vorteilhafter Wirkung wären. 

Aber ist es wirklich zutreffend, daß das Labourkabinett auf der Reichskonferenz 
überhaupt keine handelspolitische Meinung vertrat? Hat nicht MacDonald einige 
sehr wichtige Grundsätze für die britische Haltung ins Feld geführt, welche die 
übergroß dünkende Zurückhaltung der Regierung erklären? Der englische Premier- 
minister hatte von Anfang an betont, daß die Handelspolitik und damit auch die 
Frage der Zusammenarbeit mit den Dominions nicht nach politischen, sondern 
nach wirtschaftlichen Gesichtspunkten zu regeln sei. Als Voraussetzung einer engern 
Empire-Unity sah er an, daß einmal die Lebenshaltung in England sich 
nicht verteuern und zum zweiten die auf Gründ der Handelsverträge bestehen- 
den Wirtschaftsbeziehungen Englands mit dem Ausland nicht beein- 
trächtigt werden dürften. Die von den Befürwortern des Empire-Freihandels 
oder des Präferenzsystems in Anspruch genommene Tatsache, daß nur ein Drittel 
des englischen Gesamthandels innerhalb des Weltreiches, ein anderes Drittel aber 
mit Europa und das letzte Drittel mit der übrigen Welt abgewickelt werde, machten 
sich MacDonald und seine Minister zu eigen, um damit die Unmöglichkeit eines 
in seiner Wirkung für dritte Länder prohibitiven Präferenzsystems darzutun, das 
geeignet wäre, die englische Güterausfuhr durch Repressalien der derart geschädigten 
Länder zu drosseln. MacDonald glaubte sodann — und hier legte er den Finger 
auf die brennendste Wunde —, den britischen Industriellen nahelegen zu müssen, 
in Zukunft die Marktverhältnisse der Dominions besser zu studieren und durch 
geeignete private Fühlungnahmen von Industrie, Export- und Importhandel die 
Absatzchancen mehr als bisher zu nützen. Dem Wunsch intensiverer persönlicher 
Zusammenarbeit der Austauschinteressenten stimmten auch die Vertreter der Domi- 
nions zu, welche der englischen Industrie sogar ziemlich unverblümt vorwarfen, 
daß sie sich im Gegensatz zu andern Lieferern, insbesondere jenen der Vereinigten 
Staaten, zu wenig auf die vielgestaltigen Auswahlbedürfnisse der Dominionkäufer 
eingestellt hätten. Aus solchen Erwägungen ist denn auch der Gedanke eines 
Empire-Marketing-Board entstanden, der den ausgesprochenen Zweck haben 
soll, eine bessere Marktkenntnis zu vermitteln und vermöge produktioneller An- 
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passung der englischen Industrie an die Dominionmärkte einen vergrößerten Güter- 
verkehr ohne Beeinträchtigung der Handelsbeziehungen der Empiremitglieder mit 
dem Ausland zu erzielen. Unter diesem Gesichtspunkte wurde auch das Bedauern 
geäußert, daß auf der Konferenz prominente Vertreter von Industrie, Handel und 
Schiffahrt aus allen Teilen des Weltreiches nicht vertreten waren. 

Das-Labourkabinett hatte somit gute Gründe, dem Druck der überwiegenden 
öffentlichen Meinung nicht so ohne weiteres nachzugeben, sondern ein gründliches 
Studium aller mit engerer wirtschaftlicher Gemeinschaftsarbeit zusammenhängen- 
den Fragen anzuregen und hierfür die Einsetzung von Ausschüssen zu empfehlen. 
Wie schwer die handelspolitischen Forderungen der doch wirtschaftlich ganz ver- 
schieden gearteten Dominions auf einen Nenner zu bringen waren, geht schon aus 
den Vorschlägen hervor, wie sie Bennett, der kanadische Ministerpräsident, sowie 
Scullin als Vertreter von Australien und endlich Forbes für Neuseeland auf der 
Konferenz gemacht haben. Der Konservative Bennett, ein nachdrücklicher Ver- 
teidiger des Schutzzolles, trat auf der Konferenz für eine Präferenz ein, die den 
kanadischen Markt vor ausländischen Erzeugnissen fast ganz, vor englischen aber — 
trotz der scheinbar hohen Vorzugssätze — zum großen Teil verschlossen hätte. 
England wie allen andern Mitgliedern des Empire schlug er vor, sich gegenseitige 
Vergünstigungen zu gewähren, wobei Kanada eine ı0°/,ige Erhöhung der gegen- 
wärtigen und der noch einzuführenden Zölle auf die Erzeugnisse anderer Länder 
in Aussicht stellte. Gegen dieses fragwürdige Zugeständnis erwartete er eine Er- 
leichterung für die kanadische Weizenausfuhr nach England. Scullin wiederum 
plädierte für eine verstärkte Aufnahme der australischen Getreide- und Rohstoff- 
ausfuhr (insbesondere Wolle) seitens Englands, wodurch der australische Markt 
für die englische Fertigwareneinfuhr kaufkräftiger werde. Forbes, der neusee- 
ländische Premier, lehnte dagegen das Präferenzsystem überhaupt ab. Südafrika 
endlich, vertreten durch General Hertzog, zeigte im Hinblick auf die eigene indu- 
strielle Entwicklung wenig Neigung zu einer Begünstigung englischer Waren. Es 
herrschte also beileibe keine Übereinstimmung über die einzuschlagenden Wege 
unter den einzelnen Partnern, durchaus verständlich, wenn man sich die ver- 
schiedenartige Wirtschaftsstruktur der einzelnen Dominions und insbesondere auch 
den zwischen Kanada und Australien oder zwischen Neuseeland und Südafrika 
entbrannten zollpolitischen Kampf gegenwärtig hält. Wie sollen unter solchen 
Umständen erst die sich zum Teil widersprechenden Interessen zwischen Vereinigtem 
Königreich und Übersee-Empire in Einklang gebracht werden? 


Die Ergebnisse 


Anders als mager konnte nach dem Vorhergesagten die Ausbeute der Reichs- 
konferenz nicht sein. Die Klagelieder, welche die Rothermere- und Beaverbrook- 
presse über eine verpaßte große Gelegenheit angestimmt haben, dürfen nicht als 
bare Münze genommen werden. Es scheint uns schon ein wertvolles Ergebnis für 
alle Konferenzpartner zu sein, daß, ihre zum Teil wie eine versteckte Drohung 
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klingende Befürchtung, beim erfolglosen Ausgang würden die Türen zu einer 
Faisnug für immer zuschlagen, nicht in Erfüllung gegangen ist. Dafür waren 

ch die Beratungsgegenstände zu kompliziert und die objektiven Hemmungen zu 
groß, als daß endgültige praktische Ergebnisse hätten erwartet werden können. 
Das Zugeständnis der englischen Regierung, daß die dem übrigen Empire ge- 
'währten Vorzugssätze innerhalb der nächsten drei Jahre nicht herabgesetzt werden 
würden, hat für die Dominions immerhin eine gewisse praktische Bedeutung. 
Auch zeugt es von dem ernsten Willen aller Partner, in absehbarer Zeit zu einer 
glücklichen Lösung der Inter-Empire-Handelsbeziehungen zu gelangen, daß die 
Aufgaben des „Reichswirtschaftsausschusses“ (Imperial Economic Committee) mit 
dem Ziele gründlichen Studiums der Empireverhältnisse ausgedehnt worden sind. 
‚Allerdings ist das als ständige Einrichtung gedachte Reichswirtschaftssekretariat, 
dem ähnliche Funktionen vorbehalten waren, nicht zustande gekommen. Ein wirk- 
lich praktischer Erfolg ist aber insofern zu buchen, als innerhalb eines Jahres in 
Ottawa (Kanada) Vertreter aller Mitglieder des Commonwealth zu neuen wirt- 
schaftlichen Beratungen zusammenkommen werden. Es bleibt also Zeit zu gründ- 
licher Vorarbeit, und es besteht kein Zweifel, daß sie geleistet werden wird. 

Unseres Erachtens wären die verwickelten Probleme intensiverer „Empire-Co- 
Operation“ im gegenwärtigen Stadium noch nicht reif zur Verwirklichung gewesen. 
Hätte das Labour-Kabinett der manchmal an Panik grenzenden Stimmung der 
Öffentlichkeit — noch genährt durch den bei einem Fiasko geendeten Pressefeld- 
zug Beaverbrooks und Rotbermeres — nachgegeben, so wären voreilige Beschlüsse 
gefaßt worden, welche die wirtschaftliche Zukunft sowohl Britanniens wie des 
Übersee-Empire sehr zu gefährden geeignet waren. 


Dämmerung des Wirtschaftsliberalismus 


Aber auch aus andern Gründen war der Ausgang der Konferenz kein Mißerfolg. 
Weniger die Beratungen der Konferenzteilnehmer als solche, als vielmehr die in 
der Öffentlichkeit daran angeknüpften Betrachtungen haben gezeigt, daß die 
Epoche des Wirtschaftsliberalismus und seiner stärksten Äußerung, des Freihandels 
im weitesten Sinne, ihrem Ende naht. Nachdem der grandiose Versuch Englands, 
mit seiner praktischen Betätigung des Freihandels der übrigen Welt ein Beispiel 
zu geben, schmählich mißglückt ist, nachdem der gegenwärtige und zukünftige 
Hauptwettbewerber Englands, die nordamerikanische Union, seinen wirtschaft- 
lichen Aufschwung größtenteils dem von Anfang an rücksichtslos gehandhabten 
Hochprotektionismus verdankt, ist die Erkenntnis weit und breit gediehen, daß 
England sich in dieser zollgeschützten Welt mit praktischen Freihandelsgrund- 
sätzen nicht mehr behaupten kann. In der inneren Wirtschaft ist längst das 
Organisationsprinzip an die Stelle freien Wetibewerbes getreten, im Außenhandel 
aber herrscht, wenn von der zögernd eingeführten, meist fiskalischen Charakter 
tragenden Zollgesetzgebung in den Kriegs- und unmittelbaren Nachkriegsjahren 
abgesehen wird, noch immer der freie Güteraustausch. Nachdem man in Eng- 
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land erkannt hat, däß die Wirtschaftsdepression nicht nur von der Not der Zeit, 
sondern organisch bedingt ist, sinnt man auf gründliche Abhilfe. Weil aber 
England mit gutem Recht eine absehbar erfolgende wirtschaftliche Abrüstung in 
Europa und in der übrigen Welt nicht erwartet, wird es — nicht plötzlich, son- 
dern etappenweise — zu einem Schutzzollsystem übergehen müssen, in dessen 
Rahmen die von allen Mitgliedern des Empire heiß ersehnte „closer economic 
union“ ihren Platz haben wird. Damit wird England mit einer drei Jahrhunderte 
alten Tradition brechen. .. 
Und Deutschland? 


Der Wandel der englischen Wirtschaftsgesinnung wird natürlich Deutschland 
nicht unberührt lassen. Im Außenhandel rangiert England (ohne Dominions 
und Kolonien) neben den Niederlanden an der Spitze der deutschen Ausfuhr 
(1929: ı305,5 Mill. RM.). Dabei besteht das Gros der deutschen Ausfuhr nach 
Britannien aus Fertigwaren, also aus jenen Erzeugnissen, gegen die sich England 
ohne ernstliche Gefährdung seiner Ausfuhr am ehesten schützen kann. Gegen- 
wärtig erfreuen sich rund 90°/, der deutschen Ausfuhr nach England zollfreier 
Behandlung, ein Beweis, in wie hohem Maße England noch freihändlerisch ist. 
Eine Änderung der englischen Zollpolitik wird somit Deutschland empfindlich 
treffen. Dabei würde es mit einer Minderung der deutschen Ausfuhr nach Eng- 
land nicht sein Bewenden haben. Innerhalb eines zollgeschützten Empire würde 
auch die deutsche Warenausfuhr nach den Dominions und Kolonien Einbuße er- 
leiden. Deutschland aber ist gerade auf die kaufkräftigen Empiremärkte an- 
gewiesen, wenn es auf die Dauer seinen Tributverpflichtungen nachkommen will. 
Es hat deshalb ein ganz besonderes Interesse an der kommenden zollpolitischen 
Entwicklung im britischen Weltreich. 


OTTO SIEGEL: 
Die wirtschaftliche Verflechtung der Kleinen Entente 


Was wird aus der Wirtschaftsentente? 


Wie jede neue politische Staatenverbindung so hatte sich auch die Kleine 
Entente vor die Aufgabe gestellt gesehen, die wirtschaftlichen Kräfte des einzelnen 
Landes zu gemeinsamer wirtschaftlicher Tätigkeit wachzurufen und so jene gün- 
stigeren Vorbedingungen zu schaffen, die allgemein mit der Erweiterung des 
wirtschaftlichen Raumes in Verbindung gebracht werden. Es bildete sich so der 
Begriff der Kleinen Wirtschaftsentente heraus, dem die Aufgabe zufiel, die Staaten 
der Kleinen Entente Tschechoslowakei, Rumänien und Jugoslawien zu gemein- 
schaftlicher wirtschaftlicher Arbeit unter günstigeren Voraussetzungen zusammen- 
zuführen, als sie im allgemeinen nach dem Schema der Meistbegünstigung ge- 
währt wurden. Die bisherige Entwicklung hat bewiesen, daß einmal die Voraus- 
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setzungen denkbar ungünstig gelagert sind, unter denen die Versuche unternommen ; 
worden sind, dem politischen System der Kleinen Entente auch ein wirtschaft- 
liches der Kleinen Wirtschaftsentente anzugliedern. Sie hat weiter gezeigt, daß es 
nicht gelungen ist, auf breitester Basis eine Plattform der wirtschaftlichen Ge- 
meinschaftsarbeit zu schaffen, wie man sie sich in Gestalt einer Zoll- oder Wirt- 
schaftsunion hätte vorstellen können. Und man kann weiter gehen und sagen: 
Die bisherige Entwicklung hat gelehrt, daß die Maßnahmen mit dem Ziel einer 
wirtschaftlichen Annäherung der drei Staaten sich im wesentlichen auf bestimmte 
Einzelgebiete der Wirtschaft, des Verkehrs und des Rechts beziehen, auf denen sich 
in Einzelfällen Annäherungsarbeiten gesetzlicher oder vertraglicher Natur durch- 
führen lassen; Arbeiten, die im Hinblick auf ihre praktische Einschätzung kaum als 
Vorläufer oder auch nur Wegbereiter einer Wirtschafts- oder Zollunion aufgefaßt 
werden können. 
r Getäuschte Hoffnungen 

- Die Schwierigkeiten, die einer großzügigen wirtschaftlichen Annäherung der 
verbündeten Staaten Tschechoslowakei, Rumänien und Jugoslawien hemmend im 
Wege stehen, liegen in erster Linie darin, daß alle drei Staaten denkbar ungünstig 
aufeinander geo- und wirtschaftspolitisch abgestimmt sind. In struktureller Be- 
ziehung stellen Rumänien und Jugoslawien in der Hauptsache landwirtschaftlich 
nutzbare Gebiete dar, die gezwungen sind, große Mengen ihrer agrarischen Erzeug- 
nisse auf dem Wege der Ausfuhr abzusetzen. Die Tschechoslowakei ist industriell 
und landwirtschaftlich nicht unvorteilhaft durchsetzt und befindet sich ihrerseits 
in der Zwangslage, große Mengen ihrer Halbfabrikate und vor allen Dingen Fertig- 
erzeugnisse ebenfalls auf dem Wege der Ausfuhr abzusetzen. Rumänien und Jugo- 
slawien benötigen für ihre landwirtschaftlichen Erzeugnisse, die Tschechoslowakei 
für ihre industriellen Produkte den erweiterten Absatzraum. Der einzige Nutzen, 
der bisher durch die Rahmenverträge der Kleinen Entente auf wirtschaftlichem Ge- 
biet in Erscheinung tritt, dürfte darin bestehen, daß die Tschechoslowakei in Jugo- 
slawien einen verbesserten Abnehmer ihrer industriellen Produkte gewonnen hat, 
während weder Rumänien noch Jugoslawien sich einander landwirtschaftliche Pro- 
dukte großen Stils abnehmen können, da sie selbst damit reichlich versehen sind, 
und anderseits die Tschechoslowakei größere Mengen landwirtschaftlicher Produkte 
seiner beiden verbündeten Staaten nicht benötigt. Die Situation wird dadurch 
erschwert, daß eine direkte Verbindung zwischen der Tschechoslowakei und Jugo- 
jlawien überhaupt nicht gegeben ist und die direkte Verbindung zwischen der 
Tschechoslowakei und Rumänien auch nur auf sehr begrenztem Raume durch die 
vorspringende Einbuchtung der Tschechoslowakei in die Bukowina erfolgt. 

Die jugoslawische Außenhandelsbilanz zeigt kein gleichmäßiges Bild und bietet 
auch keinerlei Anhalt für eine bestimmte Entwicklung, soweit man die Gesamt- 
‚ahlen der Außenhandelsbilanz wirken läßt. Der jugoslawische Außenhandel 
zeigte in den Jahren 1921, 1922, 1923, 1927 und 1928 ein passives Gesicht, in 
den Jahren 1924, ı925, 1926, 1929 ein aktives. Zahlenmäßig waren die Aus- 
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wirkungen sowohl nach der aktiven wie nach der passiven Seite durchaus unter- 
schiedlich, wie folgende Übersicht ergibt: 


Gesamtbilanz des jugoslawischen Außenhandels in Millionen Dinar: 4 


1921: — 1661 1924: + 1317 1927: — 886 
1922: — 2750 1925: + ı52 1928: — 1391 
1923: — 260 1926: + 186 1929: + 327 


Der Anteil der Mitgliedstaaten der Kleinen Entente, der Tschechoslowakei und 
Rumäniens an der gesamten Einfuhr nach Jugoslawien belief sich im Verlauf der 
Jahre ı92ı bis 1929 auf rund 22 v. H. der Gesamteinfuhr. Es wurden innerhalb 
dieses Zeitraums aus der Tschechoslowakei und Rumänien Waren im Werte von 
ı4453 000000 Dinar nach Jugoslawien eingeführt. Der Anteil der jugoslawischen 
Ausfuhr nach der Tschechoslowakei und Rumänien im Rahmen der gesamten 
jugoslawischen Ausfuhr war wesentlich geringer; er belief sich auf rd. 14,55 v.H. 
und erreichte während der Jahre 192 ı bis 1929 den Betrag von 8913 000000 Dinar. 
Die tschechoslowakische Einfuhr nach Jugoslawien zeigt im Verlauf der Jahre 
1921 bis 1929 eine verhältnismäßig stabile Richtung; nicht ganz so gleichmäßig 
verläuft die Linie der rumänischen Einfuhr nach Jugoslawien, die im Jahre 1926 
einen Höhepunkt im Ausmaß von 332 000 000 Dinar erreichte, um vom Jahre 1927 
ab unablässig wieder zurückzugehen; der Tiefstand wurde im Jahre 1929 
mit 182000000 Dinar erreicht. Die Einfuhr der Tschechoslowakei nach Jugo- 
slawien verhält sich im Lauf der Jahre ıg92ı bis 1929 zu derjenigen Rumäniens 
wie 613:100, übersteigt also den Betrag der rumänischen Einfuhr nach Jugo- 
slawien um mehr als das Fünffache. Die Ausfuhrziffern Jugoslawiens nach der 
Tschechoslowakei wie nach Rumänien verliefen in den Jahren ı921 bis 1929 
außerordentlich unterschiedlich; sie stiegen gegenüber der Tschechoslowakei im 
Jahre 1924 bzw. im Jahre 1926 auf 944 000 000 Dinar bzw. 939 000000 Dinar 
an, um vom Jahre 1927 ab ständig abzusinken und im Jahre 1929 den Tief- 
stand im Ausmaß von 426000000 Dinar zu erreichen. Die jugoslawische Aus- 
fuhr nach Rumänien ist völlig sprunghaft; die folgende Ziffernreihe ist bezeich- 
nend für die völlige Unregelmäßigkeit der Außenhandelsbeziehungen zwischen 
Jugoslawien und Rumänien. Es betrug die Ausfuhr Jugoslawiens nach Rumänien 
in den einzelnen Jahren in Millionen Dinar: 


ga 1924: 253 1927: 32 
PP NEERN: 1925: 1214 1928: De 
1923: 3o 1930: 0.983 1929: 1025 


Das Verhältnis der jugoslawischen Ausfuhr nach der Tschechoslowakeı bzw. 
nach Rumänien liegt wie 160: 100. 

Die tschechoslowakische Einfuhr nach Jugoslawien übersteigt wesentlich die 
jugoslawische Einfuhr in die Tschechoslowakei; diese Erscheinung ist Jahr für 
Jahr festzustellen und darauf zurückzuführen, daß die Tschechoslowakei nicht 
auf die Einfuhr jugoslawischer agrarischer Produkte angewiesen ist, umgekehrt 
aber Jugoslawien industrielle Erzeugnisse aus der Tschechoslowakei bezieht. Im 


» SIEGEL: DIE WIRTSCHAFTLICHE VERFLECHTUNG DER KLEINEN ENTENTE 947 


Abschnitt von 1921 bis 1929 hat. der Saldo der Außenhandelsbilanz zwischen 
der Tschechoslowakei und Jugoslawien zugunsten der Tschechoslowakei annähernd 
7.900.000 000 Dinar ausgemacht. Nicht so gleichmäßig verlief das Außenhandels- 
verhältnis zwischen Rumänien und Jugoslawien; Rumänien war im jugoslawischen 
Außenhandel in den Jahren ı921, 1922, 1923, 1927 und ı928 aktiv, Jugo- 
slawien im rumänischen Außenhandel in den Jahren 1924, 1925, 1926 und 1929. 
Im Gesamtabschnitt 192 1 bis 1929 überwog die Aktivität Jugoslawiens im Außen- 
handel mit Rumänien in Höhe von rd. 1,4 Milliarden Dinar. 


Teil-Lösungsversuche 


' Tatsächlich sind die Schwierigkeiten für die Kleine Entente außerordentlich 
groß, das Zusammenspiel der wirtschaftlichen Kräfte ihrer einzelnen Staaten so 
zu organisieren, daß von einer wirklichen Wirtschaftsentente die Rede sein könnte. 
Die Schwierigkeiten müssen als unüberwindlich gelten, wenn es naturgemäß auch 
möglich ist, auf Einzelgebieten Angleichungsarbeit zu verrichten. Das Programm, 
das sich die Prager Wirtschaftstagung der Kleinen Entente, die für den Septem- 
ber 1929 in Aussicht genommen worden war, gesteckt hatte, sah bereits derartige 
Angleichungsmöglichkeiten auf einzelnen Gebieten vor. Das provisorische Pro- 
gramm beschäftigte sich mit dem Studium des Austauschverkehrs zwischen den 
Staaten der Kieinen Entente, den Schwierigkeiten in den wirtschaftlichen Be- 
ziehungen und den Möglichkeiten einer Entwicklung der Handelsbeziehungen, 
mit der Gründung einer gemeinsamen Handelskammer und direkten Verein- 
barungen unter einzelnen Produktionsgruppen, mit den Vorkehrungsmaßnahmen 
zur Erleichterung der Ansiedlung, des Aufenthaltes, der Übersiedlung von An- 
gehörigen der Kleinen Ententestaaten, mit den Grundlagen zur Errichtung von 
Unternehmungen und Festlegung der Bedingungen für den Betrieb von Handel 
und Industrie, mit den Fragen der Beförderung von Reisenden, der Aufhebung 
der Paßvisa sowie den administrativen Formalitäten und den Einzelheiten hin- 
sichtlich des Grenzverkehrs. Andere Erörterungsgegenstände sollten sich auf das 
Kommunikations- und Transitwesen beziehen, so auf die Verkehrspolitik und An- 
träge auf wechselseitige Regelung der Tarife der Donauschiffahrt und des Tran- 
sits, auf Maßnahmen gesetzlichen und verwaltungsmäßigen Charakters, die in 
den Bereich des Handelsrechtes, des Geldwesens, der Briefbeförderung, des Scheck- 
rechtes und des unlauteren Wettbewerbsrechtes gehörten, auf die Fragen der Zu- 
sammenarbeit der Emissionsbanken und anderes mehr. Dieses seinerzeitige Pro- 
gramm umriß immerhin Fragengebiete, die durchaus beachtlich sind und vor 
allen Dingen auch diskussionsreif erscheinen; aber sie rühren nicht an den Kern 
des Problems, dessen Lösung die Kleine Wirtschaftsentente in die Hand nehmen 
sollte. Der Charakter des Programms war mehr technischer, weniger wirtschaft- 
licher Natur. Nach Lage der Dinge erscheinen aber immerhin die hier program- 
matisch festgelegten Annäherungsgebiete als die einzige Möglichkeit, die maß- 
gebenden Kreise der Staaten der Kleinen Entente zu fruchtbarer Arbeit zusammen- 
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zuführen. Die mißlichen Grundlagen für eine wirtschaftliche Übereinstimmung 
‘großen Stils haben die unmittelbare Vereinheitlichung des Wirtschaftsgebietes 
unter der Devise der Schaffung eines breiten Wirtschaftsraums unmöglich ge- 
macht. Eine Annäherung der gegenseitigen Wirtschaftsgruppen ist ebensowenig 
in Erwartung zu ziehen, da die Konkurrenzkämpfe hier viel zu erbittert toben, 
Ausgleichsmöglichkeiten auch so auf dem Gebiet der gegenseitigen Kontingen- 
tierung kaum erwartet werden dürfen. So bleibt letzten Endes nur der Versuch, 
vorläufige technische Vereinheitlichungsarbeit auf der Grundlage des für die 
Septemberkonferenz in Prag gesteckten Programms zu leisten. 

Diese Schwierigkeiten in der wirtschaftlichen Zusammenarbeit zwischen den 
Staaten der Kleinen Entente haben Veranlassung geboten, immer wieder Pläne 
in Erwägung zu ziehen, die im südöstlichen Europa eine engere wirtschaftliche 
Gemeinschaftsarbeit heraufbeschwören sollten. Hier spielen die Balkanföderation, 
der Block der Agrarstaaten, das Donaumaiskartell und andere Kombinationen 
eine bestimmte Rolle, Formen, die mehr oder minder von politischen oder wirt- 
schaftlichen Erwägungen diktiert sein konnten, deren Gestalt wechselte, die aber 
doch sämtlich von der Überlegung eingegeben waren, daß der heute herrschende 
Zustand der wirtschaftlichen Beziehungen im südosteuropäischen Raum dringend 
eine Änderung beanspruche, zumal die erhebliche amerikanische Konkurrenz auf 
agrarpolitischem Gebiet die landwirtschaftliche Entwicklung der südosteuropäischen 
Staaten maßgeblich beeinträchtigen mußte. 

Das Donaumaiskartell sollte einen Zusammenschluß der Getreideexporteure 
Jugoslawiens, Ungarns und Rumäniens veranlassen. Es dürfte wohl die Version 
zutreffen, daß besonders die Tschechoslowakei gegen dieses Projekt Einspruch er- 
hoben hat, mußten doch die landwirtschaftlichen Interessen der Tschechoslowakei 
hierdurch benachteiligt werden und unter Umständen ein Durchkreuzen der wirt- 
schaftlichen Vorhaben der Kleinen Wirtschaftsentente eintreten. Denn sicher hätte 
sich das Donaumaiskartell über das begrenzte Gebiet des Maisexportes ausgedehnt, 
es war bereits in Aussicht genommen, gemeinschaftlich bei Zollverhandlungen 
vorzugehen, das Maiskartell mußte vom Standpunkt der Kleinen Entente aus ge- 
sehen, einen Staat im Staate bilden, zumal Ungarn ihm angehört hätte, das der 
Kleinen Entente und damit auch der Kleinen Wirtschaftsentente nicht angehört. 
Es hätten sich sicherlich zahlreiche Differenzen ergeben, die die wirtschaftliche 
Zusammenarbeit der Staaten der Kleinen Entente noch mehr erschwert hätten. 
Weitere Kombinationen liefen darauf hinaus, nicht nur die drei landwirtschaftlich 
besonders interessierten Staaten Ungarn, Rumänien und Jugoslawien zu einer wirt- 
schaftlichen Aktion zusammenzuführen, sondern auch Bulgarien und Polen sollten 
für diese Front gewonnen werden, die sich dann nicht zuletzt gegen die Tschecho- 
slowakei, Österreich und Deutschland gerichtet hätte. Die Front der Agrarstaaten 
Öst- und Südosteuropas hätte so der Front der Industriestaaten Mitteleuropas gegen- 
über gestanden. Zweifellos sind derartige Formulierungen kennzeichnend für die 
tatsächlich krisenhafte Lage der Landwirtschaft in den einzelnen Staaten. Registriert 
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an sollen auch die Bestrebungen zur Schaffung einer Balkanföderation, ob- 
‚wohl hier in erster Linie politische Gesichtspunkte geltend sind. Im Gegensatz zu 
= rein politischen Einstellung hat sich kürzlich der jugoslawische Handelsminister 
f einen wirtschaftlichen Balkanbund ausgesprochen, wobei es erforderlich wäre, 
in erster Linie die Handelsverträge der Balkanstaaten untereinander zu einem ge- 
‚schlossenen System auszubauen. Heute liegen ja die Dinge noch so, daß verschie- 


F 


dene Balkanstaaten untereinander überhaupt keinen Handelsvertrag besitzen. 
» 


= Warnende Stimmen 


Zwei Zeugnisse aus der letzten Zeit verdienen hier noch eine besondere Be- 
achtung, da sie für die Beurteilung der divergierenden Kräfte in der Kleinen 
Entente von Wichtigkeit sind. Die Reichenberger Handelskammer hat sich in 
einem Gutachten kürzlich ausdrücklich gegen einen systematischen Ausbau der - 
Kleinen Wirtschaftsentente verwahrt und zu erkennen gegeben, daß die übrigen 
Nachbarländer für die Tschechoslowakei ein viel bedeutenderes Absatzgebiet dar- 
stellten; es müsse vermieden werden, daß durch derartige Schritte das zoll- und 
handelspolitische Verhältnis, insbesondere zu Deutschland, Österreich und Ungarn 
gestört wird. Das andere Zeugnis liegt in der Stellungnahme des früheren tschecho- 
slowakischen Gesandten Dr. Fierlinger, der jetzt einen maßgebenden Posten im 
tschechoslowakischen Außenministerium einnimmt, zum Paneuropafragebogen 
Briands. Die politische Seite des Problems soll hier nicht interessieren. Immerhin 
"wird hier die Auffassung vertreten, daß ein Paneuropa mit der Souveränität der 
‚Einzelstaaten und auch der Unantastbarkeit bereits geschaffener Verbindungen — 
in diesem Falle der Kleinen Entente — rechnen müsse, daß aber der wirtschaftliche 
Ausbau der Kleinen Entente im Sinne der Gesundung der europäischen Wirtschaft 
liege. Die Auffassung läuft schließlich in die Empfehlung zur Schaffung eines be- 
sonderen handels- und wirtschaftspolitischen Verhältnisses unter den Staaten der 
Kleinen Entente über die Formel der Meistbegünstigung hinaus. Die bereits be- 
rücksichtigten Ausführungen haben entscheidenden Wert auf die Fragestellung 
gelegt, ob das wirtschaftliche Gefüge der Staaten der Kleinen Entente tatsächlich 
ein engeres Zusammengehen geraten erscheinen läßt oder ob die Schwierigkeiten 
hierzu so grundlegender Natur sind, daß von einem großzügigen Zusammenschluß 
auf wirtschaftlicher Grundlage nicht die Rede sein kann. Abgesehen von der günsti- 
gen Stellung der Tschechoslowakei im Wirtschaftsbereich der Kleinen Entente 
tendieren die handelspolitischen Verbindungen der Staaten der Kleinen Entente 
in der Hauptsache nach Deutschland und Österreich, deren Abnahmefähigkeit und 
Produktionsleistung für sie von größtem Nutzen ist. Diese Tatsache, die sich auf 
der Erfahrung zahlreicher Jahre aufbaut, läßt sich nicht aus der Welt schaffen 
und wird auch die Entscheidungen der maßgebenden wirtschaftlichen Kräfte der 
Staaten der Kleinen Entente entscheidend zu beeinflussen haben. 
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Karı LoEwy: 
London, Moskau, Mossul-Öl 


Die Rivalen 


"Während die anglo-russischen Spannungen in der Vorkriegszeit sich nach 
einem Wort Disraelis darin ausdrückten, daß sich indische Lanzenreiter und 
Uralkosaken an den Rändern des Pamirplateaus beobachtend gegenüberstanden, 
hat sich der unter russischem Druck befindliche Raum des British Empire in 
der Nachkriegszeit bedeutend erweitert. Allein in Asien führt er vom Indischen 
Ozean bis ans Mittelmeer, umfaßt Ägypten genau so wie Arabien, und es gibt 
kaum eine durch soziale und durch Rassengegensätze empfindliche Stelle des 
englischen Weltreichs, an der sich nicht wie in Südafrika Explosionen mit Hilfe 
von durch Rußland geliefertem Zündstoff entladen haben. 

Gleichzeitig mit der Ausdehnung des Raumes haben sich der Sinn des Kampfes 
wie seine Methoden geändert. Während vorher zwei gleichstarke und in ihren 
machtpolitischen Zielen homogene Mächte gegenüber standen, die bei äußerer 
politischer Freundschaft einen frisch-fröhlichen Kleinkrieg durch Gentlemen 
führen ließen, stehen sich heute zwei durch Weltanschauung wie Feuer und 
Wasser geschiedene Gebilde gegenüber. 

Auf dem unterirdischen Manöverfelde, auf dem gewöhnlich die großen poli- 
tischen und militärischen Auseinandersetzungen zweier rivalisierender Staaten 
sich schemenhaft, aber wahrheitsgetreu anzukündigen pflegen, ist ein neuer Geist 
eingezogen. An die Stelle feinnerviger Künstler, die Kipling in seinem Kim 
klassisch verewigt hat, sind grobschlächtige Routiniers getreten, die den unge- 
heuren Stoff nur noch mit rohen Mitteln zu verarbeiten vermögen. Außerdem 
haben sich die Rollen der Hauptdarsteller gründlich verändert. England ist aus 
dem Vorkämpfer bürgerlicher Freiheit und der Demokratie zum beatus possidens 
geworden; es muß sich gegen den Ansturm einer aus dem Dunkel emporge- 
kommenen Klasse, der die Machtmittel eines Weltreichs in den Schoß gefallen 
sind, auf Tod und Leben wehren. Als unmittelbare Folge der Wandlung ist ein 


Wechsel der Spielregeln eingetreten, die den wenig labilen englischen Geist 
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urch ıhre Neuheit irritieren und ihn zu eıner seinem Wesen ganz fremden 
Lampfesweise zwingen. England sieht sich zu einer scheinbar ganz fruchtlosen 
rbeit verurteilt und die Tätigkeit seiner Schutzorgane verpufft gegen eine tat- 
ächlich bestehende Gefahr in Stößen ins Leere. Während sich in der vergangenen 
spoche Offiziere gegenüberstanden, die Abenteuerlust zur Fortsetzung einer 
em Krieg ähnlichen Beschäftigung auch im Frieden getrieben hat, und während 
hre Arbeit durch den diplomatischen Agenten oder den Forschungsreisenden 
rgänzt wurde, gehört das Feld von heute dem politischen Agitator, der ge- 
ieimen Presse zur Vorbereitung von Massenbewegungen, an deren Seite nur in 
esonders erregten Augenblicken, — wie gegenwärtig in Indien, — fanatische 
3ombenwerfer einen Plänklerkrieg führen. = 

- Keine geringere Rolle spielt die Verschiebung der ökonomischen Verhältnisse 
üben wie drüben. Das zaristische Rußland war ein in sich verankertes Agrar- 
and, das genügend Platz für Menschenverschiebungen innerhalb seiner Grenzen 
ot und für die europäische Industrie ein Abnehmer und kein Konkurrent war. 
eine politischen Triebkräfte wurzelten in historischen Ideologien, und sein 
‘xpansionsdrang hatte den Besitz von Häfen im warmen Meere weniger aus 
jandelspolitischen wie aus strategischen Gründen zum Ziele. Das sowjetistische 
{ußland, das alle seine Energien in die Schaffung einer Industriemaschine mit 
röchstentwickelter Technik steckt, muß ein möglichst weit ausgedehntes Ab- 
atzgebiet vor sich haben. Es drängt daher sowohl kontinental wie über See 
‚ach allen Richtungen. Sein Wegbereiter ist nicht wie früher der Soldat oder 
lie Kirche mit der Verwirklichung der byzantinischen Kaiseridee als Ziel, son- 
lern die Befreiung der asiatischen Völker von der Tyrannis der europäischen 
olonialmächte. Auch hierbei heiligt der Zweck das Mittel genau so wie in der 
Iten Schule der bürgerlich-kapitalistischen Diplomatie, wie die allmähliche 
schwenkung der bolschewistischen Orientpropaganda von der international- 
‘ommunistischen Ideologie zur Rücksichtnahme auf einen reaktionären asıa- 
ischen Nationalismus beweist, der noch tief in den Eierschalen einer klein- 
ürgerlichen Welt steckt. 

Im Wesen der englischen Kolonialpolitik sind im Laufe der Nachkriegszeit 
war nicht so entscheidende, aber dennoch sehr bedeutsame Änderungen einge- 
reten. Während das British Empire bis zum Kriege fast ausschließlich die 
)omäne der Politiker und Militärs war, beginnt es sich mehr und mehr in 
ine solche der Wirtschaftler zu verwandeln. Die ökonomischen Nöte des Mutter- 
andes machen die verstärkte Ausnutzung seiner Hilfsquellen sowohl als Absatz- 
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wie als Produktionsgebiet dringend notwendig. Trotz seiner erweiterten Macht- 
stellung sieht sich England genötigt, an diese schwierige Aufgabe unter erheblich 
erschwerten Vorausetzungen heranzugehen. Es hat einmal den Kampf gegen 
das gesteigerte politische Selbstgefühl seiner farbigen Untertanen zu führen, 
dann ist die Monopolstellung der durch englisches Kapital und durch englische 
Initiative geschaffenen Monokulturen subtropischer und tropischer Kolonial- 
produkte wie Baumwolle in Ägypten, dem Sudan und Indien, Gummi in den 
Malaienstaaten, Weizen in Indien und Australien, Jute in Indien, Kaffee, Tee 
usw. in ihren Grundlagen erschüttert, und drittens engt die fortschreitende 
Industrialisierung seines überseeischen Besitzes die Absatzgebiete der englischen 
Industrie immer stärker ein. { 

Trotz des Auftretens der Arbeiterpartei als mitbestimmendem Faktor in der 
innern Politik des Mutterlandes hat sich in der kolonialpolitischen Einstellung 
des Durchschnittsengländers keine Änderung vollzogen. Er glaubt noch immer 
daran, daß die außerhalb der britischen Inseln liegenden Teile des Reichs ein- 
zig und allein dazu bestimmt sind, Tributpflicht für die Erhaltung seiner Lebens- 
form und seines Lebensstandards zu leisten. In dieser Auffassung liegt der 
eigentliche Grund dafür, daß sich auch unter einer Labourregierung die eng- 
lische Reichspolitik nur in geringfügigen Nuancen ändert und daß zwischen 
den Ideen MacDonalds und Baldwins oder selbst Churchills und anderer 
Diehards von reinem Wasser nur graduelle, aber keineswegs prinzipielle Unter- 
schiede bestehen. Daher wird sich die Arbeiterpartei vorläufig nicht zu einer 
aktiven sozialistischen Kolonialpolitik aufraffen, während die Vernichtung der 
Liberalen infolge des Mangels an erfahrnen Kolonialpolitikern und des direkten 
Interesses der Arbeiter an überseeischer Betätigung dazu geführt hat, den Ein- 
fluß der Konservativen auf diesem wichtigen Gebiete zu stärken anstatt zu 
schwächen. Der gesamte Verwaltungsapparat des Empire wird heut ideell wie 
materiell von der Großbourgeoisie beherrscht, welche die politisch entwurzelten 
Elemente des mittleren und des kleinen Bürgertums zu gehorsamen Ausführungs- 
organen ihrer Wünsche gemacht hat. 

Unter der Einwirkung dieser soziologischen Strukturverschiebung hat sich 
auch der Typus des Kolonialengländers geändert. Die Initiative des auf sich ge- 
stellten Individuums, die das Fundament für das englische Weltreich gelegt 
hat und die sich auch in einem patriarchalischen Verhältnis zu den Unter- 
worfenen und Beherrschten widerspiegelte, ist in der englischen Kolonialver- 


waltung zu einer seltenen und nicht einmal mehr sehr erwünschten Erschei- 
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nung geworden. An die Stelle von wilden, eigenwilligen, aber groß angeleg- 
ten, schöpferischen Charakteren ist eine ängstliche, nach oben und nach der 
Seite schielende Bürokratie getreten, die automatisch den Verwaltungskram im 
Schema erledigt und weder imstande noch gewillt ist, die Probleme einer 
neuen Kolonialwirtschaft und Kolonialpolitik zu begreifen. 


Das Kampffeld 


- Das Gelände, auf dem der Zusammenprall Rußlands und Englands sich zu 
verwirklichen droht, ist die Landbrücke zwischen Mittelländischem Meer und 
Persischem Golf. Schon heut regen sich hier im Keime alle die Kräfte, die in der 
nächsten Zukunft tätig sein werden. Mit Palästina als politischem und geistigem 
Zentrum und mit dem Irak und Transjordanien als mehr auf das Ökonomische 
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singestellten Dependenzien wird dieses verhältnismäßig eng begrenzte Gebiet 
zum Mikrokosmos, in dem sich die Geschicke der asiatischen und wahrschein- 
ich auch der europäischen Welt mit täglich stärker sichtbarer Klarheit wider- 
spiegeln. Von Palästina her sucht Rußland, nicht aus der Willkür des Zufalls 
heraus, sondern aus wohlerwogener Berechnung, durch die Schaffung einer 
kommunistischen Zelle das englische Verteidigungssystem des Mittleren Ostens 
ns Wanken zu bringen, während sich England bemüht, hier die Quadern für 
sine Brückenkopfstellung zusammenzufügen, mit deren Hilfe der Isthmus zwi- 
chen dem afrikanischen und dem asiatischen Teil seines Kolonialreiches ge- 
halten werden soll. 

Je weiter diese Entwicklung fortschreitet, desto mehr häufen sich die nach 
ßen hin sichtbaren Züge und Konterzüge des großen Spiels. Im Augustheft 
ier Zeitschrift für Geopolitik von 1929 war vom Schreiber dieser Zeilen auf 
lie voraussichtlichen Wege der englischen Verkehrspolitik im Mittleren Osten 
ıls noch im Schoße der Götter ruhend hingewiesen. Ein Jahr später sind diese 
weitausschauenden Pläne schon Wirklichkeit geworden und nach zuverlässigen 
Mitteilungen sollen sowohl die Pipeline (Ölrohr-Linie) Haifa-Mossul wie die Bahn- 
inie Haifa-Bagdad noch vor Ablauf der nächsten fünf Jahre fertig werden, wobei 
ich ein merkwürdiges Zusammenfallen der englischen Absichten mit dem Ab- 
auf des russischen Fünf-Jahres-Plans feststellen läßt. Nicht minder interessant 
ls die überraschend plötzliche Realisierung dieser Idee sind die politischen und 
wirtschaftlichen Begleitumstände, unter denen sie ins Leben tritt. Bei der Ana- 
yse der Elemente, die bei ihrer Geburt Pate stehen, zeigt sich zuallererst, daß 


le Versuche, den Gedanken des Völkerbundsmandats in eine Angelegenheit 
61 


954 GEOPOLITISCHE UNTERSUCHUNGEN HEFT ıa 


zum ausschließlichen Nutz und Frommen Englands umzubiegen, sich als un- 
ausführbar erwiesen haben. Schon der Verlauf der palästinensischen Angelegen- 
heiten hat gezeigt, wie jeder Schritt und jeder Tritt Englands an das Mandat. 
gebunden ist. Sobald es sich um Fragen lokaler Art handelt, können Englands. 
Wünsche noch zur Not passieren, aber sowie es sich um Probleme von welt- 
wirtschaftlichem und weltpolitischem Ausmaß handelt, sehen sich ıhre Väter 
genötigt, die Stimmungen innerhalb. des Völkerbundes in die Kalkulation ein- 
zubeziehen. Zu einem Hosianna über den Sieg der League-of-Nations-Sache 
über den britischen Imperialismus ist es allerdings noch sehr verfrüht, und in 
den Bemühungen Englands, Deutschland, Frankreich und Italien als Juniorpart- 
ner bei der Erschließung der Petroleumfelder von Mossul mit heranzuziehen, 
ist der Gedanke einer internationalen Verständigung in Kolonialfragen nicht 
positiv, sondern erst negativ wirksam. Die Rücksichtnahme auf das Interesse der 
kleineren Staaten soll lediglich für England allein nicht mehr gangbare Wege 
ebnen helfen. Dieser Argwohn wird durch die Auswahl der Teilnehmer ge- 
nährt und der Verdacht liegt nahe, daß mit Hilfe des Petroleums die Fäden zu 
einer antirussischen Koalition geknüpft werden 'sollen, die im gegebenen Fall 
auch für eine Einkreisung der Sowjetregierung in Europa gute Dienste leisten 
kann. 

Die Aufgabe der bisherigen Passivität Englands in der Mossulfrage ist in 
vorläufig noch unterbewußten Erwägungen dieser Art zu suchen. Der äußere 
Anlaß ist eine Kombination von finanzpolitischen und allgemeinpolitischen Er- 
wägungen. Es handelt sich um die Rettung des Irakischen Staates vor dem 
materiellen Zusammenbruch über den Umweg eines Vorschusses auf die royalties 
aus den Erträgen der Mossuler Ölvorkommen. Für das Kabinett MacDonald ist 
hierbei noch ein anderer Gesichtspunkt bestimmend gewesen: die Hoffnung, 
daß die hierbei der englischen Industrie zufließenden Aufträge Beschäftigung 
für eine Anzahl von Arbeitslosen bringen werden. Aus diesen Erwägungen heraus 
ist der Druck von oben her auf die Anglo Persian Oil erfolgt, die bisher im 
Hinblick auf die Depression desinternationalen Petroleummarktes sich entschieden 
gegen alle Versuche gewandt hat, mit der Erschließung der Mossuler Vorkommen 
zu beginnen. Sie hat ihren bisherigen Widerstand lediglich um des britischen 
Staatsinteresses willen aufgegeben, und sie hat es tun können, weil der Absatz- 
markt der irakischen Produktion durch den Bedarf der englischen Flotte ge- 
sichert ist. Die Rentabilitätsrechnung des Unternehmens, die nach der Schätzung 
der Sachverständigen je nach dem Ausmaß der Arbeiten Investitionen von 
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18-30 Millionen englische Pfund erfordert, basiert auf dem Gedanken, die eng- 
lische Flotte nach dem Ablauf der persischen Konzessionen der Anglo Persian 
Oil Company vom Irak her über das Mittelmeer, statt wie bisher über den 
Persischen Golf zu versorgen, während mit dem Überschuß der Produktion die 
russische, von amerikanischen Gruppen unterstützte Öloffensive auf die Märkte 
des Mittleren und des Fernen Ostens durch einen Gegenstoß abgewehrt werden 
soll. Der Geist, in dem die beim Wettbewerb um die irakischen Konzessionen 
erfolgreichere Rivalin der Anglo Persian, die British Oil Development geleitet 
wird, spricht dafür, daß es bei dieser Auseinandersetzung mit den Sowjets hart 
auf hart zugehen wird. An eine pazifistische Gesinnung hat noch niemand bei 
Männern gedacht, die im internationalen Petroleumgeschäft eine führende Rolle 
spielen, aber die Drahtzieher der British Oil sind in ihrer Einstellung gegen 
Rußland besonders militant. Sie stammen zum Teil aus den Kreisen der eng- 
lischen hohen Marine- und Militärhierarchie, wie Admiral Lord Wemyss und 
General Lord Berry. Beide sind nach Ende des Weltkrieges dank ihrer regen 
Beteiligung bei den Versuchen Englands, die Hand auf das Ölgebiet von Baku 
zu legen, in das große Geschäft hineingekommen. Ihre Kollegen im Aufsichtsrat 
sind fast sämtlich Finanziers, Reeder und Industrielle, deren Stern im letzten 
Kriege aufgegangen ist und deren geschäftliche Technik auf die Kombination 
kommerzieller und militärischer Interessen zugeschnitten ist. Partnern dieser 
Art ist eine Arbeiterregierung kaum gewachsen, auf ein von Tories beherrschtes 
Parlament werden sie außenpolitisch einen entscheidenden Einfluß ausüben. 


Und Deutschland? 


Diese Eventualitäten werden bei der Einstellung Deutschlands zu dem eng- 
lischen Angebot auf Partnership bei der Erschließung von Mossul gründlich zu 
erwägen sein. So ehrenvoll der Antrag als Ausdruck des wachsenden internatio- 
nalen Prestiges Deutschlands ist und so verlockend die Aussichten auch sein 
mögen, die der deutschen Wirtschaft in einem bereits verloren geglaubten 
Tätigkeitsgebiet ganz nnerwartet geboten werden, die Chancen des Für und 
Wider sind mit der größten Kaltblütigkeit zu untersuchen. Zunächst wird 
Deutschland auch im Falle einer Einheitsfront mit Frankreich und Italien stets 
in der Minorität bleiben, und praktisch kann für Deutschland nur etwas bei 
den Materiallieferungen herausspringen. Der Nutzen, den die deutsche Wirtschaft 
durch den 121/,°/,-Anteil an den Erträgen haben wird, ist nicht allzu hoch zu 


bewerten. Als lachender Dritter in einem internationalen Petroleumpreiskampf 
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wäre Deutschland als reiner Konsument besser daran. Der Köder für Italien, ? 
das Ingenieure und Facharbeiter stellen soll, ist beispielsweise um vieles lockender. 

Dennoch hat die Einladung an Deutschland einen großen Reiz. Hier winkt 
die praktische Mitarbeit an einem großangelegten Unternehmen in einem der 
wichtigsten Kolonialgebiete der Zukunft als gleichberechtigtes Mitglied einer 
internationalen Gemeinschaft. Der Preis ist hoch genug, um selbst die Gefahr 
auf sich zu nehmen, in den Strudel großer weltpolitischer Konflikte hineinge- 
rissen zu werden. Deutschlands Stellung in einer absoluten Minderheit verwehrt 
ihm allerdings jede Möglichkeit einer Einflußnahme, um das großkapitalistisch 
aufgezogene Irakabenteuer, — mit der Ausbeutung der Bodenschätze eines halb- 
zivilisierten asiatischen Landes als Hauptzweck, — in ein sinnvoll angelegtes 
Unternehmen zur Erschließung kolonialen Neulandes für die Aufnahme von 
europäischem Menschenüberschuß zu wandeln. 

Das Unterfangen ist deshalb nicht weniger waghalsig wie aussichtsvoll, denn 
es gilt zwischen der russischen Scylla und der englischen Charybdis hindurch- 
zulavieren. Ein Wagnis, das des Versuches dennoch wert wäre, wenn die Aus- 
sicht bestünde, daß ein Odysseus im gegebenen Moment am Steuer der deut- 
schen Außenpolitik sitzen würde. 


CURT ÖSTERROHT: 
Der indopazifische Raum als Faktor der Weltpolitik 


England und die USA. 


Der Kampf um die politische Macht, durch den Weltkrieg keineswegs be- 
endet, wird fortdauern, solange weltwirtschaftliche Belange (Kohle, Eisen, Erdöl, 
Kautschuk u. a. m.) zur scharfen Konkurrenz, zur Erwerbung und Nutznießung 
von Rohstoffquellen und zur Erlangung neuer Absatzmärkte herausfordern, und 
die unterdrückten Völker der Erde danach streben, ihrem Recht auf Selbstbe- 
stimmung und auf politische und wirtschaftliche Freiheit wieder volle Geltung 
zu verschaffen. Von der Allgemeinheit viel zu wenig beachtet, bestehen große 
Spannungen zwischen den, am indopazifischen Raume interessierten, großen 
Mächten: den USA., dem Empire und Japan, Wie ist das Verhältnis dieser 
drei Mächte zu einander? 

Das englische Weltreich hatte nach Jabrhundertelangem Aufstieg bei Eintritt 
in den Krieg gegen Deutschland, dem Herzen Europas, seinen Höhepunkt er- 
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reicht und befindet sich seitdem auf der absteigenden Linie. England hatte die 
USA. aus finanziellen und militärischen Gründen zu Hilfe gerufen und damit 
ungewollt seine bisherige Tätigkeit als Weltbankier auf Amerika übertragen, 
'wie es sich auch, vordem Alleinbeherrscher aller Meere, heute in dieses Privi- 
leg mit den USA. teilen muß. Und die Zeit wird kommen, die nach dem 
Prophetenwort unseres großen Volkswirtes Friedrich List die USA, als „die 
erste See- und Handelsmacht der Erde“ sehen wird”). 

Englands größte Sorgen gelten der Erhaltung des Empire. Soll es da die 
Staaten Europas und Asiens gegen die USA. mobil machen, um den im Welt- 
kriege erlittenen Prestigeverlust wettzumachen, oder soll es mit Amerika, seinem 
‚Hauptrivalen, machtpolitisch den gleichen Weg gehen, wenn auch als zweiter, 
als Gefolgsmann des großen Bruders jenseits des Atlantik? Das Rad der Weit- 
geschichte läßt sich nicht zurückdrehen, darum dürfte für England die Antwort 
auf obige Frage lauten: nur mit den USA. für die Erhaltung des Empire! 

Das Herz des Empire ist auch heute noch Indien, über das Friedrich List 
vor etwa 100 Jahren im Staatslexikon**) folgendes schrieb: „England hat an 
den Ufern des Ganges ein Reich von 83 Millionen Menschen gegründet, das 
sich mit jedem Jahr erweitert. Ausdehnung seines Handels und Vermehrung 
‚seiner Reichtümer war dabei sein erster Zweck. — Die englische Sprache, jene 
‘derbe Sprache der Freiheit und des gesunden Menschenverstandes, verbreitet sich 
unter den höheren Ständen und unter dem Militär und dringt nach und nach 
bis zu den niedrigsten Klassen. Allmählich verschwinden barbarische Gebräuche. 
Die Masse des Volks fühlt sich glücklicher, als unter ihren alten Despoten, und 
wo man noch nicht dem englischen Zepter gehorcht, sehnt man sich nach der 
englischen Herrschaft, man ruft sie herbei.“ Heute gärt es in Indien, das etwa 
320 Millionen Bewohner zählt. Der Weltkrieg hat auch den Indern die Uneinig- 
keit innerhalb der weißen Rasse gezeigt und damit den Nimbus von der Über- 
legenheit Europas über Asien zerstört. Englands Mission wird von den Indern 
als erfüllt angesehen, sie verlangen, gestützt auf das im Weltkriege seitens Eng- 
lands zugesicherte Selbstbestimmungsrecht, die Rechte und Freiheiten eines 
Dominiums. Ayi Tendulkars bringt über Indien als künftiges Dominium, über 
das „Indien von morgen“, über „Indiens Zukunft“ sehr beachtenswerte Betrach- 
tungen in den Preußischen Jahrbüchern (Novemberheft 1929) und in der D. A. Z. 
vom 12. November 1929. Der Simonsbericht dagegen schenkt Mahatma Gandhi 


*) Friedrich List, Werke, Band V, S. 342, herausgegeben von der Friedrich-List-Gesellschaft, 
e. V., Stuttgart. — ”*) Friedrich List, Werke, Band V, S. 55 ff. 
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und der indischen Freiheitsbewegung geringe Beachtung. Am runden Tisch in } 
London hofft England dieser ihr unbequemen Bewegung restlos Herr zu werden. ö 

Die Inder aber, von der chinesischen Freiheitsbewegung angefacht, werden, | 
wird ihnen nicht einmal der Dominiumstatus gewährt, weiter auf Mittel und R 
Wege sinnen, das ihnen verhaßte englische Joch gänzlich abzuschütteln, um \ 
sich dann mit den Völkern Asiens, vornehmlich mit China, Siam und Japan 
zu einem asiatischen Bunde gegen .die „weiße Gefahr“ zusammenzuschließen. 
War es doch einer der großen Söhne Indiens: Rabindranath Tagore, der bereits 
im Jahre 1919 gelegentlich eines Vortrages an der Universität Tokio die Mahn- 
worte an die Adresse Japans richtete, seine asiatische Seele zu bewahren. „Das 
Erwachen Asiens“ nennt der Engländer Hyndman diese kommende, große, bis 
nach Arabien, über Ägypten und das übrige Nordafrika sich erstreckende pan- 
asiatische Bewegung und knüpft daran die Forderung, den Asiaten Asien zu- 
rückzugeben, ehe sie es sich mit Gewalt holen. 

Um diesem drohenden Wirbelsturme rechtzeitig zu begegnen und Thdien zu 
retten, denn mit dem Verlust Indiens fällt das Empire auseinander, kann Eng- 
lands Bemühen nur dahin gehen, Japan, den Bundesgenossen von gestern, heute 
das mächtigste und festfundierteste Land der Völker Asiens, zu schwächen, 
und dies im Bunde mit den USA. Der Ausbau Singapores zum Kriegshafen 
dient diesem Zweck. Dies Werk gilt es trotz labour party zu vollenden, dafür 
sorgen Kolonien und Dominien, die in diesem Wetterwinkel liegen und sich 
daher bereits stark in finanzieller Hinsicht engagierten. Ein Blick auf die Welt- 
karte zeigt uns den Weg, der die Engländer von London über Gibraltar, Malta, 
Port-Said, Suez, Aden, Colombo nach Singapore führt, und läßt uns die Wich- 
tigkeit dieser Plätze für das englische Vorhaben klar erkennen. Diesen Weg 
gilt es zu sichern durch freundschaftliche Beziehungen zu Frankreich und 
Italien als Hauptanrainern des europäischen Mittelmeeres und Interessenten 
der nordafrikanischen Küste (Marokko, Algier, Tunis und Tripolitanien), durch 
Beherrschung des Suez-Kanals nebst Ägyptens, durch Zugeständnisse und Ein- 
räumung von Machtvollkommenheiten an seinen Freund und „König“ Ibn Sand 
von Arabien. Aber England muß sich auch die Sicherung des Landweges über 
Kleinasien (Palästina, Transjordanien, Irak u. a.) nach Indien, sowie des Nadel- 
Kap-Weges angelegen sein lassen, es muß seine Dominien Südafrika, Austra- 
lien, Neuseeland und Kanada, als Anrainer des indopazifischen Ozeans fest an 
sich ketten, haben doch gerade Australien und Neuseeland so manchenlei ge- 
meinsame Interessen mit den USA., vor allem die Abwehr der ihnen nicht 
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erwünschten Massenzuwanderungen von Nichtweißen, und Kanada wie auch 
Südafrika würden einen Kampf der beiden angelsächsischen Reiche unterein- 
ander dazu benutzen, vom Mutterlande abzufallen und sich politisch und wirt- 
schaftlich auf eigene Füße zu stellen. Wir sehen also: es gibt für England zur 
Erhaltung seines Weltreiches nur einen Weg, und zwar den an der Seite der 
USA. 

ei: Japans Einkreisung 

Die Vereinigten Staaten von Nordamerika haben sich nach Beendigung des 
"Weltkrieges westwärts orientiert und streben nach einer vollen wirtschaftlichen 
und politischen Beherrschung des Pazifiks. Sie bauen ihre Kriegsflotte „zum 
Schutze ihrer Handelsinteressen“ nach und mit Ostasien aus. Wir kennen 
bereits die seestrategische Bedeutung Panamas, Hawaiis, Samoas und der Phi- 
hippinen, um nur die wichtigsten Stützpunkte zu nennen, und beobachten 
die fortschreitende, wirtschaftliche Eroberung des asiatischen Festlandes. Die 
Mandschurei mit ihren Bodenschätzen scheint ganz besonders des amerikani- 
schen Interesses wert zu sein, hier will die amerikanische Dollardiplomatie 
insbesondere japanische Wirtschaftsinteressen lahmlegen, um, wenn die Frucht 
reif ist, im Bunde mit dem Empire über die führende Macht Ostasiens, über 
Japan, den „Störenfried“ seiner Expansionsbestrebungen — natürlich unter Aus- 
schaltung jeglichen Landerwerbes — herzufallen. Die USA. haben ebenfalls 
ein Interesse daran, in diesem Ringen England auf ihrer Seite zu sehen, schon 
mit Rücksicht auf die englischen Besitzungen im Pazifik und im Hinblick auf 
die atlantische Flottenbasis Amerikas und die ungestörte Benutzung des Panama- 
kanals, die durch die Nähe Englisch-Westindiens sehr leicht gestört werden 
könnte. 

Wehrpolitisch sind Frankreichs und Hollands Besitzungen ım indopazifischen 
Raume ohne Belang und deshalb zur Parteinahme auf seiten Englands und Nord- 
amerikas gezwungen. Die Interessen der südamerikanischen Staaten am Pazifik 
befinden sich noch im Stadium der Küstenbeherrschung der eigenen Landstriche 
und dürften daher dem angelsächsischen Machtstreben nicht zum Hindernis 
werden. Der afrikanische Kontinent von Kairo bis Kapstadt nebst seiner Ostküste 
ist in englischen Händen bzw. von England kontrolliert. 

So vollendet sich die politisch-wirtschaftliche Einkreisung des japanischen 
Inselreiches. Vorgelagert der chinesischen Küste, im Besitz des koreanischen 
Festlandgebietes und angewiesen auf seine lebensnotwendigen Wirtschaftsinter- 
essen in der rohstoffreichen Mandschurei und auf Sachalin wie auch in China, dem 
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Hauptabnehmer seiner Industrieerzeugnisse und Hauptlieferanten für Nahrungs- 
mittel, hat Japan, als heut noch mächtigstes, vor allem politisch konsolidier tern 


Land in Ostasien, den Ansturm der beiden angelsächsischen Völker zu gewär- 
tigen. Es muß daher gemeinsam mit China und ganz Südostasien der russischen i 
Rückendeckung sicher sein, namentlich in Anbetracht der Überlegenheit der 
russischen Flugwaffe und unter Ausnutzung der nach wie vor bestehenden 
englisch-russischen Rivalität in Zentralasien (Persien, Afghanistan, Tibet und 
Mongolei). Dies alles, um als Beherrscher der japanischen Binnensee, des Ge- 
wässers zwischen Küste und Inseln, seine Rohstoff- und Lebensmittel-Transporte 
nicht zu gefährden und sein Volk kampffähig zu erhalten, wenn die Angel- 
sachsen ihm den Weg über den Ozean versperren. 

„Die vollkommen klare Einsicht der leitenden Kreise in Japan in ihre ge- 
spannten geopolitischen Daseinsbedingungen hat bei allen friedlichen Lösungen 
in Ostasien seit dem Weltkriege eine ausschlaggebende Rolle gespielt. Der kluge 
Genro, Fürst Katsura, war sich schon im Jahre 1909 darüber klar, daß es nicht 
nur ideal, sondern auch praktisch sei, den Krieg als solchen in Verruf zu er- 
klären und ihn nur — dann aber mit tödlicher Schärfe — zu führen, wenn 
man die eigene und die fremde öffentliche Meinung überzeugt haben würde, 
daß es nur zur Rettung der Lebensnotwendigkeit eines angegriffenen Volkes, 
zu seiner Sicherheit geschehe, wenn man sich wehre (K. Haushofer, Z. f. G., 
Januar 1929).“ 

Japan wird bei einer kriegerischen Auseinandersetzung mit den Angelsachsen 
sicherlich nicht der Angreifer sein, aber zur Verteidigung schreiten, wenn schon 
ihm von Anbeginn klar ist, daß es den Seestreitkräften seiner Feinde unter- 
liegen muß. So wird es zunächst zur politischen Rückversicherung auf dem 
asiatischen Kontinent, aus Gründen der Selbsterhaltung und Abwehr gezwungen. 
Für alle Zukunft aber kann es nicht auf die Erreichung seines lebensnotwen- 
digen Anteils an einer pazifistischen Erschließung und Durchdringung des Pa- 
zifiks und seiner Landgebiete verzichten. Für die Unterbringung seines Men- 
schenüberschusses benötigt es Siedlungs- und Kolonialland, das es wohl in 
Amerika, Australien und Neuseeland, aber nicht mehr in dem erforderlichen 
Maße in dem übervölkerten China und dem klimatisch unwirtlichen Sibirien 
finden kann. 

Sollten in dem kommenden, unvermeidlichen, großen Ringen die Angel- 
sachsen (USA. und Empire) über Asien, über den indopazifischen Raum den 
Sieg davontragen, so wird der Freiheitsdrang der Asiaten, ihr Verlangen nach 
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völliger Selbstbestimmung dennoch nicht versiegen. Die Völker Asiens werden 
sich vielmehr fester zusammenschließen und sich „Asien mit Gewalt holen“, 
sobald die Freiheitsstunde schlägt. Von Japan aber, dem „in drei Kriegen sieg- 
reichen Land der aufgehenden Sonne, hoffen die Völker, die auf dem Insel- 
bogen vom Amur über das mehr und mehr asiatisierte Insulinde und bis nach 

Indien hin unter Fremdherrschaft leben, daß es ihnen bei Erringung der mit 
heißer Seele angestrebten Selbstbestimmung behilflich sein kann und wird“ 
(Hollweg: D. A. Z., Februar 1925). 

Die Frage, wie sich das deutsche Volk und seine Reichsregierung politisch 
hierzu verhalten solle, sei mit Leopold von Ranke dahin beantwortet: „Politik 
ist der Versuch, inmitten des Konfliktes der Weltmächte, der idealen sowohl 
wie der realen, die man nicht beherrschen kann, das eigene Interesse zu wahren 
und zu fördern.“ 


PıuL EBERT: 


Die militärpolitische Bedeutung des japanischen und des 
australischen Kolonialmandats 
Wir bringen den von erfahrener fachmännischer Marineseite stammenden 
h Aufsatz, obwohl wir uns klar sind, daß ein aktives Herangehen an das Kraft- 
feld der Südseepolitik ein ungleich höheres Maß von politischem Können und 
geopolitischer Einsicht voraussetzen würde, als die augenblicklich politisch rich- 
tunggebenden Massen in Mitteleuropa besitzen, daß der Aufsatz in seinen Schluß- 


folgerungen also zunächst höchstens erzieherische Wirkung für kommende, noch 
weit vorausliegende Möglichkeiten haben kann. 


Der Herausgeber für den indopazifischen Raum, 
K. Haushofer. 


Japans Bevölkerungsdruck 


Im Inselstammlande Japans leben heute über 65 Millionen Menschen, die 
sich jährlich um rund eine Million vermehren. Auf den Quadratkilometer kom- 
men dort etwa 157 Bewohner, das sind, roh gerechnet, 50 Prozent mehr, als 
der Boden zu ernähren vermag. Die Nebenländer Japans beherbergen etwa 
26 Millionen. 

Dieser beängstigend zunehmende Bevölkerungsüberdruck fordert einen Aus- 
laß. Der Besiedlung der dünn bevölkerten Nordinseln Hokkaido und Sachalın 
steht aber das rauhe Klima im Wege. In der Mandschurei bildet der gewaltige 
chinesische Wanderdruck ein Gegengewicht. Das weitentfernte Lateinamerika 
kann vorläufig eine durchschlagende Entlastung nicht bieten, obwohl dort 
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beispielsweise in Brasilien schon mehr als 80000 Japaner leben. Die im Raum- | 


überfluß schwelgenden Angelsachsen der USA. und der pazifischen Glieder 
des britischen Imperiums aber haben die japanische Einwanderung abgedämmt. 


© 
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Der als letzte Lösung auf die Dauer unvermeidbare gewaltsame Ausbruch 
wird sich, den Naturgesetzen gemäß, dorthin ergießen, wo er den geringsten £ 
Widerstand findet. Das ist der tropische Norden und Nordosten Australiens, 
der, nach Professor Karl Haushofers Schätzung, dreißig Millionen Menschen 
eine Heimat zu bieten vermag, während jetzt dort nur wenige Tausend wohnen. 


Da Wärme und starke Luftfeuchtigkeit die Arbeit in dieser entlegenen Savannen- 


landschaft erschweren, haben die weißen Herren dieses an günstigeren Reserve- 


räumen überreichen Kontinents auf die Nutzbarmachung des Nordens bisher 
fast ganz verzichtet. Für die japanische Rasse eignet sich das Klima besser. 

Wer wird Japan ernstlich verwehren können, diesen fast menschenleeren 
Erdraum, dessen Inanspruchnahme der unerträglichen Raumnot auf viele Jahr- 
zehnte hinaus wirksam steuern würde, im Weigerungsfalle gewaltsam zu be- 
schlagnahmen? Die wirtschaftlichen Beziehungen zwischen Japan und den 
Vereinigten Staaten sind so mannigfach, daß deren Störung auch für die 
USA. schmerzliche Einbußen zur Folge haben würde. Auf dem Festlande Ost- 
asiens, wo Japan und Amerika in scharfem Wettbewerbe stehen, würde eine 
teilweise Ablenkung von Japans Wirtschaftskräften den USA. nur willkommen 
sein, während die Kultivierung des brachliegenden Nordaustraliens durch Japan 
dem Kapital und der Industrie Amerikas ein Gewinn verheißendes Arbeitsfeld 
erschließen würde. Die Schwächung des britischen Imperiums, des, ungeachtet 
aller sauersüßen Freundschaftsbeteuerungen, einzig wirklich gefährlichen Welt- 
marktkonkurrenten der USA., würden die Yankees freudig begrüßen. Vor 
allem aber würde ein Krieg der USA. gegen Japan den Vereinsstaatlern höchst 
unerwünscht sein, da er als erste Folge den Verlust Guams und der Philippinen — 
ungeachtet der dort kürzlich vor sich gegangenen Veränderungen — herbei- 
führen würde. Auch ist sich die amerikanische Flottenleitung der enormen 
Schwierigkeiten durchaus bewußt, die der Überquerung des Stillen Ozeans durch 
überlegene See- und Luftstreitkräfte, einschließlich des entsprechenden Trosses, 
und der Einrichtung der erforderlichen provisorischen Stützpunkte, innerhalb 
des Wirkungsbereichs der auf permanente Anlagen basierten feindlichen Streit- 
kräfte, entgegenstehen. Warum sollten also die kühl geschäftsmäßig wägenden 
Amerikaner dieses schwere Risiko auf sich nehmen, — lediglich zugunsten ihres 
schärfsten, nämlich des britischen Konkurrenten?! 
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‚Mit solchen Gedankengängen harmonieren auch durchaus die Worte des Bot- 
sc afters der Vereinigten Staaten in Tokio, William R. Kastle, auf die Pro- 
fessor Haushofer in Heft 5, 1930 der Zeitschrift für Geopolitik hinweist: „Gerade 
s0, wie wir glauben wollen, daß der Einfluß der Vereinigten Staaten auf dem 
amerikanischen Festlande eine Friedensgewähr ist, — so glauben wir, daß die 
Macht Japans im Osten — eine Macht, die es der Kraft und vorwärts schauenden 
Natur seiner Regierung und seines Volks dankt — zu Ordnung und Fortschritt 
und Frieden im Westpazifik führt.“ Scott Nearing und Joseph Freeman haben 
in ihrer „Dollardiplomatie“*) plastisch geschildert, mit welchen eigenartigen 
Methoden ihre Landsleute im amerikanischen Mittelmeere ihre „Friedensgewähr“ 
geschaffen haben. Was sollte also Amerika gegen die Betätigung ähnlicher 
Usancen seitens des „vorwärtsschauenden“ Japans im Westpazifik einzuwenden 
haben, wenn dem britischen Konkurrenten dabei das Wasser abgegraben wird, 
und der amerikanische Weizen dafür um so besser blüht? Am Rande sei hier 
daran erinnert, daß amerikanische Senatoren Englands westindische Stützpunkte 
als „Dorn in der Seite Amerikas“ bezeichneten, der beseitigt werden müsse! 


Australiens Abwehrkraft 


Was nun eine etwaige militärische Unterstützung Australiens durch die 
Schwesterstaaten des britischen Imperiums betrifft, so werden letztere es 
sich sehr überlegen, ob sie Gut und Blut einsetzen sollen für die Verteidigung 
nahezu menschenleerer australischer Savanne, für deren Nutzbarmachung das 
mit brachliegendem, besseren Boden überreich gesegnete Australien bisher so 
zut wie nichts getan hat, und augenscheinlich auch auf lange Zeit hinaus nichts 
zu unternehmen gedenkt. Daß eine Hilfeleistung Indiens gegen eine asiatische 
Großmacht keinesfalls zu erwarten wäre, eher noch das Gegenteil, bedarf keiner 
besonderen Erläuterung. Für das englische Mutterland schließlich wäre es 
sin sehr bedenkliches Wagnis, das Gros seiner See- und Luftstreitkräfte bei den 
Antipoden einzusetzen, ohne jede Rückendeckung in Europa, vor allem gegen 
Frankreich. Hieran ändern Hongkong und Singapore auch nichts. 

Es könnte sich also mit großer Wahrscheinlichkeit ereignen, daß die aus 
siner Bevölkerung von nur 6,3 Millionen hervorgehende schwache Streitmacht 
der Commonwealth, auf sich selbst gestellt wäre. Ihr würde zunächst der Schutz 
der wichtigsten Städte des Kontinents zufallen, die fast durchweg an der Küste 


*), Nearing-Freeman: Dollar-Diplomatie, Eine Studie über amerikanischen Imperialismus, S°, 
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liegen, und in denen sich die Hauptmasse der Bevölkerung des Erdteils und die 
maßgebenden Faktoren der Wirtschaft zusammenballen. Denn Sydney allein zählt 
annähernd 1,2 Millionen Einwohner, Melbourne fasteine Million, Adelaide 330000, 
Brisbane 300 000, Perth 200 000, Hobart 60 000, Newcastle 103 000 und so noch 
viele andere, alle mit ihren Zufahrtstraßen äußerst empfindliche Angriffs- 
objekte. Die rechtzeitige militäriche Unterstützung aller dieser Küstenplätze 
untereinander auf dem Landwege stößt aber wegen der riesigen Entfernungen 
und des, im vielfach wasserarmen Lande, nur schwach entwickelten Verkehrs- 
netzes, auf enorme Schwierigkeiten. Denn Straßen- und Eisenbahnbau beschränk- 
ten sich naturgemäß fast ausschließlich auf die dichter besiedelten Randland- 
schaften des Ostens, Südostens und Südwestens. Nur eine einzige transaustralische 
Eisenbahnlinie, die zudem an drei verschiedenen Spurweiten leidet, und die auf 
viele Hunderte von Kilometern eine völlig unbesiedelte Strecke überwinden 
muß, verbindet den Osten mit dem Westen. Das umstrittene Savannengebiet 
im Norden aber wird durch fast wüstenhafte, verkehrsarme Landstriche vom 
übrigen Australien beinahe ringsum abgeschlossen. Die Aufgabe, eine einzige 
japanische Division, die sich dort im Norden festgesetzt hat, und die von der 
gesamten japanischen Flotte unterstützt wird, wieder hinauszuwerfen, dürfte 
unter den geschilderten Umständen fast unlösbar sein. 

Dazu kommt, daß die Commonwealth, infolge der übertriebenen Sozialge- 
setzgebung und künstlich hochgeschraubter Löhne, die nur durch eine über- 
hohe Zollmauer aufrecht erhalten werden können, stark verschuldet ist. 

Zwar würde der gedachte Konfliktsfall auch für Japan ein nicht unbeträcht- 
liches Risiko einschließen; aber Not bricht schließlich Eisen, und es ist schwer 
ersichtlich, wie anders Japan sich Luft schaffen könnte. 

Die Verteilung der Südsee-Kolonialmandate hat die Spannung verschärft. Die 
früher von den deutschen Südseekolonien gebildete Isolierschicht zwischen den 
Interessensphären Japans, der USA. und des britischen Imperiums ist ausge- 
räumt worden; Japan und die Commonwealth wurden durch ihre Kolonial- 
mandate unmittelbare Nachbarn. 


Das japanische Mandat 


Schon im Frühjahr 1917 hatte die britische Regierung dem Japanischen 
Reiche die Überlassung der deutschen Südseeinseln nördlich vom Äquator unter 
der Hand zugesagt. Dieser Schachzug wirkte sich gegen die USA. aus, deren 
Etappenstraße zu den ostasiatischen Stützpunkten dadurch bedroht wurde. Daß 
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gleichzeitig die südwärts gerichtete Komponente des japanischen Expansions- 
drucks eine Intensitätssteigerung erfuhr, war nicht berücksichtigt worden. Zwar 
sollte das Flottenabkommen von Washington, das unter anderem die Neuan- 
lage von Flottenstützpunkten auf den Inseln des Stillen Ozeans — mit gewissen 
Ausnahmen — verbot, den Fehler ausgleichen. Aber im modernen Seekriege 
läßt sich bekanntlich jeder seemännisch sichere Ankerplatz — deren die pazi- 
fischen Inselschwärme viele aufweisen — durch wenige Kreuzer, einige U-Boote, 
ein Flugzeugmutterschiff und ein paar Vorrats- und Öldampfer ım Handum- 
drehen zu einem recht beachtlichen provisorischen Flottenstützpunkte einrich- 
ten. Gerade die Korallenatolle des japanischen Kolonialmandats bieten mit ihren 
zahlreichen Schlupfwinkeln ein günstiges Operationsgebiet für Unterseeboote. 
Da die Riffgürtel seewärts steil zu bedeutender Wassertiefe abfallen, können 
die Boote schon unmittelbar nach dem Verlassen der schützenden Lagune ihre 
Tauchfähigkeit voll ausnutzen; ein wichtiger Sicherheitsfaktor. Auch für den 
Seeflugdienst sind die ruhigen Wasserflächen der Lagunen als Startplätze sehr 
geeignet. Besonders vorteilhafte Vorbedingungen zeigt die Truk-Gruppe: Etwa 
zwanzig Basaltinseln ragen aus der in nordsüdlicher Richtung rund 55 km, in 
ostwestlicher Richtung 70 km sich ausdehnenden Lagune empor, die von einem 
mächtigen, inselbesetzten Wallriffe umschlossen wird. Die gefährliche Brandung 
am jäh abfallenden Außenriff schließt die Durchführung eines militärischen 
Landungsmanövers von See her aus. Nur sechs schiffbare Rifflücken führen 
nm die Truk-Lagune, die sich auch durch Minen sperren lassen. Innerhalb der 
Lagune erschweren zahlreiche verborgene Riffe einem mit dem Fahrwasser 
nicht gründlich vertrauten Eindringling die Navigierung erheblich, und machen 
ie nachts zur Unmöglichkeit. 

Seit Dezember 1914 hielt Japan die deutschen Südseeinseln nördlich vom 
Äquator militärisch besetzt. Erst im Frühjahr 1922 wurden die Truppen zu- 
rückgezogen, und das zivile „Südseebüro“ übernahm die Verwaltung. Ihın sind 


olgende sechs „Zweigbüros“ unterstellt: 


ı. Saipan (Marianen) —= 639 qkm 
2. Palau (Palauinseln) = uns, 
3. Jap (Westkarolinen) Zu a0 
4. Truk (mittlere Karolinen) = 132 „ 
5. Ponape (Ostkarolinen) Seo 
6. Jaluit (Marshallinseln) = 170, 
Sa. = 2149 qkm 


Die Bevölkerung des Mandatsgebiets belief sich, ausweislich des an den 
Völkerbund gerichteten japanischen Berichts, Ende Oktober 1928 auf 61086 


S 
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Köpfe, davon 48545 Eingeborene, 12460 Japaner und 81 Fremde; unter letz- 
teren 2 Engländer, 6 Amerikaner, 7 Deutsche, 37 Spanier, 6 Belgier, 4 Sowjet- 
russen, 3 Schweizer, ı Franzose, ı Australier, ı Norweger, 13 Chinesen. Von 
den 12460 Japanern lebten 75 Prozent im Distrikte Saipan, 14 Prozent im 
Distrikte Palau, während die übrigen Distrikte nur je 300 bis 400 japanische 
Siedler aufwiesen. 3 

Die amtlichen deutschen Berichte geben für den ı. Januar 1913 die weiße 
Bevölkerung — zu der aber auch die Japaner gerechnet wurden — für das gleiche 
Inselgebiet, aber einschließlich der Insel Nauru, die südlich vom Äquator liegt, 
und daher jetzt nicht zum japanischen Mandat gehört, mit 459 Köpfen an, 
darunter 259 Deutsche und 83 Japaner. Ein Vergleich dieser Zahlen zeigt, daß 
die Japaner unwiderruflich, auch der Zahl nach, zum ausschlaggebenden Faktor 
der Inselbevölkerung geworden sind; und das umsomehr, als an der allmäh- 
lichen Japanisierung der den neuen Herren rassenmäßig nahestehenden mikro- 
nesischen Eingeborenen kaum gezweifelt werden darf. Für uns Deutsche folgert 
daraus die schmerzliche Erkenntnis, daß von allen deutschen Kolonien die 
mikronesischen Inseln wohl — vorsichtig ausgedrückt — am wenigsten Aus- 
sicht haben, jemals in die Hände der deutschen Verwaltung zurückgelegt zu 
werden. 

Da eine sehr wesentliche Steigerung der jetzigen Bevölkerungszahl der Inseln 
nicht durchführbar sein dürfte, kommt eine ins Gewicht fallende Entlastung 
für den Bevölkerungsüberdruck Japans nicht in Betracht. Der Wert der Inseln 
liegt in ihrer wirtschaftlichen Ausnutzung. Im Jahre 1927 exportierte das 
Mandatsgebiet für 7860000 Jen — hauptsächlich Kopra, Phosphat, Zucker — 
und importierte für 3814000 Jen; fast alles im Verkehr mit Japan. Für den 
Fall kriegerischer Ereignisse im Westpazifik sind aber diese, über die Insel- 
wolken des Mandatsgebiets verteilten, nun wohl schon rund 13000 Japaner von 
nicht zu unterschätzender Bedeutung. Denn bei der bekannten Vaterlandsliebe 
dieses Volks werden japanische Seestreitkräfte jetzt auch auf den entlegensten 
Atollen begeisterte und zuverlässige Helfer finden, die als Beobachter, ortskun- 
dige Lotsen und auf manche andere Weise wichtige Hilfsdienste zu leisten im- 
stande sein werden. Schon heute sind die Postämter in Saipan, Korror (Palau), 
Angaur (Palau), Jap, Truk, Ponape und Jaluit mit Funkentelegraphiestellen 
ausgerüstet; und dieser Nachrichtenapparat ließe sich im Mobilmachungsfalle 
durch ein dichtes Netz kleiner, durch freiwillige, aber planmäßig vorgebildete 
Helfer bedienter Apparate ohne Schwierigkeiten beliebig erweitern. 
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ir Rückgabe des australischen Mandats! 


Falls die Japaner die Hand auf Nordaustralien legen wollen, dürfen sie das, 
ihrer Anmarschrichtung quer vorgelagerte, australische Mandat (Kaiser Wil- 
helmsland, Bismarckarchipel, Salomoninseln Bougainville und Buka) keinesfalls 
anbehelligt im Rücken lassen. Die Erschließung dieser großen, weit überwiegend 
mit dichtem Urwald bedeckten, meist gebirgigen Inseln erfordert aber ein sehr 
hohes Maß an kolonialer Erfahrung und organisatorischem Können. Auch die 
deutschen Kolonisatoren, die anerkanntermaßen eine ausgeprägte Begabung 
hierfür mitbrachten, haben erst nach Überwindung erheblicher Schwierigkeiten, 
in jahrzehntelanger, zäher Arbeit, den Weg zum Erfolge freizumachen vermocht. 
Ob die Japaner, deren, mehr zur sorgfältigen Nachahmung fremder Vorbilder 
neigenden Fähigkeiten, im selbständig Schöpferischen bald eine Grenze fin- 
den, solchen gesteigerten Anforderungen gewachsen sein würden, darf bezweifelt 
werden. Dazu kommt, daß Nordaustralien die Kräfte Japans für Jahrzehnte voll 
absorbieren würde. Die militärische Notwendigkeit, auch die Inseln des Südsee- 
mandats der Commonwealth beschlagnahmen zu müssen — der Mandatsbegriff 
dürfte in solchem Konfliktsfalle wohl kaum ein Hemmnis sein —, würde für 
Japan also eine höchst unerwünschte Belastung bringen. 

“ Die Commonwealth hat vorläufig keine besonderen Anstrengungen erkennen 
lassen, auch nur alle tropischen Flächen des eigenen Kontinents systematisch 
unter Kultur zu nehmen. Die Australier werden also auf lange Zeit hmaus gar 
nicht imstande sein, ihr Mandatsgebiet ernstlich sachgemäß zu entwickeln. Die 
jüngst erfolgte Zulassung Deutscher spricht für diese Auffassung. Strecken aber 
die Japaner die Hand nach Nordaustralien aus, dann wird die Lage für die 
Commonwealth im Mandatsgebiet unhaltbar. 

Dieser, für Japan wie für die Commonwealth gleich unerquick- 
liche Zustand würde nur dann eine wirksame Erleichterung er- 
fahren, wenn durch Rückgabe des australischen Mandatsan Deutsch- 
land die neutrale Isolierschicht wieder hergestellt würde. 

Wirtschaftlich ist dieses Mandatsgebiet, wie oben erläutert, sowohl für die 
Commonwealth wie für Japan von sekundärer Bedeutung. Für Deutschlands 
Gesundung würde es aber von sehr hohem Werte sein, wenn die dort von 
Deutschen mit Erfolg begonnene Arbeit zur Erschließung lebensnotwendiger 
Rohstoffquellen unter eigener Regie wieder aufgenommen werden könnte. 

Die Erörterung des Schicksals von Deutsch-Samoa liegt außerhalb des 


968 GEOPOLITISCHE UNTERSUCHUNGEN 


Rahmens der vorliegenden Betrachtungen. Daß die Mißwirtschaft der neusee- 
ländischen Mandatsverwaltung dort ganz unhaltbare, nach einer Änderung 
schreiende Zustände hervorgerufen hat, ist hinlänglich bekannt. j 

Dies alles sollte von Deutschlands außenpolitischer Leitung fest im Auge be- 


halten. werden! — 


H. C. H. WonLTHar: 
Unabhängigkeit der Philibpinen? 


Yo za kn Eich ken aha ea 


Der Senat in Washington hatte im Jahre 1916 einen Beschluß gefaßt, wo-. 
nach innerhalb von vier Jahren den Philippinen die Unabhängigkeit gewährt 
werden sollte. Obwohl 1916 Wilson und Briand diese Bewegung ermutigten, 
stimmte das Repräsentantenhaus gegen den Beschluß des Senats, und Wilsons 
Kampagne, die Vereinigten Staaten in einen Zustand der Bereitschaft für ein 
Eingreifen in den Weltkrieg zu setzen, verhinderte die weitere Behandlung 
der Philippinenfrage. Im Oktober 1929 erklärten bei Ablehnung einer Änderung 
des zur Beratung stehenden Zollgesetzes, die den Philippinen die Unabhängig- 
keit gegeben hätte, zwei Redner im Senat, daß diese Körperschaft sich des 
Beschlusses von 1916 bewußt sei, aber die Unabhängigkeit der Philippinen 
nicht mit dem Zolltarif in Verbindung bringen wollte. 

Während im Jahre 1916 die Gewährung der Unabhängigkeit noch ohne 
eigennützige Motive von Interessentengruppen erfolgte, hat sich die Lage in- 
zwischen verschoben. Nachdem die Filipinos dreißig Jahre lang ohne von außen 
kommende Hilfe für ibre Freiheit kämpfen mußten, haben sie heute in den 
Vereinigten Staaten eine starke Gruppe von Verbündeten; und zwar sind es 
Kreise, deren wirtschaftliche Interessen durch die Einfuhr von Zucker und 
Kokosöl von den Philippinen stark gefährdet wurden. 

Bei der Beratung des neuen Zollgesetzes wurde nun von diesen Interessenten- 
gruppen beantragt, daß gewisse Exportartikel der Philippinen, besonders 
Zucker und Kokosöl, mit Zöllen belegt werden sollten, um die inneramerika- 
nische Produktion zu schützen. Denn die wirtschaftliche Entwicklung der 
Philippinen hat innerhalb des amerikanischen Zollschutzes einen solchen Auf- 
schwung genommen, daß der Import der obengenannten Rohstoffe als scharfe 
Konkurrenz fühlbar geworden ist. 
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Das Für und Wider eines Zollschutzes 

Das tropische Klima der Philippinen bietet dem Anbau der Zucker- und 
(opraplantagen die günstigsten Vorbedingungen. Etwa 600000 t Zucker gehen 
ährlich zollfrei von den Philippinen nach Nordamerika. Obwohl Kuba von dem 
3esamtbedarf der Vereinigten Staaten, der auf etwa 6400000 t geschätzt wird, 
icherlich 3.000.000 t liefert, so macht sich dennoch die Konkurrenz der Philip- 
inen nicht nur in Kuba, sondern auch in den Südstaaten Nordamerikas be- 
nerkbar. Der kubanische Gesandte bezeichnete noch kürzlich in einer An- 
prache in Houston, Texas, die Beziehungen Kubas zu den Vereinigten Staaten 
Is unbefriedigend, da hunderttausende Tonnen Zucker 7000 Meilen von den 
°'hilippinen nach Nordamerika auf Schiffen befördert würden, während das 
rößte Zucker produzierende Land Kuba unmittelbar vor den Toren des 
rößten Zucker verbrauchenden Landes läge. Die Zuckerkrisis in Kuba ruiniere 
icht nur dessen Einwohner, sondern auch die großen amerikanischen Gesell- 
chaften, deren Anlagen in Kuba vor Jahren auf ca. 1500000000 $ geschätzt 
vurden, welche Werte heute auf weniger als 700000000 $ gesunken sind. 
Yach anderen Angaben wird das amerikanische Kapital, welches in Kuba allein 
p der Zuckerindustrie angelegt ist, auf ca. 800000000 $ geschätzt, während 
as Kapital in anderen Industrien, die von dem Blühen der Zuckerindustrie 
bhängen, auf ca. 450 000 000 $ berechnet wird. 

In den Staaten der Union werden Zuckerrüben in zwanzig Staaten angebaut, 
n zwölf Staaten ist Zucker ein entscheidender politischer Faktor. In Louisiana 
ınd Florida überwiegt der Anbau von Zuckerrohr; das Interesse dieser Staaten 
n möglichst hohen Schutzzöllen zeigte sich darin, daß die Delegation von 
lorida für das republikanische Zollgesetz stimmte, trotzdem die Abgeordneten 
lle Demokraten sind. 

Der Anbau von Kokospalmen hat sich ebenfalls in den Philippinen während 
er letzten zehn Jahre stark ausgedehnt. Die Gesamtproduktion der Plantagen 
jat 1928 500000 t Kopra überschritten. Als einzelnes Exportgebiet übertrafen 
ie Philippinen mit ca. 200 000 t exportierte Kopra sowohl Niederländisch-Indien 
ls auch die Straits Settlements. Die Weltproduktion von Kopra wird etwa zu je 
inem Drittel von England und Holland kontrolliert, zu einem Viertel von den 
'ereinigten Staaten (Philippinen), während sich der Rest auf andere Interessen- 
an verteilt. Die in Plantagen angebaute Kokospalme trägt nach etwa 7 Jahren 
rüchte, die zu Kopra verarbeitet werden können. Die Lebensdauer der Palme 


ann bis zu hundert Jahren betragen. Während in großen Gebieten der Tropen 
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die Kopra durch Sammeln der Früchte der Kokospalme in den Naturwäldern. 
gewonnen wird, überwiegt in den Philippinen .der Plantagenbau. Der weitaus. 
größte Teil der von den Philippinen exportierten Kopra geht nach den Ver- 
einigten Staaten, um in Ölmühlen an der pazifischen Küste, im Mittelwesten 
am Mississippi und an der atlantischen Küste verarbeitet zu werden. Eine be- 
deutende Ölindustrie ist außerdem in Manila entstanden, die den größten Teil: 
des gewonnenen Kokosöls nach den Vereinigten Staaten ausführt, während die 
Kokoskuchen in Nordeuropa als Futtermittel verbraucht werden. 

Das Kokosöl von den Philippinen konkurriert in Amerika mit Bauimmollsaatäll 
und Erdnußöl. Baumwollsaat ist ein Nebenerzeugnis der in den Südstaaten vor- 
herrschend angebauten Baumwolle und wird dort in über 500 Ölmühlen ver- 
arbeitet. Die amerikanische Erdnußernte tritt demgegenüber an Bedeutung zurück. 
Die Öle finden als Rohstoffe Verwendung in der amerikanischen Seifen- und Nah- 
rungsmittelindustrie, welche riesige Konzerne aufgebaut haben. 

Diese steigenden Rohstoffmengen, welche die Philippinen auf die amerika- 
nischen Märkte bringen, beunruhigten natürlich die amerikanischen Produ- 
zentengruppen, bis sie durch Schutzzölle sich dieser Konkurrenz zu erwehren 
suchten. Aber die Hoover-Regierung widersetzte sich lebhaft dem Zoll auf Phi- 
lippinen-Zucker. Auch der Vorschlag, das Kokosöl mit demselben Zoll zu be- 
legen wie Kokosöl aus andern Ländern konnte sich nicht durchsetzen. Es traten 
im Gegenteil andere Interessen hervor, die die Produkte der Philippinen gegen- 
über anderen Herkunftsländern zu bevorzugen suchten, z. B. durch einen Zoll 
auf Kopra, die nicht von den Philippinen importiert wird, und auf Jute, die 
jetzt in riesigen Mengen von Britisch-Indien importiert wird. Hierdurch sollte 
der Konsum von einheimischer Baumwolle gefördert und gleichzeitig die Mög- 
lichkeit gegeben werden, in dem Tropenklima der Philippinen die Juteproduk- 
tion in großem Stil aufzunehmen. Bei diesen Überlegungen der Zollpolitiker 
spielt immer der Gedanke mit, die Vereinigten Staaten durch Förderung der 
eigenen Produktion unabhängig von allen Rohstoffen und Fabrikaten zu 
machen, die jetzt aus fremden Ländern bezogen werden, von denen die Ver- 
einigten Staaten im Kriegsfalle abgeschnitten werden könnten. 

Die Philippinen stellen bei ihrer Entfernung von Kalifornien allerdings in 
militärischer Hinsicht keinen gesicherten Außenposten der Vereinigten Staaten 
dar und können nicht wie die Inseln der Karibischen See in ein autarkes nord- 
amerikanisches Wirtschaftsgebiet mit einbezogen werden. Armee und Marine 


' betrachten die Philippinen vielmehr als eine im Ernstfall kaum zu verteidigende 


4 | 


die wahrscheinlich schnell aufgegeben werde und deren Wieder- 
jewinnung langwierige und kostspielige Unternehmungen erfordern dürfte. 

. Sogar als Stützpunkt für den amerikanischen Handel nach China und Indien 
wird die Bedeutung der Philippinen nicht besonders hoch eingeschätzt, da 
Jiese Märkte als Konsumgebiete lediglich amerikanischer Fertigfabrikate in 
Betracht kommen, die direkt von Amerika verladen werden, während sich die 
Wirtschaft der Philippinen ganz auf die Herstellung von Gütern eingestellt 
hat, die auf dem vereinsstaatlichen Markt verkauft werden können. Es kommt 
ainzu, daß die Herstellungskosten des Zuckers und Kokosöls auf den Philip- 
pinen erheblich über den Kosten des benachbarten Java liegen. Durch die 
Entwicklung der Wirtschaft im amerikanischen Zollverbande haben sich die 
Löhne, Gehälter und Kosten der Lebenshaltung in den Philippinen weit über 
len früheren Standard gehoben. In dem Augenblick, in dem die Philippinen 
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unabhängig würden und sich außerhalb der amerikanischen Zollmauern be- 
änden, würden sie sich einer schweren wirtschaftlichen Krise gegenübersehen, 
sinmal hervorgerufen durch den Verlust der Absatzmärkte, zum anderen durch 
die Konkurrenz der umliegenden Industrien, die mit billigeren Arbeitskräften 
produzieren. 

Politische Zukunftssorgen 

“ Es hat sich also unter dem amerikanischen Protektorat eine Entwicklung 
vollzogen, die zugleich mit der versprochenen Freiheit schwere wirtschaftliche 
Umwälzungen auf den Inseln herbeiführen muß. Unter der Bevölkerung lebt 
aber ein starker Wille, trotz aller Schwierigkeiten die Unabhängigkeit zu er- 
fingen, zumal die geschilderte Lage nicht auf alle Inseln in dem gleichen 
Maße, sondern im besonderen nur auf ein Gebiet zutrifft, dessen Mittelpunkt 
Manila ist. Die Amerikaner haben es außerdem nicht verstanden, zu den 
Filipinos in verständnisvolle Beziehungen zu gelangen. Sie treten als weiße 
Herrenkaste gegenüber dem „colored“ Eingeborenen auf und sind durch Ab- 
sründe von der sozialen Schichtung der Filipinos getrennt. „Uncle Sam“ sieht 
sich selbst in der Rolle dessen, der als Kolonisator etwas von der Last des 
weißen Mannes (the white man’s burden) auf seine Schultern genommen hat. 
Wenn die Frage, ob die Filipinos selbst imstande sind, sich zu regieren, auch 
in amerikanischen Augen Anlaß zur Kritik bietet, so ist sie doch in Wirklich- 
keit nicht ausschlaggebend. Die Amerikaner legen Wert auf die Feststellung, 
daß sie die Philippinen nicht ausgebeutet haben — wie dies die schlechte Ge- 


wohnheit europäischer Kolonialreiche sei —, sondern daß sie das Land durch ' 
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Erziehung und Verwaltung zu fördern trachten. Es bestehen auch Gesetze, 
den großen Operationen des amerikanischen Kapitals gewisse Hindernisse in 
den Weg zu legen, aber die Unsicherheit der politischen Zukunft der Inseln 
hat wohl am meisten dazu beigetragen, daß mehr sich das Kapital der einge- N 
borenen Bewohner in die große wirtschaftliche Entwicklung gewagt hat als 
das der amerikanischen Unternehmer. 

Gegenüber 1916 ist zweifellos eine Wandlung der Verhältnisse erfolgt, welche 
den Amerikanern nicht nur aus Großmut oder politischen Grundsätzen die Unab- 
hängigkeit der Philippinen als nationale Verpflichtung auferlegt, sondern dazu 
eigennützige Interessen in den Vordergrund schiebt. Noch Theodore Roosevelt er- 
klärte 1913 in seiner Selbstbiographie, daß, wenn Amerika die Philippinen sich 
selbst und ihrer eigenen Regierung überlassen würde, auch das amerikanische 
Protektorat aufhören müßte, daß vor allem Amerika kein Protektorat mit anderen 
gemeinsam ausüben sollte und daß den Inseln im Sinne einer Neutralität oder 
in anderer Beziehung keine Garantie gegeben werden dürfte, sondern die Ver- 
einigten Staaten ihrer Verantwortung in jeder Hinsicht ledig werden müßten. 

Wenn die Unabbängigkeit der Philippinen zur Tatsache werden sollte, wo- 
bei die Wichtigkeit der Zucker- und Kokosölfrage eine beschleunigende Ten- 
denz spielen dürfte, wird die Überlegung aktuell, wie dieses wirtschaftlich und 
strategisch wertvolle Gebiet dem Zugriff anderer Mächte entzogen werden kann. 
Der Gedanke, die Neutralität der unabhängigen Philippinen durch die Vereinigten 
Staaten, Großbritannien, Japan und Frankreich zu garantieren, würde einen Aus- 
weg bieten, wenn hierin auch für Washington das Eingeständnis liegen würde, 
daß die Vereinigten Staaten auf dem Wege der imperialistischen Politik nicht 
einen Schritt zurückmachen können, selbst wenn weite politische Kreise Amerika 


aus den Verwicklungen internationaler Politik heraushalten wollen. 


H. REICHARD: 
Geographie und Rechtsgeschichte II 


Das Stadtrecht von Goslar als Beispiel geojuristischer 
Zusammenhänge 
Das Stadtrecht von Goslar stammt aus der zweiten Hälfte des ı2. Jahrhun- 
derts. Sichtbaren Ausdruck hat es in den Freiheitsbriefen Friedrichs II. von 
1219 und Wenzels von 1390 gefunden, als Endergebnis haben wir die sog. 
“Goslarer Statuten, die etwa 1350 abgeschlossen vorlagen. 
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- Nichts war natürlicher, als daß Goslar, als es im ı2. und 13. Jahrhundert 
zur Blüte gekommen war und damit ein starkes kaiserliches Bollwerk dar- 
stellte, an dem selbst die Pläne eines Heinrich des Löwen scheiterten, seinen 
Einfluß im Harzgebiet geltend machte. Wir erinnern uns des erbitterten 
Kampfes, den Halberstadt gegen die kaiserliche Residenz führte; da kam Gos- 
lar ein Glücksumstand zur Hilfe: sein größter Gegner, der Bischof Burkard 
von Halberstadt, wurde in Goslar ermordet; Halberstadt selbst war bereits 
1112 von Heinrich V. zerstört worden !?). Zum zweiten Male wurde Halber- 
stadt von Heinrich dem Löwen vernichtet. In diesem Kampfe hatte aus leicht 
erklärlichen Gründen selbst der Kaiser auf Seiten Halberstadts gestanden. In 
dieser Zeit wurde das Recht von Goslar auf Halberstadt übertragen. Nachdem 
dieses Bollwerk „gefallen“ war, stand einer weiteren Ausbreitung des Rechtes 
von Goslar nichts mehr im Wege. Wernigerode, Quedlinburg, Aschersleben u. a. 
(s. Karte 2) nahmen es als eigenes Recht an. In Aschersleben aber machte die 
Ausbreitung nach Osten und Norden halt. Das Gebiet nördlich der Bode und 
östlich der Saale hatte schon Magdeburg mit seinem Rechte befruchtet. Auch 
der Westen war Goslar verschlossen. Das Land bis an die Leine und südwest- 
lich bis zur Weser war in braunschweigischen Händen; die Feindschaft zwi- 
schen Goslar und den Welfen ist uns ja bekannt2°). Das Recht von Braun- 
schweig hatte demgemäß seine Ausdehnung um Goslar herum genommen 
und galt in Einbeck und Duderstadt. Aber auch im Helmetal beherrschten 
die Welfen manch wichtigen Ort, und wir dürfen nicht vergessen, daß 1157 
viele Plätze durch Tausch mit dem Kaiser gegen schwäbische Güter in welfi- 
schen Besitz gekommen waren2!). Nur Nordhausen blieb kaiserlich und wurde 
als solches später Reichsstadt. Damit war ein überaus wichtiger Punkt (vgl. 
oben) in den Händen des Kaisers verblieben, und nur so ward es möglich, 
daß das Recht von Goslar seinen Eingang in Thüringen fand. Nordhausen er- 
kannte Goslar als Oberhof an22), und damit war der Zugang in das Thüringer 
Becken über Mühlhausen frei. Dieser Ort war bereits vor 1300 eine bedeu- 
tende Handelsstadt an der großen Reichsstraße von Nürnberg und Augsburg 
nach Hamburg und Bremen, war gleichfalls kaiserlich geblieben und wurde 
im 14. Jahrhundert Reichsstadt. Mühlhausen, das selbst nicht genügend zen- 
tral lag, um ein selbständiges Rechtszentrum bilden zu können, bedurfte der 
Anlehnung an einen bedeutenden und angesehenen Oberhof. Von Süden her 
machte sich kein Einfluß bemerkbar, der sich bis nach Mühlhausen erstreckte; 
so blieb dieser Stadt schon gar nichts anderes übrig, als sich durch Nord- 
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hausens Vermittlung dem Goslarer Rechtskreise anzuschließen; schon a 
13. Jahrhundert bestellte es sich in Nordhausen eine Handschrift der Rechts- 
statuten, die es zu übernehmen gedachte®®). Damit war der Einfluß des Gos- 
larer Rechts in das Thüringer Becken eingedrungen, dessen ganze Nordhälfte 
nunmehr unter den Einfluß von Mühlhausen und Nordhausen geriet. Städte 
wie Frankenhausen, Weißensee, Buttelstädt, Weimar u. a. erkannten Nord- 
hausen als ihren Oberhof an. Diesem bedeutenden Einflusse konnte sich der 
Landgraf von Thüringen nicht entziehen. Und da, wie wir gesehen haben, 
Erfurt für ihn als Zentrum ausfiel, erhielt Eisenach als nächstbedeutender 


A Braunschweig 


o Duderstadt 


Punkt sein Stadtrecht durch den Rechtsbrief des Landgrafen Albrecht im 
Jahre 1283, durch den die Stadt dem Goslarer Rechtskreise beitrat. Eisenach 
als Schlüsselpunkt der großen Straßen durch das Becken wurde bald selbst 
wieder Oberhof, dem schließlich sämtliche Städte des Landgrafen von Thü- 
ringen angehörten. 

Die zentrale Lage Erfurts hatte aber doch einen wunden Punkt, und der 
hat verhindert, daß die geistliche Stellung inmitten Thüringens allzustark 
wurde. Die Saalelinie gestattete nämlich eine Umgehung Erfurts auf dem Nord- 
Südwege. Die Straße von Nürnberg nach Leipzig führte über Saalfeld und 
Naumburg und ließ Erfurt links liegen; das ist stets seine Schwäche gewesen. 
Daß aber die Städte längs der Saale sich gleichfalls dem Goslarer Rechtskreis 
anschlossen, dafür sorgte schon der Einfluß von Eisenach und Nordhausen. 
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Die Landgrafschaft Thürmgen machte aber nicht an der Saale halt; sie 

schob einen Keil über die Elster bis zur Pleiße vor, und so verstehen wir, 
wenn wir noch östlich der Saale Städte des Goslarer Rechtskreises finden wie 
Pößneck und Altenburg. Hier ist es aber endgültig zu Ende. Die Städte der 
sich anschließenden Markgrafschaft Osterland lebten nach Magdeburger Recht; 
sie sind hier nicht weiter zu besprechen. Eine natürliche Grenze fand die Aus- 
breitung des Goslarer Rechts an der Kette des Thüringer Waldes. Die Gebiete 
südwestlich davon zeigen einen wesentlich verschiedenen Charakter, der sich 
politisch und rechtlich ausgewirkt hat; hier befinden wir uns auf altem, frän- 
kischem Boden. 
Wir fassen zusammen. Wir sahen, daß Erfurt in geistlicher Hand für die 
Rechtsgestaltung der Thüringer Städte ausschied. An seine Stelle trat Eise- 
nach dank seiner hervorragenden Schlüsselstellung, aber es konnte kein selb- 
ständiges Rechtszentrum werden, weil es zu sehr an der Flanke des Thüringer 
Beckens lag. Da kam von Norden, begünstigt durch politische Umstände, der 
Einfluß des Goslarer Rechts über Nordhausen nach Mühlhausen und damit in 
das Becken, der so stark war, daß er auch Eisenach und damit die übrigen 
Städte des Landgrafen von Thüringen erfaßte. Auch nördlich des Harzes 
breitete es sich aus und erstreckte seine Oberhoftätigkeit bis nach Aschersleben. 
Im Norden und Westen überwog der Einfluß des Braunschweiger Rechts, im 
Nordosten und Osten der des Magdeburger Rechts, so daß damit dem Rechte 
von Goslar Grenzen gesetzt waren, die geographisch, wie vorwiegend im Süden, 
zum Teil aber auch politisch bedingt waren ®*). 

Mit dem Hinabsinken Goslars ging auch seine Bedeutung im Rechtsleben 
der Städte zurück. Den Schlußstein in dieser Entwicklung setzte der Reichs- 
deputationshauptschluß von 1803; damit waren die einst blühenden Stadt- 
rechte endgültig zu Grabe getragen. Die Bildung in sich geformter und starker 
Staatswesen begünstigte auch die Entwicklung eines eigenstaatlichen Rechts. 
Es konnte nicht mehr geschehen, daß eine landgräfliche Stadt in einer freien 
Reichsstadt „zu Haupte“ ging). Die großen Rechtskodıfikationen nahmen 
ihren Anfang und führten uns dem Rechtszustande entgegen, den wir heute 


noch haben. 
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Der Seeverkehr wichtiger Länder 1913, 1927 bis 1929 III 

(Die mit *) bezeichneten Zahlen stammen nicht aus amtlichen Quellen) - 
| Insgesamt Davon im Auslandsverkehr 
im Mittel von überhaupt im Mittel von mit Ladung 
Jah Ein- und Ausgang Ein- und Ausgang angekommen abgegangen 

RE | fremde eigene | fremde eigene | fremde eigene | fremde 

Flagge Flagge Flagge Flagge 
in 1000 Registertons netto 
1 l 3 4 5 I 6 7 8 | 9 
Australischer Bund !) 

1913 5301 4369 5126 
1927/28 386-| 5077 370 | 4623 367 | - 4418 
1928/29 5549 4928 4907 

Sidney!)?) 

1913 | - . 
"927/28 9947 7879 | : 
1928/29 9060 7707 | - 

Kanada °) 
1913/14 10436 4348 11265 11139 
1927/28 13879 10228 - | - 
Montreal°) 
1912/13 4669 1737 | 85 - . 
1927/28 | 4112 - S 
Vancouver?) 

1913 | | - 

1927/38 5414 

USA. ‘) 

1913/14 13736 39551 7406 30049 10 136 34847 
1927 29541 45334 21777 31509 20881 39194 
1928 31510 48926 22971 34360 21802 41706 
1929 32084 50388 24029 35448 22578 42470 

New York) 

1913/14 1633 13 962 1522 12974 58 
1927”) 20956 . . . ZEN . a9ad 
1928 ögıı 16329 625 15304 56 5 
1929°) Ehkle a Im ee 

New Orleans‘) 

1913/14 | 172 2805 161 2195 125 2.646 
19979 4734 NER 5. 
192 1894 013 1 873 2108 397 5 
1929) 425 \ N Ti ER 

San Franzisko®) 

1913/14 443 83 5 398 5 - 
1927*) 2089 . y R - : kn be 
1928 793 1433 784 652 705 1731 
1929*) 2020 . . . x e 

!) Berichtsjahre endigen am 30. Juni, —?) Nur angekommene Schiffe. — ®) Berichtsjahre endigen am 31. März. — 


4) Einschließlich des Verkehrs über die großen Seen. Berichtsjahr ıgı3/ı14 endet am 30. Juni 1914. 
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LITERATURBERICHT 


OTTo Mauut: 


Literaturbericht aus der amerikanischen Welt 


Otto Maull: Vom Itatiaya zum Paraguay. 

Ergebnisse und Erlebnisse einer Forschungs- 
reise durch Mittelbrasilien. Mit 160 Bildern 
auf 8o Tafeln und 30 Karten. XV u. 366 S. 
Leipzig (Karl W. Hiersemann) 1930. Geb. 
60 RM. 


Selbstanzeige 
In dieser Veröffentlichung legt der Referent 
das Ergebnis einer halbjährigen Reise vor, die 
ihn im Jahre 1923 durch den ganzen Staat 
Rio de Janeiro, durch das südliche und mitt- 
lere Espirito Santo, die wesentlichsten Teile von 
Minas Geraes und Sao Paulo, Süd-Goyaz und 
Süd-Matto Grosso geführt hat, und die die 
erste modern-geographische Streife durch diesen 
Teil Brasiliens gewesen ist. Auf Grund seiner 
Forschungen hat er versucht, Mittelbrasilien 
zu schildern, wie das einst die großen klas- 
sischen Forschungsreisenden, Prinz Maximilian 
von Wied-Neuwied, v. Eschwege, v. Spix und 
v. Martius, v. Tschudi u. a., getan haben. Den 
die Land- 
schaften erleben zu lassen, ihm dabei weder die 
wissenschaftlichen Beobachtungen und Schlüsse 
zu ersparen, noch ihm die an sich nebensäch- 
lichen Zufälligkeiten, die aber einer Reise ein 
gewisses Kolorit geben, zu unterschlagen, das 
war seine Absicht. Sie ist ihm geboren worden 
aus dem Gefühl, daß die Länderkunden im all- 
gemeinen doch zu abstrakt sind, um eine leben- 
dige Vorstellung von fremden Ländern zu ver- 
mitteln. Im ganzen ist bei der Darstellung der 


Reiseweg eingehalten worden, wenn sie ihm 


in Gedanken mitreisenden Leser 


auch weder im großen noch im kleinen skla- 
visch gefolgt ist. Denn die Erkenntnisse, die 
auf den Routen gewonnen wurden, mußten im 


Rahmen der einzelnen Landschaften verarbeitet 


werden, wenn das Ziel erreicht werden sollte. 
Das ist in dem Hauptteil des Buches geschehen. 
Ein Schlußkapitel bringt dann „Mittelbrasilien 
im Lichte der Reiseergebnisse“. Dieses enthält 
eine vergleichende Zusammenfassung der um- 
fangreichen geomorphologischen Beobachtungen 
und einige Beiträge zur Klimatologie und Pflan- 
zengeographie; es setzt wiederum breiter ein 
bei der Betrachtung der mittelbrasilianischen 
Kulturlandschaft und würdigt schließlich Mittel- 
brasilien als Kernraum Gesamtbrasiliens. Das 
Buch ist den Stiftern der Reise, Dr. Wilhelm 
G. Regendanz und Dr. Paul Regendanz, gewid- 
met. Dem Verlag gebührt voller Dank für die 
würdige Ausstattung. 


Günter Tessmann: Die Indianer Nordost- 
Perus. Grundlegende Forschungen für eine 
systematische Kulturkunde. Veröffentlichung 
der Harvey-Bassler-Stiftung. Mit ı3 Bunt- 
drucken, 95 Tafeln, Autotypien und Strich- 
ätzungen, 6 Abb. im Text, 42 Kartogrammen 
und ı Karte. XIu. 8568. Hamburg (Friederich- 
sen, de Gruyter u. Co.) 1930. Geh. 88 RM., 
geb. 96 RM. 


Dem mächtigen Band gebührt unstreitig eine 
ganz hervorragende Stellung in der ethno- 
graphischen Literatur. Er ist orientiert an dem 
Gedanken der Kulturkreisforschung, der, wie 
die Völkerkundler merkwürdigerweise immer 
wieder behaupten, von Frobenius in die Ethno- 
graphie eingeführt worden sein soll. Er stammt 
von Ratzel selbst, dem gerade das Wanderungs- 
problem (bei Tessmann S. ı) die Aufgabe der 
Völkerkunde gewesen ist. Unmittelbar schließt 
Tessmann an die verdienstlichen Forschungen 
von Pater W. Schmidt an. Er hat dazu einen 
der völkerkundlich am komplexesten zusammen- 


gesetzten Winkel Südamerikas gewählt. Nach 
iner allgemeinen Wegbereitung breitet Tess- 


mann ein ungemein reiches Material aus. In 


»Kulturbildern“ werden 49 Stämme untersucht 


nach einem Schema, das bei jedem einzelnen 


Stamm 76 Fragen nach dessen materieller und 
_ geistiger Struktur stellt. Auf 42 Diagrammen 


werden die Ergebnisse der Beobachtungen und 


 Erkundungen dargestellt, deren Lesbarkeit 


außerordentlich durch die nebenstehende bild- 
liche Veranschaulichung erleichtert wird. „Diese 
Arbeit soll aber nicht nur eine reichhaltige 
und sichere Materialsammlung sein, sie soll 
vor allem zeigen, welchen Weg in Zukunft die 
Erforschung der Naturvölker einzuschlagen 
hat. Der Gedanke, der Geist ist in ihr die 
Hauptsache“ ($. 41). Das gilt ebenso für die 
Sammlung des Materials wie für dessen Aus- 
wertung. Das letztere geschieht in dem dritten 
kleineren, aber ebenfalls noch umfangreichen 
Teil, 
handelt. Zunächst werden die allgemein-geisti- 


der von den „Kulturverwandtschaften“ 
gen und sprachlichen Beziehungen besprochen, 
wobei die Religionen stark im Vordergrund 
stehen. Der weitere Untersuchungsweg geht 
von den materiellen und sozialen Verhältnissen 
aus und biegt zu den geistigen Tatsachen zu- 
rück, um die Gesamtheit der verwandtschaft- 
lichen Beziehungen zu erkennen. Unter den so 
erkannten Kulturgesellschaften werden in enger 
Beziehung geographischen Grundlage 
mehrere Kulturfamilien erkannt, die Altkultur- 
familie, die von den großen Flüssen, die ja 
schlechthin die Verkehrsstraßen bedeuten, ab- 
gedrängt ist und eine Rückzugsstellung auf- 
gesucht hat, die amazonische Kulturfamilie, die 
sich in die westamazonische und die ucayalische 
aufgliedert, die subandine und die sog. nörd- 
liche Kulturfamilie. Die Beziehung zur Land- 
schaft ist mit dieser Aufzählung und Namen- 
gebung ohne weiteres gegeben. Das Tiefland 
hat andere Kulturen entwickelt als das andine 
Bergland; und auch weiter sind die Kulturen 
entsprechend der einzelnen Landschaftskammern 
differenziert. Deutlich ergibt sich auch, wie die 
amazonische Kulturfamilie in das Areal der 


zur 
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Altkulturfamilie eingedrungen ist, dieses ge- 
sprengt und zu Mischungen Anlaß gegehen 
hat. Die subandine Kulturfamilie ist aus einer 
Mischung eines von den Anden gekommenen 
Völkerstroms mit der amazonischen entstan- 
den. Die nördliche Kulturfamilie zeigt karibische 
Elemente. Schließlich werden die Beziehungen 
des untersuchten Ausschnitts zu Gesamtsüd- 
amerika gestreift und die „Kulturkreise“ 
W. Schmidts gewürdigt. Dabei erscheint Tess- 
manns Werk als ein für die Forschung weg- 
weisendes: es bringt den eigentlich selbstver- 
ständlichen Beleg, daß der historische Verlauf 
der Entwicklung nur induktiv erkannt werden 
kann, ausgehend von Einzelkulturen, weiter- 
schreitend zu größeren Gemeinschaften. 


Hermann Lufft: Lateinamerika. Sammlung: 
Provinzen der Weltwirtschaft und Weltpolitik. 
Mit ı bunten u. ı6schwarzen Karten, 202 Abb. 
u. Diagr. XII u. 484 8. Leipzig ee 
phisches Institut) 1930. Geb. 28 R 
Es entspricht völlig dem Bedürfnisse unserer 

Zeit, der Phase inniger weltwirtschaftlicher und 

weltpolitischer Verknüpfung, spezielle politisch- 

geographische und wirtschaftsgeographische 

Länderkunden herauszubringen. Eine solche 

wirtschaftsgeographische, reich illustrierte, ihre 

Darstellung genügend mit statistischem Mate- 

rial belegende Landeskunde, die man sehr be- 

grüßen kann, ist dieses Buch. Ich: sage: Lan- 
deskunde und nicht Länderkunde. 


echt geographische länderkundliche Unterbau 


Denn der 


fehlt ihr ebenso, wie sich die Darstellung darum 
letzten Endes nicht in die länderkundlichen 
Gesetzmäßigkeiten einzuordnen vermag. Das 
Weltpolitische hat nur den Rahmen für die 
Einteilung Lateinamerikas abgegeben. Bestimmt 
hätte eine tiefere länderkundliche Fundierung 
dem Buche nichts geschadet: und sicher wären 
höhere Erkenntnisse für die wirtschaftliche 
Wesenheit der Länder gewonnen worden. Aber 
auch so ist das Buch eine treffliche Orien- 
tierung über die wirtschaftlichen Verhältnisse 
der einzelner Staaten Lateinamerikas, die gern 
benutzt werden wird. Es verdient nachdrück- 
liche Empfehlung mit dem besonderen Hin- 


980 


weis, daß es sich an einen weiten Kreis, be- 
stimmt nicht etwa an die Fachwissenschaftler, 


wendet. 


Adolf Reichwein: Mexiko erwacht. Mit 
ı5 Karten und 48 Abb. XI u. 274 8. Leipzig 
(Bibliographisches Institut) 1930. 

Das moderne Mexiko als Raum „im Span- 
nungsfeld der großen Mächte“, als Resultierende 
autochthoner und allochthoner Kräfte zu be: 
greifen, ist die Aufgabe dieses Buches. Es hat 
sie in einer tiefschürfenden, aber flott geschrie- 
benen, vorzüglichen Darstellung gelöst. Sie 
spannt das Land in das Geflecht auf Amerika 
beschränkter und weltweiter Beziehungen ein, 
beginnt mit dem Widerspiel panamerikanischer 
Verknüpfung und panhispanischer Bindung 
und orientiert sich dann nach einer kurzen 
Skizzierung des Raums und einer eingehenderen 
der Volks- und Nationsgeschichte im einzelnen 
an den großen raumgebundenen, vom Verfasser 
genetisch entwickelten Problemen: an den Agrar- 
frage, an der politischen Weltanschauung, die 
sich in dem Gegensatz konservativ-liberal er- 
schöpft, an dem Kulturkampf, an dem Ölkampf. 
Unverkennbar ist das innige Verhältnis, das 
der Verfasser zu dem Land hat. Darum ist es 
ihm ausgezeichnet gelungen, den gesamten 
Fragenkomplex vor dem Leser zu analysieren, 
mit dessen Beantwortung Mexiko immer noch 
ringt. Wer sich darum Mexikos Schicksalsfrage 


vorlegt, wird zu diesem Buche greifen müssen. 


Erwin Rüsch: Die Revolution von Saint 
Dominique. Übersee-Geschichte. Eine Schrif- 
tenfolge herausgegeben von Adolf Rein. Bd. 5. 
Mit 2 Tafeln u. ı Karte. X u. 210 $. Ham- 
burg (Friedrichsen, de Gruyter u. Co.) 1930. 
14 RM. 

Da frühere deutsche sowohl wie amerikanische 
und französische Versuche, die das Thema in 
weiterem Rahmen angeschnitten haben, zu wenig 
befriedigenden Resultaten geführt haben, hat 
sich das Buch die Aufgabe gestellt, die Revo- 
lution nicht als ein bloßes Anhängsel der fran- 
zösischen, wie sie früher aufgefaßt worden ist, 
sondern als einen selbständigen Vorgang zu 
behandeln und dabei ihren Typus zu entwickeln, 
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der sie als ein Glied in der Kette kolonialer 

Katastrophen zeigt. Dabei ist sie naturgemäß 
als ein sehr viel unbedeutenderer Prozeß paral- 
lelzuschalten der großen französischen Revo- 
lution. Ihre besondere Eigenart erhält sie aber 
von vornherein dadurch, daß sie die einzige 
derartige Bewegung ist, die von Negern getra- 
gen wurde. Rein zeitlich steht sie ebenfalls in 
einer gewissen Sonderung zwischen dem Abfall 
der Vereinigten Staaten und den Unabhängig- 
keitsbewegungen in Lateinamerika. Verfasser 
glaubt sicher mit Recht schon in der eigen- 
artigen Gründung der französischen Kolonie, 
die nicht vom Staat, sondern von Bukaniern 
und Flibustiern getragen wurde, in denen die 
französischen Elemente überwogen, die Ursache 
zu der späteren Bewegung zu sehen. Der tiefere 
Grund liegt aber in der ungemein kraftvollen 
wirtschaftlichen Entwicklung der Tropenkolonie, 
die den Zustand ihrer Verselbständigung rasch 
heranreifen läßt. So analysiert dieses Buch in 
klarer Zielsetzung und guter Darstellung ein 
besonders in seiner engräumigen Gebundenheit 
sehr lehrreiches Beispiel für einen viel allge- 
meineren Vorgang, nämlich den der Verselb- 
ständigung der Peripherie. 


Helmer Key: Kaffee, Zucker und Bananen. 
Eine Reise nach Kuba und Guatemala. XII u. 
360 $. München (Drei Masken Verlag) 1929. 


Das Buch ist das Ergebnis einer Reise, die 
Helmer Key, der Chefredakteur des Svenska 
Dagbladet, 1928 nach Kuba und Mittelamerika 
ausgeführt hat, um die Besiedlungsmöglich- 
keiten dieser Länder aus eigener Anschauung 


kennenzulernen. Historische 


Reminiszenzen 
wechseln in der Darstellung mit Zustandsschil- 
derungen und persönlichen Eindrücken. Be- 
sonders die modernen großen organisatorischen 
Leistungen auf Kuba, ebenso Kubas und Gua- 
temalas wirtschaftlicher Reichtum werden her- 
vorgehoben. Das Buch ist leicht, aber doch 
fesselnd für einen Leser geschrieben, der sich 
durch die Darstellung eines sich selbst orien- 
in die Welt der nörd- 
lichen amerikanischen Tropen einführen lassen 
will. 


tierenden Reisenden 


y 
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g 
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Bielefeld und Leipzig (Velhagen und Klasing) 
1929., 
Der Verfasser, Professor an der Landwirt- 


‚schaftlichen Hochschule in Santiago de Chile, 


betrachtet in der vorliegenden Arbeit zunächst 
die geographischen Grundlagen der Agrar- 
produktion, dann diese selbst. Ein kurzes Ka- 
pitel gedenkt der Förderung dieser Produktion 
von der spanischen Zeit bis heute. Den Schluß 
bildet eine genauere Darstellung des Departe- 
mento Ösorno, das die größten Entwicklungs- 
möglichkeiten für die Agrarproduktion und 
darum auch für die Kolonisation birgt. Das 
Buch ist ein wertvoller Beitrag zur Agrargeo- 
graphie Südamerikas und vermag besonders auf 
die Einwanderung in Chile dirigierend zu 
wirken. 


Hans Mortensen: Zinsfuß und Kulturland- 
schaft in Südchile. Geogr. Anzeiger 1929. 
Heft ı2. 

Es sind kurze, aber interessante Erwägungen 
über die beiden anscheinend so weit ausein- 
anderliegenden Begriffe. 

Hans Krieg: Indianerland. Bilder aus dem 
Gran Chaco. Mit 25 Tafelbildern und 70 Text- 
bildern. VIII u. 140 $. Stuttgart (Strecker 
und Schröder) 1929. Geb. 6,50 RM. 

Es ist ein Nebenprodukt der wissenschaft- 
lichen, zoologischen, ethnographischen und 
topographischen Ergebnisse der großen Chaco- 
expedition Kriegs, für das man dem Verfasser 
wiederum aufrichtig dankbar sein muß. Denn 
es ist ja bekannt und auch an dieser Stelle 
bei der Besprechung seines „Urwald und Kamp“ 
gesagt worden, daß der Verfasser über eine 
seltene Meisterschaft verfügt, in Wort und 
Stift Eindrücke, Stimmungen, Erlebnisse fest- 
zuhalten, die dieses wilde Land erst ganz ver- 
stehen machen. 

Coriolano Alberini: Die deutsche Philo- 
sophie in Argentinien. Mit einem Geleit- 
wort von Albert Einstein. Argentinische Büche- 
rei. 84 S. Berlin-Charlottenburg (Heinrich 
Wilhelm Hendriock Verlag) 1930. Kart. 3 RM., 
geb. 3,60 RM. 
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Alberini, der Professor der Philosophie und 
Direktor des Philosophischen Instituts an der 
Universität Buenos Aires, legt hier die engen 
Beziehungen zwischen der deutschen Philosophie 
und der Pflege der Philosophie in Argentinien 
dar. Er gibt damit einen kurzen feinsinnigen 
Abriß der etwa hundertjährigen argentinischen 
Geistesgeschichte, der den überragenden Ein- 
fluß Herders auf die philosophischen und poli- 
tischen Anschauungen in Argentinien zeigt. 
Mittler ist der Dichter Esteban Echeverria. 
Später finden Savigny und Krause Anhänger. 
Die Generation um 1880 war positivistisch ein- 
gestellt. Vor allem war Haeckel bekannt ge- 
worden. Später wirken Wundt, Ebbinghaus v. a. 
Natürlich ist Nietzsche nicht ohne Einfluß ge- 
blieben. Besonders das Wirken Kruegers in 
Buenos Aires, dann das Ortega y Gassets hat 
Argentinien mit der neueren und zeitgenös- 
sischen deutschen Philosophie bekannt gemacht. 
G. Sinner: Brasilien. Technisch-wirtschaftliche 


Auslandführer. Bd. ı. XV u. 292 $. Berlin 
(VDI-Verlag) 1930. 


Es ist ein praktisch orientierter landeskund- 
licher Überblick, der Land und Volk in seiner 
Gesamtheit, die einzelnen Bundesstaaten und 
die Städte, den Staat, das Verkehrswesen, die 
Landwirtschaft, die Energiewirtschaft, den Berg- 
bau, die Industrie, den Handel und das Geld- 
wesen betrachtet. Es schließt ab mit der Wür- 
digung der Beziehungen zu Deutschland und 
gibt praktische Winke für Einreise und Aufent- 
halt. 


erwünschtes Buch sein. Für ihn ist es bestimmt. 


Jedem Brasilienreisenden dürfte es ein 


Karl Gläser: Erwerb und Verlust der Staats- 
angehörigkeit in Hispano-Amerika. Ab- 
bandlungen des Instituts für politische Aus- 
landskunde an der Universität Leipzig, heraus- 
gegeben v. Richard Schmidt. H.g. XIu. 1135. 
Leipzig (Robert Noske) 1930. 6 RM. 

Es ist eine sehr tüchtige Untersuchung, die 
die z. T. recht komplizierten Verhältnisse zeigt. 
In Argentinien allein gilt in fast reiner Form 
das ius soli. Der Grundsatz des ius soli ver- 
einigt sich mıt dem ius sanguinis, aber be- 
grenzt durch die Erfordernis der Niederlassung 


oder Option in Bolivien, Brasilien, Chile, Para- 
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guay, Uruguay. Guatemala, Peru, Ekuador. Das 


ius soli, erweitert durch das ius sanguinis, letz- 
teres begrenzt durch Option oder Niederlassung 
oder beides, gilt in Columbien, Costa-Rica, 
Nicaragua, Honduras. Ius sanguinis unum- 
schränkt, vereinigt mit ius soli, begrenzt durch 
Niederlassung oder Option oder andere Erfor- 
dernisse, herrscht in Kuba, Haiti, der Domini- 
kanischen Republik, San Salvador, Mexiko und 
Panama. Venezuela endlich nimmt eine Son- 
derstellung ein: ius soli und ius sanguinis gel- 
ten beide unumschränkt. Die Schrift kommt 
ebenso den praktischen Bedürfnissen entgegen, 
wie sie einer theoretischen Überschau den Be- 
griff der Staatsbürgerschaft umgrenzt und da- 
bei zeigt, welch enge Grenzen ihr z. T. in ein- 
zelnen Staaten gezogen sind. 

Carl Troll: Die wirtschaftsgeographische 
Struktur des tropischen Südamerika. Geo- 
graphische Zeitschrift 1930. S. 468—485. 
Der Verfasser bietet in der geschickten Zu- 

sammenfassung an sich bekannter Gesichts- 
punkte einen verdienstlichen Überblick über 
die Struktur des südamerikanischen Tropen- 
raumes. 

Ibero-Amerikanisches Archiv. Herausgeber: 
Ibero-Amerikanisches Institut. 4. Jahrgang. 
H. ı—3. Berlin und Bonn (Ferd. Dümnler) 
1930. 

Die früher schmalen, aber wertvollen Hefte 
haben sich seit der Schaffung des Ibero- 
Amerikanischen Instituts in Berlin zu einer 
stattlichen Publikation deren 
Schriftleitung wie auch vorher in der bewähr- 
ten Hand Otto Quelles liegt. Es ist ungemein 
zu begrüßen, daß damit eine Zeitschrift auf 
breiter wissenschaftlicher Grundlage geschaffen 
ist, in der sich das deutsche Interesse an Süd- 
amerika und dieses selbst spiegelt. Die drei 
vorliegenden Hefte können schon Beleg sein 
für den Wert einer solchen Publikation. Heft ı 
orientiert über die Entstehung des Instituts, 


ausgewachsen 
hi 


das aus drei Keimzellen zusammengewachsen 
ist: der Quesadabibliothek, dem Bonner Ibero- 
Amerikanischen Institut, das Otto Quelle in 
zäher Arbeit aus eigener Initiative geschaffen 
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hat, und der Mexiko-Bücherei, die Hermann B. \ 
Hagen gesammelt hat. Den Rest des Heftes 
ebenso wie das Heft 2 nehmen einzelne Bei- 
träge zur Geschichte und politischen Geo- 
graphie Iberoamerikas ein. Heft 3 bringt die 
Forschungen Franz Termers zur Ethnologie 
und Ethnographie des nördlichen Mittelameri- 
kas. Umfangreiche Literaturberichte, darunter 
auch die beiliegende von Praesent besorgte 
Ibero-Amerikanische Bibliographie, machen die 
Veröffentlichung noch besonders wertvoll. Auf 
einzelnes kann an dieser Stelle nicht einge- 
gangen werden. 


E. Müller-Sturmheim: Ohne Amerika geht es 
nicht. 152 S. Zürich-Leipzig-Berlin (Amalthea 
Verlag) 1930. Geh. 4 RM., geb. 6 RM. 

Der Verfasser mag recht haben. Aber ohne 
dieses Buch ginge es schon. Denn seine Grund- 
einstellung ist durchaus nicht einwandfrei. 

Nicht die Materie, sondern die Ideen haben 

die Welt gestaltet, von der hier die Rede ist. 

Und die Kapitel des Buches sind trotz aller 

Geistigkeit ihrer Themastellung nach altbacken. 

Wieder hören wir von der Geschichtslosigkeit 

Amerikas, von der amerikanischen Frau und 

Mit solchen Büchern über 

Amerika ist es eigentlich allmählich genug. 


ähnlichem mehr. 


Heinz Kloss: Lewendiche Schtimme aus 
Pennsilveni. Schreiwes vun Charles R. Ro- 
berts, Astor C. Wuchter und Charles C. More. 
153 $. Stuttgart und New York (Ausland und 
Heimat) 1929. 4,20 RM. 
Pennsylvania-Deutsch ist ein pfälzischer Dia- 

lekt mit englischen Lehnworten, der von etwa 

800 000 Menschen, Nachkommen von Einwan- 

derern aus dem 17. und 18. Jahrhundert, ge- 

sprochen wird. Als Schriftsprache haben sie 

im allgemeinen das Deutsche abgelegt, dagegen 

pflegen sie ebenso im Umgang mündlich und 

schriftlich ihre alte Sprache wie in einer um- 
fangreichen deutschen Literatur. Die Autoren, 
die zu diesem Buch beigesteuert haben, sind 

Amerikaner der fünften Generation. Das Buch 

ist ein vortreffliches Zeugnis dafür, daß sich 

eine deutsche Mundart in reiner heimatlicher 


Prägung trotz der vereinheitlichenden Tendenz 


des 'Amerikanismus getreulich, wenn natürlich 
e nicht ohne san zu erhalten ver- 
ur 

Hermann Wagner: Von Küste zu Küste. 
Bei deutschen Auswanderern in Kanada. 128 $. 
# Hamburg(Verlag Ev.-luth. Auswanderermission) 

1929. Kart. 3 RM. 
| Das mit charakteristischen Aufnahmen und 
einigen Lageskizzen illustrierte Buch gibt in 

seinem ersten Teil einen Überblick über Ge- 

schichte und Landschaft, über Wirtschaft, Po- 
litik und Kultur Kanadas. Es verfolgt dann 

‚ den Weg des Einwanderers und widmet das 

- Schlußkapitel einer Skizze des Deutschtums in 

Kanada. Letzteres wird von dem Verfasser auf 

450000 Menschen geschätzt. Das Buch will 

eine Beratungsschrift über Kanada sein und 

nimmt daher überall auf praktische Erforder- 
nisse in günstiger Weise Rücksicht. Es wird 
seiner Aufgabe vollauf gerecht. Auch die Ein- 
stellung zum Problem der Auswanderung über- 
haupt ist sehr fein abgewogen. 

„Max Biehl: Die Wirtschaft des Fernen 

° Westens. Ihre natürlichen Grundlagen und 
der heutige Stand der Erschließung. Ham- 
burgische Staatsuniversität, Abhandlungen aus 

dem Gebiet der Auslandkunde. Bd.32, Reihe A. 

Rechts- und Staatswissenschaften. Bd. 4. Mit 

38 Abb. XI u. 1ı7ı 5. Hamburg (Fıiederich- 

sen, de Gruyter u. Co.) 1929. 

Der erste Teil der stattlichen Untersuchung 
ist eine geographische Dissertation aus Passarges 
Schule. Sie bringt in einer kurzen, aber aus- 
gezeichneten Analyse — mag man sich mit 
den „gemäßigten Winterregen-Trockenländern“ 
u. a. befreunden oder nicht — die natürlichen 
Gegebenheiten. Der Hauptteil nennt sich: die 
Kulturlandschaften. Die Bezeichnung ist für 
den Inhalt nicht ganz treffend. Denn es wird 
weniger von der Landschaft selbst, von dem 
kulturlandschaftlichen Formenschatz, als von 
der Dynamik in der Kulturlandschaft gehandelt. 
Die Wesenszüge der Kolonisation, die Tech- 
niken der Farmwirtschaft, die Farmsysteme 
werden in ausreichender Ausführlichkeit skiz- 
ziert. Biehl, der den Lesern dieser Zeitschrift 
durch öftere Hinweise auf seine Beiträge im 


pr 
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Wirtschaftsdienst und durch die Verwendung 
derselben bei der amerikanischen Bericht- 
erstattung wohl bekannt ist, hat unstreitig der 
deutschen Literatur über Amerika eine recht 
wertvolle Studie in dieser Arbeit beigesteuert. 


Bruno Dietrich: Der wirtschaftliche Pan- 
amerikanismus der USA. Erde und Wirt- 
schaft 1930. 8. 97— 108. 


Dietrich hat über die Art und Auswirkung 
des wirtschaftlichen Panamerikanismus eine sehr 
beachtenswerte Überschau gehalten. Ist zwar 
die Klassifizierung der verschiedenen Imperia- 
lismen nur unter rein wirtschaftsgeographischen 
Gesichtspunkten vorgenommen, was eine starke 
Einengung des Begriffs bedeutet, so trifft der 
Verfasser aber doch bei Amerika ins Schwarze 
und veranschaulicht seine Ausführungen durch 
außerordentlich charakteristische Kartogramme. 
Edward Jerome Dies: Der Spekulant. Auf- 

stieg und Sturz des amerikanischen Weizen- 

königs. Übersetzung von Caroline Renner. 


274 S. Berlin (Transmare Verlag) 1930. Geh. 
5 RM., geb. 7,50 RM. 


Die Amerikabücher des Transmare Verlags 
haben sich die Aufgabe gestellt, Typen der 
amerikanischen Gesellschaft in lebensvoll plasti- 
scher Gestaltung dem Leser nahezubringen. An 
Benjamin Hutchinson ist ein vorzügliches Ob- 
jekt gefunden, an dem die kleinen Anfänge, 
der zähe, von Rückschlägen unterbrochene 
Aufstieg, die gigantische Beherrschung des 
Marktes und der jähe Zusammenbruch dieses 
Börsengenies verfolgt werden können. Kein 
anderer Führer des Weizenpits hat weder vor- 
her noch später eine solche Herrschaft erlangt 
wie dieser Old Hutch. 

Ludweel Denny: Amerika schlägt England. 

Geschichte eines Wirtschaftskrieges. Aus dem 

Amerikanischen übersetzt von A. Dombrowsky. 


456 $. Stuttgart und Berlin (Deutsche Ver- 
lagsanstalt) 1930. Geb. ı2 RM. 


Es ist sehr zu begrüßen, daß Dennys „Ame- 
rica conquers Britain“ nun in deutscher Auf- | 
lage vorliegt, die hoffentlich allseitige Beach- 
tung findet. Denn es enthüllt im Gegensatz 
zu den pazifistischen Versicherungen, die die 


Welt von Amerika zu hören nun schon ge- 
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wohnt ist, und zu manchen Maßnahmen der 
Selbstbeschränkung, die sich die Amerikaner 
auferlegen, das wahre Gesicht Amerikas. Ein 
Krieg zwischen Amerika und England ist nicht 
undenkbar! Er ist sogar wahrscheinlicher als 
ein Krieg zwischen Amerika und irgendeiner 
anderen Macht. Das ist der Grundton, auf den 
das Buch eingestellt ist, und die Legende vom 
lieben Vetter und der angelsächsischen Gemein- 
schaft wird damit abgewiesen. Zwei Weltreiche 
stehen einander gegenüber, und zwischen den 
beiden herrscht wirtschaftlicher Kriegszustand, 
der verschärft wird durch die Bewegung inner- 
halb der beiden Reiche, die nicht in parallelem 
Ausgleich nebeneinander bestehen: das eng- 
lische ist im Abstieg, das amerikanische im 
Aufstieg. England kämpft um sein Leben, 
Amerika kämpft um seine ersehnte Größe. 
Dieser Kampf wird in seinen Phasen und seinen 
Zielsetzungen analysiert in allen Gebieten des 
wirtschaftlichen Lebens, dem Handel, dem Geld- 
markt, der Industrie und der Rohproduktion. 
Man muß diese wirtschaftlichen Schachzüge, 
die nur in untergeordneter Weise auch eine 
territoriale Note haben, mit Denny verfolgen, 
um zu erkennen, daß das Spiel für England 
verloren ist. Amerikas Ziel ist ein großartiges 
Weltwirtschaftsreich, nicht ein seiner Regie- 
rung unterstelltes riesiges Territorium, wie es 
sich England nach dem Typ der großen Reiche 
der Vergangenheit geschaffen hatte. 


Graf Hermann Keyserling: Amerika. Der 
Aufgang einer Neuen Welt. 475 S. Stuttgart 
und Berlin (Deutsche Verlagsanstalt) 1930. 


Auch dieses Buch ist übersetzt. Graf Keyser- 
ling hat es englisch geschrieben, für Ameri- 
kaner bestimmt und dann ins Deutsche über- 
tragen lassen, weil sein Inhalt den Deutschen 
ebenso wie die Welt im ganzen angeht. Denn 
„der Geist der Vereinigten Staaten entspricht 


durchaus der neuen Zeit. Nur stellt er in sei- 
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ner heutigen Gestalt eine Embryonalphase dar. 
Dementsprechend schrieb ich dieses Buch ur- 


F 


sprünglich in der Absicht, den Amerikanern b 


den Weg zur echten Selbstverwirklichung zu 
ebnen. Beinahe alle ihre Probleme sehen sie 
bis heute falsch, die meisten ibrer bewußten 
Zielsetzungen sind bedenklich... Wir alle 
leben ja, ob wir es wissen oder nicht, im Zeit- 
alter jener neuartigen Geistigkeit .... So gibt 
es kein amerikanisches Problem, das nicht zu- 
tiefst auch unser Problem wäre. Dies ist der 
innere Grund jener Amerikanisierung, die trotz 
alles Geschimpfes überall unaufhaltsam um 
sich greift. Doch Europa, Deutschland an der 
Spitze, amerikanisiert sich heute vor allem in 
falschem Sinn... Aber Europa wird auf sei- 
nem neuen Weg dann erst zielsicher fort- 
schreiten können, nachdem es dank seiner Aus- 
einandersetzung mit den Vereinigten Staaten 
eine Wiedergeburt erlebt hat.“ Das ist in 
Keyserlings Worten die Grundlegung für dieses 
Buch. Den Antworten auf die Fülle von Fra- 
gen, die in tiefbohrender Weise in ihm auf- 
geworfen werden, etwa in einem Referat ge- 
recht zu werden, ist hier nicht möglich. Denn 
der ganze Komplex „Amerika“ zieht an uns 
vorüber, von der amerikanischen Landschaft, 
die als Land ohne Seele, ohne psychische 
Atmosphäre gefaßt wird, wo aber doch auch 
die Ansätze zur Bildung einer neuen Seele zu 
erkennen sind, bis zu den letzten Äußerungen 
des Menschengeistes in Amerika. Die Gegen- 
stände, die beim Thema Amerika zum Fragen 
anregen, sind meist gut bekannt und in ihrem 
Wesen schon oft kritisiert worden. Aber die 
Fragestellungen Keyserlings sind neu, gewon- 
nen mit dem ganzen Werkzeug seiner Philo- 
sophie, so daß hier zum erstenmal, wie er 
selbst sagt, zugleich auch eine wirklich all- 
gemeinverständliche Darstellung seiner Philo- 
sophie gegeben wird. 
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 Abessinien: Berichterstattung 181, 348, 608, 
918, 919 — Die Tsana-Frage und das Ein- 
dringen der Amerikaner in Abessinien 128 
> bis 135. 
 Abgleichungsprozeß England-Ame- 
4 . rika: Berichterstattung 932—934. 


Abrüstungsverhandlungen in Genf: Be- 
 _ richterstattung 914—915. 

-Adermann, W. 664”. 

Afghanistan: Berichterstattung 271, 756. 
Afrika: Berichterstattung 5, 100— 101, 181, 
z 348, 509, 590, 607, 608, 669—670, 749, 
2 833, 918—g19 — Die Tsana-Frage und das 
e Eindringen der Amerikaner in Abessinien 
| ı28—ı35 — Hüttenproduktion und Ver- 
brauch von Kupfer 1913 und 1927: 158 — 
3 Prognose der Weltpolitik 286—294 — Ver- 
kehrslinien zwischen Afrika und Amerika 
2 607—608 — Ost- und Südafrika im indi- 
schen Lichte 631ı—636 — Liberia und die 
: Vereinigten Staaten 637—642 — Statistik 

37. 

Ekdiaterens in Warschau: Weltwirt- 
schaftlicher Bericht 807—808. 

Agrarprobleme 582°, 824”. 

Ägypten: Berichterstattung 99, 348, 509, 590, 
608, 791—792 — Statistik 257, 501, 502, 
655, 899. 

Albanien: Berichterstattung 830 — Das euro- 
päische Gespräch über das europäische Schick- 
sal 609—615, 686—690. 

Alberini, C. 98:1”. 
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Alberti, M. ııg". 

Alefeld, E. 743”. 

Algier: Statistik 417. 

Alnor, K. 659", 874*, 878*. 

Altekar, A. S. 594”. 

Aluminium: Statıstik 334. 

Amann, G. 923*, 

Amerika: Berichterstattung 16—19, 110—117, 
187—ı91, 274—281, 436—446, 519—525, 
599— 608, 679—685, 759— 768, 842—85o, 
927—934 — Hüttenproduktion und Ver- 
brauch von Kupfer 1913 und 1927: 158 — 
Amerika im Luftverkehr 233—243 — Pro- 
gnose der Weltpolitik 286—294 — Monroe- 
Doktrin, Panamerika und Völkerbund 3ı9g 
bis 323 — Verkehrslinien zwischen Amerika 
und Afrika 607—608 — Verkehrsverbindung 
nach Europa 685 — Statistik 737. 

Amerikanisches Mittelmeer: Berichter- 
stattung 607. 

Anesaki, M. 838*. 

Anger, H. 903. 

Anstein, H. 176. 

Antarktis: Berichterstattung 685 — Polar- 
politik 800—805. 

Argentinien: Berichterstattung 19, 117, 187 
bis 188, 277, 442, 445, 520, 604, 685, 759 
bis 763, 847—848, 928 — Statistik 257, 
258, 417, 418, 502, 736, 977. 

Arktis: Polarpolitik 800—803. 

Arutz, W. 579”. 

Asien: Hüttenproduktion und Verbrauch von 
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länder 1923—27: 368 — Frankreichs Kampf 
um Europa 355—372 — Die neue Gebiets- 
einteilung in Südslawien 373—381 — Das 
europäische Gespräch über das europäische 
- Schicksal 609—615, 686—690 — Zur Kon- 
ferenz von Sinaia 615—618 — Statistik 5or, 
+ 655. 
Südtirol: Berichterstattung 4, 266, 346, 830. 
Suezkanal: Berichterstattung 10. 
Sulzbach, W. 173”. 
Supan, A. 576°”. 
Sverdrupinsel: Berichterstattung 934. 
Sympher 692°. 
Syrien: Berichterstattung 426, 792, 793. 


Tabak: Statistik 501. 

Tacke, 648. 

Tagore, R. 840*. 

Tanga: Berichterstattung 669—670. 
Tanganyika-Mandat (s. Deutsch-Ostafrika). 
Tasmanien: Berichterstattung 835. 
Tayama, B. 6*. 

Taylor, G. rto*. 

Tchai Tsoun-Achun 109*, 342”, 740”. 
Tee: Statistik 500. 

Teleki, Graf P. 45. 

Tessman, G. 978*. 

Tiander, K. 82. 

Tibet: Berichterstattung 270—-271, 429, 430. 
Thierfelder, F. 337”. 

Thiessen 880*. 
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Thompson, W, S. 834*. 

Thorbecke, F. 340**. 

Thudichum, F. v. 880*. 

Thürauf, U. 335*, 

Topf, E. 615, 660**. 

Török, A. 373. 

Toynbee, A. 103*, 268*. 

Transjordanien: Berichterstattung 100. 

Transsylvanicus 38ı. 

Trianon Nem! Nem! Soha! 905—g13. 

Trinidad: Berichterstattung 4, 43, 683 — 
Statistik 500. 

Troll, C. 982**. 

Tsana-See: Die Tsana-Frage und das Ein- 
dringen der Amerikaner in Abessinien 128 
bis 135. 

Tschechoslowakei: Berichterstattung 177, 
669, 747—748, 825, 826 — Frankreichs 
Kampf um Europa 355—372 — Anteil der 
Einfuhrländer 1922— 1927: 368 — Energie- 
vorräte 496—497 — Das europäische Ge- 
spräch über das europäische Schicksal 609 
bis 615, 686—690 — Zur Konferenz von 
Sinaia 615—618 — Die wirtschaftliche Ver- 
flechtung der Kleinen Entente 944—950 — 
Statistik 256, 257, 258, 332, 333, 571. 

Tschirner, G. 95*. 

Tulinius, T. 297*. 

Tunis: Berichterstattung ı81, 608. 

Türkei: Berichterstattung 669, 748, 830, 923 
— Statistik 656, 899. 

Turkestan: Berichterstattung 427—429. 

Turkestan-Sibirische Eisenbahn: Welt- 
wirtschaftlicher Bericht 493— 494. 


Überschaar, H. 423*. 

Uganda: Berichterstattung 433, 590. 

Uhden, R. 429*. 

Ukraine: Polens ukrainische Ostmark 462 
bis 473. 

Ule, W. 164“. 

Ulitzka 125, 180 

Ungarn: Berichterstattung 97, 521, 830 — 
Frankreichs Kampf um Europa 355—372 — 
Anteil der Einfuhrländer 1924— 1927: 368 — 


Das europäische Gespräch über das europäische 


Schicksal 609—615, 686—690 — Zur 
Konferenz von Sinaia 615—618 — Nem! 
Nem! Soha! 9g5—gı3 — Statistik 257, 332, 
571. 


Uruguay: Berichterstattung ı16, 117, 443, 
605, 764 — Statistik 502, 977. 
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Venezuela: DieErschließung Venezuelasdurch Völkerbund: Monroe-Doktrin, Panamerika 


Deutsche 540—548 — Statistik 332. 

Vereinigte Staaten: Berichterstattung 13, 
16— 18, 98, 115— 116, 186— 187, 190—IQI, 
270, 277—280, 345, 350, 354, 426, 436, 
437, 438, 439—441, 443, Str, 514—515, 
516, 522—525, 604, 605—607, 608, 671, 
680—683, 766— 768, 835, 849—850, 918, 
919, 923, 926, 927, 929—934 — Weltwirt- 


schaftlicher Bericht 78—80, 646—648 —' 


Der pazifische Sicherungsgürtel 13 — Wirt- 
schaftslage Januar 1930: 16 — Okkupation 
Haitis 114— 115 — Nationalvermögen, Volks- 
einkommen, Rüstungsaufwand 119 — Wehr- 
haushalt 1928/29: 122 — Die Tsana-Frage 
und das Eindringen der Amerikaner in Abes- 
sinien 1238—135 — Gesamtanleihe der alli- 
ierten und assoziierten Regierungen 204 — 
Kriegsschuldner der USA. 205 — Monroe- 
Doktrin, Panamerika und Völkerbund 319 
bis 323 — Die Seemachtsverhältnisse im 
indopazifischen Raum 392—398 — Ameri- 
kanische Manöver am Panamakanal 1929: 
399—404 — Schlachischifftonnage nach dem 
Londoner Abkommen 438 — Die Folgen 
der Flottenkonferenz 447—453 — Liberia 
und die Vereinigten Staaten 637—642 — 
Zollkrieg gegen die USA. 680 — Bevölke- 
rungsziffer 1930: 681 — Anteil an der 
Welthandelsflotte 682 — Stickstoffproduk- 
tion 1913, 1925, 1929: 684 — Deutsch- 
amerikanischer Rulturaustausch 768 — Der 
Hawley-Smoot-Zolltarif 887—894 — Wirt- 
schaftsdepression und Arbeitslosigkeit 930 — 
Volkszählung 1930: 931 — Abgleichungs- 
prozeß England-Amerika 768, 932—934 — 
Der indopazifische Raum als Faktor der 
Weltpolitik 956—961 — Die militärpoli- 
tische Bedeutung des japanischen und des 
australischen Kolonialmandates 961—968 
— Unabhängigkeit der Philippinen? 968 
bis 972 — Statistik 256, 257, 258, 332, 
333,0. 334, 417, 2428,2500,0501, 5024735, 
976. 


Verkehrslinien zwischen Amerika und 


Afrika 607—608. 

Versailles: Berichterstattung 2, 97, 98, 178, 
427, 665, 827, 914 — Nem! Nem! Soha! 
905— 913. 


ev 


und Völkerbund 319—323. 
Volz, W. 573, 587°, 777*. 
Vorderer Orient: Berichterstattung 340, 509, 

669, 748—749, 833 — Zwischen Nedschd 

und Irak 58—67, 135—1ı43 — Die geo- 

politische Bedeutung der politisch-geographi- 
schen Homologien Vorderasiens 772 — Über- 

sicht über den Vorderen Orient 791—794 

— London, Moskau, Mossul-Öl 950—956. 
Voßler, O. 93'*. 


Wagner, I4 823 

Wagner, H. 983”. 

Währungsmetalle: Weltwirtschaftlicher Be- 
richt 284. 

Wanderungsbewegung: Statistik 258 bis 
259. 

Wallonen: Berichterstattung 916. 

Washio, S. 838*. 

Wasilewski, L. 467*. 

Warndt: Berichterstattung 507, 508. 

Weber, W. 823*. 

Wegener, G. 109*, 342”, 422°. 

Weidmann, C. 659”. 

Weissenborn 658*. 

Weiß, L. 58, 135. 

Weizen: Statistik 417. 

Weltwirtschaft: Weltwirtschaftlicher Bericht 
78—82, 281—285, 493—496, 645—648, 
806—810o — Luftverkehr einiger Länder 
1928: 256 — Bevölkerungs- und Wanderungs- 
bewegung wichtiger Länder 257—258 — 
Jährliche Erzeugung wichtiger industrieller 
Rohstoffe 332—334 — Anbau und Ernten 
wichtiger landwirtschaftlicher Erzeugnisse 417 
bis 419, 500—503 — Die Erschließung der 
Tropen 533—540o — Deutschlands Mittel- 
lage im Weltnachrichtenverkehr 56 1— 567 — 
Außenhandel der Staaten und Erdteile 567 
bis 571, 655—657, 735—737 — Zur Kon- 
ferenz von Sinaia 615—618 — Der Seever- 
kehr wichtiger Länder 1913, 1927— 1929: 
818—820, 899— 900, 976—977 — Die Ein- 
schaltung des Irrationalen in die Rationali- 
sierung 855—860o — Der Hawley-Smoot- 
Zolltarif 887—894 — Ivar Kreuger und die 
Russen 894—898 — Weltpersonenverkehr 
935—939 — Großbritannien am Wendepunkt 


Vierkandt, A. 175*. 939—944 — Die wirtschaftliche Verflechtung 
Vlamen: Berichterstattung 916. der Kleinen Entente 944—950. 
Vogt, W.H. 588*. Wentscher, E. 66.2**. 


Zinn: Statistik 334. 


Zink: Statistik 34. } 
Tee ii tandskenferene 
wirtschaftlicher Bericht 285. 
Zuckerrohr: Statistik 500. 
A R : Zuckerrüben: Statistik 500. = = 
apan Yearbook ı50*. Zwischeneuropa: Bund der zwischeneuropä- E2 
Yde, M.L. 30»*. ischen Agrarstaaten 669. IE 
Yosaburo Takekoshis 676”. Zypern: Berichterstattung 588. 
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op Wltn dem Tammnrhahı 


IR Die Einbanddecke 1g30JIl erscheint nach Weihnachten 
en und zebt den laufenden Beziehern unaufgefordert zu. 


8 Auf die beschränkte Auflage der Sonderausgabe des 

8, Beiheftes: Cohn, England und Palästina weise ich 

mit dem Rat, sich ein Exemplar des aktuellen und 
z interessanten Werkes zu sichern, besonders bin- 


W Titel und Inhaltsverseichnis rum Jahrgang 1930/ll 
beigelegt. 


‚allen : Freunden der „Ceopolitik“ wünsche ich ein 
frohes Fest und ein, auch in dieser harten Zeit, 


gutes neues Jahr. 


Kenia 


KURT VOWINCKEL VERLAG G.M. B.H. 


Mü 11 Karten und graphischen Dar- 
stellungen. Gr.-Oktav. X, 408 Seiten. 
RM 13,50, gebunden RM 15.— 
Band II: Der Seeverkehr. Der Luft- 
verkehr. Der Nachrichtenverkehr. Er- 
scheint im Frühjahr 1931. 

Dis sweite Auflage, dieses hervorragend besprochenen 
Werkes, ist entsprechend den in der Zwischenzeis 
vor sich gegangenen tiefgraifonden Veränderungen 
völlig ungearbeitet und: eigentlich ein neues Werk, 
Dem Verfasser erschien dabei dis konkret: Cestelung 
des Materials wichtiger als ihsoretische Erärie- 
rungen und Spekalasionen. Das Werk wird in zwei 
Bänden herausgegeben, dis einzeln käuflich sind, 


WALTER DE GRUYTER & C0., BERLIN W 10 
Genthinerstraße 38 


EIN BEITRAG ZUR BRITISCHEN EMPIRE-POLITIK 


8. Beiheft zur Zeitschrift für Geopolitik 

8° ; 320 Seiten - 3 Skizzen - Kart. M. 6.80 - Leinen M. 3,50 
Sonderausgabe: Kart. M. 6.— +» Leinen M.7.60 
— Nur für Bezieher der Zeitschrift für Geopelitik — 


Eine erste deutsche Gesamtdarstellung des zionistischen 
Gedankens und seiner Verwirklichung, — eine Schrift aus 
dem Gedankenkreis von Alfred Weber.» Gerade im Augen- 
blick des Umschwunges in der Palästina-Politik Englands 
besitzt dies Buch bei aller wissenschaftlicher Fundierung 
über den Rahmen des Zionismus hinaus eine große 
allgemeine Bedeutung: auf die Ereignisse im Vorderen 
Orient, auf die Haltung Englands in Indien fallen aus 
diesem Werk Lichter, welche die Finheitlichkeit in. der 
Neuordnung des Britischen Reiches erkennen lassen. 


KURTVOWINCKELVERLAG GMBH. 


a Handbuch de ea einem Band, 
..2.Auflage (0) = = 


Mit über 54000 Stichwörtern auf 800 dreispaltigen Textseiten, über 6200 Abbi- 
a ah agree San 2 sc aaa 
37 Übersichten und Zeittafeln und einem Nachtrag. 


Halbleinen RM 3 » Halbleder RM 20.— 


EINIGE NEUIGKEITEN DES ‚HERBSTES 1930 


S. A. ANDREE, Dem Andrdes Pelanpediion 1897 geführten 
Bars Sfr en a Ändrees, N. EN Grindberrung K raenkels 
u aeg I Pic 8.8 And N. Sen un RM II. fee 


um zwölf Uhr. ;®. Sonita din Teenie: danken Trsdecbeh aid Ay Dial auf den Menschen, die abenteuerliche, 
kampferfüllte Geschichte der wilden Bergvölker und das Heute in den südlichen bilden eine unlösliche Einheit 
ind maclien des Buch ‚zaseiinen mit den prächtigen Bildern zur bien Vorbild Reiseschilderung. 


Australien nicht nur berichtet, sondern das Erdteil in wall bar grey tk und damit seine enge 
Veckeckan u Ge Vak chen ve el Re u re en 


C. LEONARD WOOLLEY, Ur und die Sintflut. ee erlagnn 


Abrahams. Mit 9 Abbildungen, einer Karte und einem Plan von Ur. Geh, 6.50, Leinen 8. 

Diese Ausgrabungen haben eine vollständi Imwälzung den gebracht. 
nella \nan Sscdaik Arspitn. des Ksate. Kulterlend er WAR GR hr a Ba 

etwa 3500 v. Chr., bestand in Ur eine schon viele Ja tur, Dans er Bevels erbracht. def die Sinllr 


hichte ein historisches Ereignis ist. Di « Erzählung der Ausembungen wird von Fülle 
Bildern der, wertvollen Fundstücke buulennı dan Schlakeit un dir Sant rc Ei Or RE 


Verlangen Sie kostenlos und unverbindlich die reichbebilderten Prospekte. 
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